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Dienstanweisung 

für das 

AVS 

 

 

 

Ablagen 

 

 

Bei Ablagen ist zu unterscheiden zwischen ĂAblagen mit Ausleiheñ und ĂAblagen ohne 

Ausleiheñ 

ĂAblagen mit Ausleiheñ berechtigen jeden Mitarbeiter die Akte aus der elektronischen Ab-

lage zu holen, zu bearbeiten und ggf. weiterzuleiten. 

Ein Holen aus der ĂAblagen ohne Ausleiheñ ist nur f¿r Mitarbeiter mit der entsprechenden 

Berechtigung möglich (z.B. Archivmitarbeiter).  

 

Abgeschlossene Verfahrensakten sind grundsätzlich in die bk-/rk-Ablage weiterzuleiten.  

Ausnahme sind nur die formlos eingestellten Widerrufsakten, die entsprechend dem Leit-

faden in die Ablage Einbürgerung-Löschen zu leiten sind.  

Akten, die aus diesen Ablagen geholt werden, sind nach einer ggf. erforderlich geworde-

nen Bearbeitung dorthin zurückzulegen.  

Systemmäßig im Archiv abgelegte Akten sind nach Bearbeitung ins Archiv zurückzuleiten.  

 

Sofern bei Aktenbearbeitung festgestellt wird, dass die Akte in einer falschen Ablage ab-

gelegt wurde, ist diese nach erfolgter Bearbeitung in die richtige Ablage weiterzuleiten. 

Hierzu ist es erforderlich die Akte unter Berücksichtigung des korrekten Workflows weiter-

zuleiten, bis die entsprechende Ablageaktivität erreicht ist. Das System legt sie dann au-

tomatisch in die richtige Ablage.  

 

 

Im Folgenden wird eine Übersicht zu den Ablagen und dem zulässigen Inhalt dargestellt 
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Ablagen mit Ausleihe 

Systemname Zulässige Weiterleitung Besonderheiten 

DÜ-Ablage DÜ-Akten und DÜ-
Überstellungsmappen 

 

Hilfsakten Nur Akten vom Typ Hilfsakte  

Registratur Systemablage für Akten und 
Mappen, meist mit system-
mäßig erstelltem Timer 

Die Umprotokollierung in 
eine Timeraktivität (z.B. 
Fristüberwachung bk) oder 
die Tatsache, dass eine Ak-
te in dieser Aktivität steht, 
bedeutet nicht, dass ein Ti-
mer läuft. Bei Unklarheit bit-
te Akte im Arbeitskorb be-
lassen und Fristen manuell 
überwachen 

VG-Ablage Noch nicht abgeschlossene 
Akten im anhängigen Klage-
verfahren 
 

 

Wiedervorlage Akten und Mappen, die noch 
nicht abschließend bearbei-
tet sind (z.B. Geschäftsfall-
mappen) 

Individuell einstellbare WV 
bis zu einem Jahr, muss 
nach ĂHolenñ erneut einge-
geben werden 

 
Ablagen ohne Ausleihe 

Systemname Zulässige Weiterleitung Besonderheiten 

Archiv Nur abgeschlossene Akten, 
die bereits im Archiv waren. 

Keine Weiterleitung durch 
Anwender, System ver-
schiebt Akten automatisch 
aus den bk- /rk-Ablagen 

BK-Ablage Nur bestandskräftige Verfah-
rensakten aus dem Ablauf 
ĂBescheidñ 

Auswahl zwischen bk- oder 
rk- Ablage resultiert aus dem 
vorhergehenden Ablauf, 
nicht aus der Entscheidung 

Einbürgerung Löschen Nur zu löschende 
Widerrufsakten entspre-
chend Leitfaden 

 

Papierkorb Nur zur Löschung vorgese-
hene Mappen 

Akten (Ausnahme Einbürge-
rungen im 
Widerrufsverfahren entspre-
chend Leitfaden) werden an 
435 zur Löschung weiterge-
leitet 

RK-Ablage abgeschlossene Akten, die 
vorher im Ablauf ĂVG-Postñ 
bearbeitet wurden 

Auswahl zwischen bk- oder 
rk- Ablage resultiert aus dem 
vorhergehenden Ablauf, 
nicht aus der Entscheidung 
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Dienstanweisung 

für das 

AVS 

 

Abschlussmitteilung 

 

1. Allgemeines 

 

Über den Abschluss des Verfahrens sind unmittelbar nach unanfechtbarem Abschluss des 

Verfahrens bzw. den Verfahrensbestandteilen folgende Stellen zu unterrichten: 

- ABH (D0004 bzw. D0212 bei Wiederaufnahmeverfahren) 

- Antragsteller sowie ggf. RA ï bei positiven Entscheidungen (Ast D0005 bzw. D0165 

bei Wiederaufnahmeverf. und RA D0007 bzw. D0211 bei Wiederaufnahmeverf.)  

- BKA ï sofern ed-Behandlung erfolgt ist (D0006) 

- Bundesverwaltungsamt ï AZR. (s. hierzu ĂAZR-Abschlussmeldungenñ) 

 

Die Abschlussmitteilungen müssen vor Versendung auf ihre Richtigkeit bzgl. aller Daten 

gepr¿ft und ggf. korrigiert werden. Dies erfolgt im Prozessschritt ĂAbschlussdaten pr¿fen & 

AZRñ . Ist eine Korrektur erforderlich, kann diese unmittelbar in den vom System erstellten 

Dokumenten erfasst werden. Nach ggf. erfolgter Korrektur erfolgt die Weiterleitung des 

Vorgangs in den Prozessschritt  ĂAbschlussmitteilung versendenñ und die entsprechende 

AZR-Abschlussmeldung.  

 

Hinweis: Bei Anerkennungen werden die Abschlussmitteilungen an den Antragsteller 

(D0005) und ggf. dessen Verfahrensbevollmächtigten (D0007) im Bescheidablauf nicht 

automatisch erstellt, sondern müssen im Prozessschritt "Abschlussdaten prüfen & AZR" 

manuell erstellt und versendet werden. 

 

Um eine bessere Übersichtlichkeit der Abschlussmitteilungen zu ermöglichen, ist es nicht 

zwingend erforderlich, die komplette, mit allen Ankreuzmöglichkeiten versehene Ab-

schlussmitteilung zu versenden. Die Abschlussmitteilung kann auf die Punkte beschränkt 

werden, die auf der Abschlussmitteilung anzukreuzen sind. Ausnahmsweise können bei 

Abschlussmitteilungen mittels Aufhebung des Formularschutzes die Zeilen, die für die Ab-

schlussmitteilung ohne Bedeutung sind, entfernt werden. 

 

 

 

 



 

DA-AVS: Abschlussmitteilung 2/10 Stand 12/13 

 

 

2. Bestandskraftmitteilung 

 

Vor Bestandskraftmitteilung ist zu überprüfen, dass keine Klage eingegangen ist. Dieses 

kann durch Anfrage beim VG (Listenaustausch) oder durch Abwarten der ortsüblichen 

Sicherheitsfrist erfolgen. 

 

 

Hinweis zur Berechnung der Bestandskraft: 

Fällt ein Rechtsmittelfristende auf einen Samstag, Sonntag oder ges. Feiertag,  so endet 

die Frist erst mit dem Ende des nächsten Werktages. Die Bestandskraft tritt am darauffol-

genden Tag ein und kann demzufolge niemals auf einen Montag, sondern immer nur frü-

hestens auf einen Dienstag fallen. 

 

 

Hinweis zur Berechnung der Vollziehbarkeit der Abschiebungsandrohung: 

Bei der Berechnung der Vollziehbarkeit der Abschiebungsandrohung ist zu beachten, dass 

die Vollziehbarkeit immer ab dem Datum der Zustellung zu berechnen ist, wobei der Tag 

der Zustellung nicht berücksichtigt wird. Die Vollziehbarkeit tritt am Tag nach dem Ende 

der freiwilligen Ausreise ein. 

- Bei einfachen Ablehnungen beträgt die freiwillige Ausreisefrist 30 Tage nach erfolgter 

Zustellung, wobei der Tag der Zustellung nicht zu berücksichtigen ist. Die Abschie-

bungsandrohung wird somit 31 Tage nach erfolgter Zustellung vollziehbar. Hierbei ist es 

unerheblich, ob die Vollziehbarkeit auf ein Wochenende oder einen Feiertag fällt. 

- Bei o.u. Entscheidungen beträgt die freiwillige Ausreisefrist grundsätzlich eine Woche 

nach erfolgter Zustellung, wobei hier ebenfalls der Tag der Zustellung nicht zu berück-

sichtigen ist. Somit fällt die Vollziehbarkeit der Abschiebungsandrohung mit der Be-

standskraft des Verfahrens zusammen. In den Fällen, in denen sich das Ende der 

Rechtsmittelfrist wegen eines vorangegangenen Wochenendes oder Feiertages auf den 

nächsten Werktag verschiebt und somit die Bestandskraft entsprechend später eintritt, 

verlängert sich auch die Vollziehbarkeit der Abschiebungsandrohung entsprechend und 

tritt mit dem Datum der Bestandskraft ein. 

- Bei nicht durchzuführenden Folgeanträgen greift immer die Vollziehbarkeit aus dem 

Vorverfahren.  
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Beispiel bei einfacher Ablehnung - Rechtsbehelfsfrist zwei Wochen - freiwillige Ausreise-

frist 30 Tage: 

- Zustellung erfolgt am Dienstag,       17.04.2007 

- Rechtsmittelfrist beginnt am Mittwoch,      18.04.2007 

- Freiwillige Ausreisefrist beginnt ebenfalls am Mittwoch,    18.04.2007 

- Rechtsmittelfrist endet auf Grund des Feiertages 

am 01.05.2007 erst am darauffolgenden Werktag = Mittwoch,  02.05.2007 

- Bestandkraft tritt ein am Donnerstag,      03.05.2007 

- Freiwillige Ausreisefrist endet am Donnerstag (Feiertag)   17.05.2007  

- Die Abschiebungsandrohung wird vollziehbar am Freitag,  18.05.2007 

 

 

Beispiel bei o.u./unbeachtlicher Entscheidung - Rechtsbehelfsfrist eine Woche - freiwillige 

Ausreisefrist eine Woche 

- Zustellung erfolgt am Samstag,       05.05.2007 

- Rechtsmittelfrist beginnt am Sonntag,      06.05.2007 

- Rechtsmittelfrist endet auf Grund des Wochenendes nicht am 

Samstag,12.05.2007, sondern erst am darauffolgenden 

Werktag = Montag,         14.05.2007 

- Bestandkraft tritt ein am Dienstag,       15.05.2007 

- Freiwillige Ausreisefrist endet am Montag     14.05.2007  

- Die Abschiebungsandrohung wird vollziehbar am Dienstag,  15.05.2007  

 

 

Nachfolgend Beispiele zur Berechnung der Rechtsmittelfrist und der Bestandskraft 

sowie zur Vollziehbarkeit der Abschiebungsandrohung, bei denen bei der Berech-

nung der Rechtsmittelfrist kein Wochenende oder Feiertag zu berücksichtigen ist: 

 

 

 

a) Einfache Ablehnung: 

 

Rechtsbehelfsfrist  zwei Wochen - freiwillige Ausreisefrist 30 Tage 

Als Faustregel gilt: BK-Datum = Zustellungsdatum + 14 + 1 Tage  

Die  Abschiebungsandrohung ist 31 Tage nach Zustellung vollziehbar (der Tag der Zustel-

lung ist nicht zu berücksichtigen). 
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Beispiel: 

- Zustellung erfolgt am Dienstag,       08.05.2007 

- Die Rechtsmittelfrist beginnt am Mittwoch,     09.05.2007 

- Die freiwillige Ausreisefrist beginnt ebenfalls am Mittwoch,  09.05.2007 

- Die Rechtsmittelfrist endet am Dienstag,     22.05.2007 

- Bestandskraft tritt ein am Mittwoch,      23.05.2007 

- Die freiw. Ausreisefrist endet am Donnerstag (Fronleichnam)  07.06.2007 

- Abschiebungsandrohung vollziehbar am Freitag,    08.06.2007  

 

 

b) Offensichtlich unbegründete/Unbeachtliche Entscheidungen 

 

Rechtsbehelfsfrist eine Woche - freiwillige Ausreisefrist eine Woche 

Als Faustregel gilt: BK-Datum = Zustellungsdatum + 7 + 1 Tage  

Die  Abschiebungsandrohung ist eine Woche nach Zustellung vollziehbar und fällt mit der 

Bestandskraft des Verfahrens zusammen 

 

Beispiel: 

- Zustellung erfolgt am Donnerstag,      24.05.2007 

- Die Rechtsmittelfrist beginnt am Freitag,     25.05.2007 

- Die Rechtsmittelfrist endet am Donnerstag,     31.05.2007 

- Bestandskraft tritt ein am Freitag,      01.06.2007 

- Abschiebungsandrohung vollziehbar am Freitag,    01.06.2007  

 

 

c) Kein weiteres Verfahren durchzuführen 

 

Rechtsbehelfsfrist 2 Wochen 

Als Faustregel gilt: BK-Datum = Zustellungsdatum + 14 + 1 Tage  

Hinsichtlich der Vollziehbarkeit der Abschiebungsandrohung greift immer die Vollziehbar-

keit aus dem Vorverfahren. 

 

Beispiel: 

- Zustellung erfolgt am Dienstag,       08.05.2007 

- Die Rechtsmittelfrist beginnt am Mittwoch,     09.05.2007 

- Die Rechtsmittelfrist endet am Dienstag,     22.05.2007 

- Bestandskraft tritt ein am Mittwoch,      23.05.2007 

- Abschiebungsandrohung vollziehbar       s. Vorverfahren  
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d) Anerkennung 

 

Voll anerkennende Bescheide, die ab dem 01.09.2004 zur Zustellung gegeben wurden 

und durch den Wegfall des BBfA keinen Beachtungssatz mehr beinhalten, werden mit 

dem Datum der Zustellung an den Antragsteller bzw. dessen Bevollmächtigten bestands-

kräftig. Es besteht keine Rechtbehelfsfrist. 

Nach unanfechtbarer Anerkennung des Antragstellers ist eine Abschlussmeldung außer 

an die ABH (D0004) auch dem RA (D0007) und dem Antragsteller (D0005) zu übersen-

den. 

Bei Anerkennungen nach § 26 AsylVfG (Familienasyl) gilt ebenfalls das Datum der Zustel-

lung an den Antragsteller bzw. dessen Bevollmächtigten als Bestandskraftdatum. Die An-

erkennung als Familienasylberechtigter führt zu derselben Rechtsstellung wie die Asylan-

erkennung des in eigener Person politisch Verfolgten. 

 

 

e) Mischbescheide 

 

Mischbescheide, in denen eine positive Entscheidung zum Flüchtlingsschutz und/oder 

zum subsidiären Schutz oder zu Abschiebungsverboten nach § 60 Abs. 5 oder 7 AufenthG 

vorliegt, der Antrag nach Art. 16a GG jedoch negativ entschieden wurde, werden nur bzgl. 

der o.g. positiven Entscheidung mit Datum der Zustellung an den Antragsteller bestands-

kräftig. Die Rechtsmittelfrist hinsichtlich der negativen Entscheidung zu Art.16a GG bleibt 

hiervon unberührt. 

 

f) Widerruf-/Rücknahmeverfahren 

 

Widerruf- und Rücknahmeverfahren, bei denen durch Bescheid festgestellt wird, dass kein 

Widerruf / Rücknahme der Anerkennung erfolgt, werden ebenfalls mit dem Datum der Zu-

stellung an den Antragsteller bzw. dessen Bevollmächtigten bestandskräftig. 

Wird die Anerkennung/positive Feststellung widerrufen, tritt die Bestandskraft erst mit Ab-

lauf der Rechtsmittelfrist ein.  
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3. Rechtskraftmitteilung: 

 

Nach Aufnahme der entsprechenden Verfahrensinformation durch den Psb/Ref, erfolgt die 

Rechtskraftüberwachung durch das AVS. Der Wiedervorlagetermin wird durch das System 

automatisch gesetzt. Sollte vom Verwaltungsgericht keine rechtzeitige Mitteilung über den 

Eintritt der Rechtskraft bzw. Mitteilung über den Eingang eines Antrages auf Zulassung 

der Berufung eingehen, führt das AVS eine Rechtskraftabfrage beim VG durch. 

 

Hinweis: Sollte nach Absprache mit einem VG die RK-Abfrage telefonisch oder per Sam-

mellisten geregelt sein, ist hierüber ein entsprechender Aktenvermerk aufzunehmen. 

 

Kann beim VG kein Rechtskraftdatum ermittelt werden, so wird die RK hilfsweise wie folgt 

berechnet: 

 

Bei einer normalen Ablehnung (Klageabweisung) wird der Eingang des Urteils beim Bun-

desamt + 2 Wochen + ein Tag als Rechtskraftdatum festgelegt. 

 

Wird die Klage als offensichtlich unbegründet abgewiesen, wird der Eingang des Urteils 

beim Bundesamt als Rechtskraftdatum festgelegt, sofern das Urteil nicht verkündet wurde.  

Bei einer Verkündung des Urteils tritt die Rechtskraft mit Datum der Verkündung ein. 

 

Ist das Datum der Rechtskraft bekannt, wird dieses und die Gerichtsentscheidung mit dem 

Status RK in der Maske Entscheidungen erfasst. Durch Weiterleitung in den Schritt ĂAb-

schlussmitteilung Automatñ wird die automatische Abschlussmitteilung erstellt. 

 

 

Beispiele zur Berechnung der Vollziehbarkeit der Abschiebungsandrohung 

 

a) Einfache Ablehnung ï Klage abgewiesen 

 

Die Vollziehbarkeit der Abschiebungsandrohung tritt 31 Tage nach Unanfechtbarkeit des 

Asylverfahrens ein. Das RK-Datum ist hierbei nicht zu berücksichtigen. 

Beispiel: 

- Klage abgewiesen, Rechtskraft tritt ein am Montag,    07.05.2007 

- Freiwillige Ausreisefrist beginnt am Dienstag,     08.05.2007 

- Freiwillige Ausreisefrist endet am Mittwoch,    06.06.2007 

- Vollziehbarkeit der Abschiebungsandr. am Freitag,   07.06.2007 
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b) o.u./unbeachtliche Ablehnungen; Klage - jedoch kein Antrag nach § 80 Abs.5 

VwGO 

 

Nachdem bei o.u./unbeachtlichen Ablehnungen die Klageerhebung keine aufschiebende 

Wirkung der Vollziehbarkeit der Abschiebungsandrohung  nach sich zieht, ist die Abschie-

bungsandrohung eine Woche nach Bescheidzustellung vollziehbar, wobei der Tag der Zu-

stellung nicht berücksichtigt wird.  

 

Beispiel: 

- Zustellung erfolgt am Mittwoch,       18.04.2007 

- Freiwillige Ausreisefrist endet am Mittwoch,     25.04.2007   

- Abschiebungsandrohung vollziehbar am Donnerstag,    26.04.2007  

 

 

c) o.u./unbeachtliche Ablehnungen; Klage und Antrag nach § 80 Abs.5 VwGO 

 

Hierbei ist zu unterscheiden, ob dem Antrag nach § 80 Abs.5 VwGO stattgegeben wurde 

oder nicht. 

- Ablehnung des Antrages nach § 80 Abs.5 VwGO 

- Die Vollziehbarkeit der Abschiebungsandrohung von 1 Woche nach 

Bescheidzustellung bleibt bestehen. Die noch anhängige Klage hat keine 

aufschiebende Wirkung. 

 

 

Beispiel: 

- Zustellung erfolgt am Mittwoch,       18.04.2007 

- Klage und Antrag nach § 80 Abs.5 VwGO am Freitag,   20.04.2007 

- Ablehnung des Antrages nach § 80 Abs.5 VwGO am Dienstag,  24.04.2007 

- Freiwillige Ausreisefrist endet am Mittwoch,     25.04.2007   

- Abschiebungsandrohung vollziehbar am Donnerstag,    26.04.2007  

 

Hinweis: Ergeht die negative Entscheidung des VG zum Eilantrag nach § 80 Abs. 5 VwGO 

erst nach der vom Bundesamt gesetzten einwöchigen Ausreisefrist, tritt die Vollziehbarkeit 

der Abschiebungsandrohung mit Datum des VG-Beschlusses ein. 
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- Stattgabe des Antrages nach § 80 Abs.5 VwGO nach einer o.u. Ablehnung 

durch das Bundesamt 

 

- Die Vollziehbarkeit der Abschiebungsandrohung tritt 31 Tage nach unan-

fechtbarem Abschluss des Asylverfahrens ein (§ 37 Abs. 2 AsylVfG). 

 

Beispiel: 

- Zustellung erfolgte am Mittwoch,       18.04.2007 

- Klage und Antrag nach § 80 Abs.5 VwGO am Freitag,   20.04.2007 

- Stattgabe des Antrages nach § 80 Abs.5 VwGO am Dienstag,  24.04.2007 

- Unanfechtbarer Abschluss des Asylverfahrens am Donnerstag, 10.05.2007 

- Freiwillige Ausreisefrist beginnt am Freitag,    11.05.2007 

- Freiwillige Ausreisefrist endet am Samsag,    09.06.2007 

- Abschiebungsandrohung vollziehbar am Sonntag,    10.06.2007 

 

- Stattgabe des Antrages nach § 80 Abs.5 VwGO nach einer unbeachtlichen 

Ablehnung durch das Bundesamt 

 

- Das Bundesamt hat das Asylverfahren fortzuführen. Die Abschlussmitteilung 

und eine ggf. mitzuteilende Vollziehbarkeit der Abschiebungsandrohung rich-

ten sich nach der erneuten Entscheidung des Bundesamtes. 

 

 

4. Abschlussmitteilungen bei Wiederaufnahmeverfahren mit positiven Bestandteilen  

 

Anmerkung: Unbenommen von den nachfolgenden Regelungen, bleibt die Möglichkeit der 

herkömmlichen Teilbestandskraftmitteilung. 

 

Da es für diese Verfahren keinen eigenen Workflow gibt und die Abschlussmitteilung bei 

Bestandskraft der positiven Bestandteile an die Beteiligten erfolgen soll, wird die Akte in 

ĂVollanerkennungñ weitergeleitet. Dies gilt auch dann, wenn lediglich Abschiebungsverbote 

gem. § 60 Abs. 5 oder 7 AufenthG vorliegen, zum subsidiären Schutz jedoch eine negative 

Entscheidung getroffen wurde. 

Negative Bestandteile werden in diesen Fällen nicht in der Maske Entscheidungen abge-

bildet. Die Akte wird ohne Abwarten der Bestandskraft bzw. Klageeingang zu den negati-

ven Bestandteilen abgeschlossen. 

In der Maske Entscheidungen ist zugestellt und bestandskräftig über alle Spalten zu erfas-

sen.  

Die Akte wird anschließend in den Abschlussautomaten weitergeleitet. Dabei wird die Mit-

teilung WiederaufAbschluss ABH (D0212) vom System erzeugt und beim späteren Weiter-
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leiten automat. an die ABH gefaxt. Die Abschlussmitteilung für den Antragsteller (D0165) 

und ggf. RA (D0211) muss händisch erstellt und versandt werden. Die Mitteilung ist vor 

der Versendung auf ihre Richtigkeit hin zu überprüfen und ggf. zu ergänzen.  

 

Wurden lediglich Abschiebungsverbote nach § 60 Abs. 5 oder 7 AufenthG festgestellt, 

subsidiärer Schutz liegt jedoch nicht vor, ist die ABH im Rahmen der Abschlussmitteilung 

darauf hinzuweisen, dass zur negativen Entscheidung keine gesonderte Abschlussmittei-

lung ergeht. Nur im Falle einer Klage zur negativen Entscheidung ergeht eine entspre-

chende Mitteilung und nach Abschluss des Gerichtsverfahrens eine erneute Abschlussmit-

teilung  

 

Sofern Klage gegen die negativen Bestandteile der Entscheidung ergeht, ist die Akte 

umzuprotokollieren. Die Eintragungen in der Maske Entscheidungen bzgl. der positiven 

Bestandteile werden bei Klageeingang nicht storniert, da die Eingabe der Klage davon 

unabhängig erfolgen kann. 

 

 

5. Teilabschlussmitteilung 

 

Teilbestandskraft-/Teilrechtskraftmitteilungen ergehen nur für positive Teile der Entschei-

dung.  

 

Beispiel: 

Wird eine positive Entscheidung zum Flüchtlingsschutz und/oder subsidiären Schutz 

und/oder zu Abschiebungsverboten nach § 60 Abs. 5 oder 7 AufenthG bestands- bzw. 

rechtskräftig und die ablehnende Entscheidung zu Art. 16a GG wird noch beklagt, ist nach 

Eintritt der Bestands- oder Rechtskraft der positiven Entscheidung(en) eine Teilab-

schlussmitteilung zu erstellen.  

 

Sofern bei kompletten Ablehnungen lediglich die Ablehnung des Flüchtlingsschutzes oder 

des subsidiären Schutzes oder des Abschiebungsverbotes nach § 60 Abs. 5 oder 7 

AufenthG beklagt wird, ergeht keine Teilabschlussmitteilung. Eine Abschlussmitteilung 

erfolgt erst, wenn auch zur beklagten Entscheidung Bestands- oder Rechtskraft eingetre-

ten ist. 
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6. Abschlussmitteilung an das BKA: 

 

Wird ein Asylsuchender - dies gilt für Erst- und Folgeantragsteller ï ed behandelt, ist eine 

Abschlussmitteilung an das BKA erforderlich, damit das BKA seiner Pflicht zur Vernichtung 

der ed Unterlagen gemäß § 16 Abs. 6 AsylVfG nachkommen kann. Die Abschlussmittei-

lung an das BKA erfolgt automatisch mit Eingabe des unanfechtbaren Abschlusses des 

Asylverfahrens sofern für den Antragsteller eine D-Nr. in MARIS eingestellt wurde. 

 

 

Hinweis: Soll ein Datensatz auf Grund irrtümlicher Aktenanlage gelöscht werden und ei-

ne D-Nr. liegt bereits vor, ist das BKA mittels Dokument D0006 entsprechend zu informie-

ren, damit dort der Datensatz gelöscht werden kann.  S. hierzu ĂLöschen von Verfahrens-

aktenñ 
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Dienstanweisung 

für das 

AVS 

 

 

Änderungen von Personendaten / Erfassung von"Aliaspersonalien" 

 

Allgemeines 

Grundsätzlich gilt, dass zur eindeutigen Zuordnung von Posteingängen und Auskunftser-

suchen sämtliche im Rahmen der Asylantragstellung sowie im weiteren Verfahren dem 

Bundesamt bekanntgewordenen abweichenden Personendaten, andere bzw. geänderte 

Namen, Aliaspersonalien und/oder Staatsangehörigkeiten in MARiS und im AZR zu erfas-

sen sind. 

 

MARiS eröffnet hierbei die Möglichkeit folgender differenzierter Eingaben anderslautender 

Namen bzw. Namensschreibweisen: 

- Abweichende Namensschreibweise  

- Aliaspersonalien 

- Anderer Name (wird z.B. bei Künstlernamen verwendet) 

- Geänderter Name (z.B. auf Grund Heirat) 

- Korrektur  

- Schreibweise der Namen nach deutschem Recht 

 

Im AZR ist eine Differenzierung folgender Eingaben möglich: 

 

- Abweichende Namensschreibweise 

- Aliaspersonalien 

- Anderer Name 

- Schreibweise der Namen nach deutschem Recht 

 

 

Erfassung weiterer bekanntgewordener Personendaten 

Werden dem Bundesamt zu einem Antragsteller weitere bzw. anderslautende Personen-

daten bekannt (z.B. aus dem INPOL-Ausdruck), die keine Änderung der Führungsperso-

nalien nach sich ziehen, sind diese sowohl in MARiS in der Maske "MFI - Weitere Namen" 

als auch im AZR zu erfassen. Die Erfassung der anderslautenden Personendaten im AZR 

erfolgt grundsätzlich nach der Erfassung in MARiS über den Button "AZR-Abgleich". Die 

Funktion des AZR-Abgleiches kann allerdings nur dann genutzt werden, wenn bei der Er-

fassung der anderslautenden Personalien in MARiS eine Namensart gewählt wurde, die 
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auch dem AZR "bekannt" ist (siehe hierzu die o.g. Differenzierungsmöglichkeiten in MA-

RiS bzw. im AZR). In den Fällen, in denen in MARiS als Namensart "Korrektur" oder "Ge-

änderter Name" erfasst wurde, muss die Erfassung der anderslautenden Personendaten 

im AZR manuell über die AZR-Folgemeldung bzw. AZR-Korrekturmeldung mit einer dem 

AZR bekannten Namensart (z.B. abweichende Namensschreibweise) erfolgen.  

 

Hinweis: Bei einem AZR-Abgleich aus MARiS wird nach Auswahl der Namensart "Abwei-

chende Namensschreibweise" nur der Familienname, Vorname oder Geburtsname ins 

AZR übernommen. Sofern sich z.B. eine Abweichung des Geburtsortes ergibt, kann der 

ursprüngliche Geburtsort aus technischen Gründen nicht im AZR als "weitere Personalie" 

erfasst werden.  

 

Änderung der Führungspersonalien 

Führungspersonalien werden grundsätzlich nur bis zum unanfechtbaren Abschluss des 

Asylverfahrens geändert. Später eingehende Änderungen von Personendaten sind ledig-

lich - um ggf. eingehende Post oder telefonische Anfragen zuordnen zu können - als wei-

tere Namen zu erfassen. 

Die Entscheidung darüber, ob die Führungspersonalien neu zu bestimmen sind, obliegt 

grundsätzlich dem Entscheider. In den Fªllen, in denen eine ĂVorakte ï Ed Behandlung in 

Organleiheñ angelegt wurde und sich die Personalien im Rahmen der Asylantragstellung 

ändern, kann die Änderung der Führungspersonalien ohne vorherige Rücksprache mit 

dem Entscheider vom aufnehmenden AVS Mitarbeiter vorgenommen werden. 

Wurden in einer Verfahrensakte die Führungspersonalien neu bestimmt, ist dies allen am 

Verfahren beteiligten Stellen mitzuteilen. Wurde der Antragsteller ed-behandelt und es 

liegt eine D-Nr. vor, ist für die Mitteilung die Dokumentenvorlage D0114 i.V.m. D0773 zu 

verwenden. Wurde keine ed-Behandlung durchgeführt, bzw. es liegt für den Antragsteller 

keine D-Nr. vor, erfolgt die Mitteilung mit Dokumentenvorlage D0859 i.V.m. D0773. Auf der 

Dokumentenvorlage D0773 ist durch Ankreuzen des entsprechenden Kästchens zu ver-

merken, welche Stellen neben dem BKA bzw. der ABH benachrichtigt wurden.     

 

Änderung der Führungspersonalien bei Aktenanlage 

Sind die Führungspersonalien eines Antragstellers im Rahmen der Aktenanlage aus einer 

bereits existierenden Vorakte ĂEd-Behandlung in Organleiheñ zu ªndern, handelt es sich 

hierbei überwiegend um eine Korrektur. Die ursprünglichen Personalien werden automa-

tisch in die Maske ĂMFI ï Weitere Namenñ ¿bernommen. Zu diesem Zeitpunkt besteht für 

den Antragsteller noch kein AZR-Datensatz. Nach abgeschlossener Aktenanlage und 

durchgeführter Erstmeldung des Antragstellers im AZR, werden die in MARiS erfassten 

"neuen" Führungspersonalien automatisch als Führungspersonalien in das AZR über-

nommen. Eine Erfassung der ursprünglichen Personendaten aus der Vorakte in das AZR 

ist nicht erforderlich. 
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Hinweis: Ergeben sich bei wirksamer Asylantragstellung Änderungen oder Ergänzungen 

der im Rahmen der ed-Behandlung in Organleihe erfassten Personalien, ist es zwingend 

erforderlich, dies dem BKA sowie allen bis dahin beteiligten Stellen (AE, ggf. ABH) mit Do-

kumentenvorlage D0114 i.V.m. D0773 mitzuteilen.   

Hintergrund: Das BKA erhält nach unanfechtbarem Abschluss des Verfahrens eine ent-

sprechende Abschlussmitteilung. Die auf dem FABl im Rahmen der ed-Behandlung in Or-

ganleihe übermittelten Personalien sind mit den in MARiS erfassten Führungspersonalien 

nicht mehr identisch. Das BKA recherchiert bei der Zuordnung der Abschlussmitteilung 

auch ¿ber die Maske ĂMFI ï weitere Namenñ und kann somit eine einwandfreie Zuordnung 

sicherstellen. 

 

Änderung der Führungspersonalien im laufenden Verfahren 

Sind die Führungspersonalien eines Antragstellers im bereits laufenden Verfahren zu än-

dern und es wurde hierbei eine Namensart gewählt, die auch im AZR erfasst werden kann, 

werden im Rahmen des AZR-Abgleiches auch die im AZR gespeicherten Führungsperso-

nalien entsprechend geändert. Die ursprünglichen Führungspersonalien werden in der 

AZR-Gesamtauskunft als "Weitere Personalien" je nach erfasster Namensart automatisch 

gespeichert.  

 

Hinweis: Sind im laufenden Verfahren die Führungspersonalien des Antragstellers zu än-

dern, kann die Funktion des AZR-Abgleiches und die damit verbundene Änderung der 

Führungspersonalien im AZR nur dann genutzt werden, wenn das Bundesamt im AZR 

noch als aktenführende Behörde gespeichert ist.  

Sollte das Bundesamt nicht oder nicht mehr als aktenführende Behörde gespeichert sein, 

ist die zuständige ABH bzw. aktenführende Behörde über die Änderung der Führungsper-

sonalien entsprechend zu informieren. Die Verfahrensweise hierzu ist im Leitfaden AZR - 

Teil 3 - "Bearbeitungshinweise bei anderer aktenführenden Behörde" beschrieben. 

 

Sind die Führungspersonalien eines Antragstellers im laufenden Verfahren zu ändern und 

für die Erfassung der ursprünglichen Personendaten in der Maske MFI wurde eine Na-

mensart gewählt, die dem AZR nicht bekannt ist (Geänderter Name oder Korrektur), hängt 

die Verfahrensweise hinsichtlich der Erfassung im AZR davon ab, aus welchem Grund die 

Personendatenänderung durchgeführt werden soll. 

 

Voraussetzung für die nachfolgend genannten Beispiele ist, dass das Bundesamt im AZR 

als aktenführende Behörde gespeichert ist. Sollte das Bundesamt nicht oder nicht mehr 

als aktenführende Behörde erfasst sein, ist gem. dem o.g. Hinweis zu verfahren. 
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Beispiel 1: 

Hat der/die Antragsteller/in auf Grund einer Heirat einen anderen Namen angenommen, 

sind in MARiS die Führungspersonalien entsprechend zu ändern. Die ursprünglichen Per-

sonalien werden in der Maske MFI automatisch erfasst. Als Namensart ist "Geänderter 

Name" zu wählen.  

Im AZR erfolgt in diesem Fall die Änderung der Führungspersonalien automatisch, nach-

dem über die AZR-Folgemeldung "Angaben zur Person / Familienstand" der Familien-

stand geändert und der neue Familienname erfasst wurde.  Die ursprünglichen Führungs-

personalien sind über die AZR-Folgemeldung "Weitere Personalien" mit der Namensart 

"abweichende Namensschreibweise" zu erfassen.  

 

 

Beispiel 2: 

Ergibt sich im laufenden Verfahren, z.B. im Rahmen der Anhörung, eine Korrektur der 

Führungspersonalien, werden die ursprünglichen Personalien in der Maske MFI automa-

tisch erfasst. Als Namensart ist "Korrektur" zu wählen. 

Im AZR erfolgt die Änderung der Führungspersonalien manuell über die AZR-

Korrekturmeldung "Angaben zur Person / Personalien". Die ursprünglichen Führungsper-

sonalien sind über die AZR-Folgemeldung "Weitere Personalien" mit der Namensart "ab-

weichende Namensschreibweise" zu erfassen.  
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Dienstanweisung 

für das 

AVS 

 

 

Akteneinsicht / Aktenversand  

 

Beteiligte eines laufenden Verwaltungsverfahrens können nach § 29 Abs. 1 Satz 1 VwVfG 

die jeweiligen Akten einsehen. Auch wer außerhalb eines laufenden Verwaltungsverfah-

rens ein berechtigtes Interesse darlegt, erhält Akteneinsicht.  

 

Hinweis: Sofern noch in ASYLON angelegte (Papier-) Akten als Beiakten dem VG über-

sandt werden müssen, erhält das VG eine vollständige Kopie der Originalakte.  Die Origi-

nalakte verbleibt beim Bundesamt. Gleiches gilt, wenn Akteneinsicht - z.B. durch einen RA 

- gefordert wird.  

 

Sofern der Antrag auf Akteneinsicht ein Dublinverfahren betrifft, in dem neben der Verfah-

rensakte eine DUAO-Mappe geführt wird (dies ist regelmäßig während der Überstellungs-

frist von 18 Monaten ab dem Zeitpunkt der Bescheidzustellung bis zum Abschluss des 

Verfahrens der Fall), ist der Inhalt der DUAO-Mappe ebenfalls auszudrucken und dem 

Ausdruck der Verfahrensakte beizufügen. 

 

1. Aktenversand an VG 

Legt der Antragsteller gegen die ablehnende Entscheidung des Bundesamtes Rechtsmittel 

ein, wird dem zuständigen VG nach Klageeingang beim Bundesamt ein Aktenausdruck 

übersandt. Dies erfolgt mit Begleitschreiben D0040.  

 

Hinweis: Besteht das zuständige VG auf die Übersendung eines vom Entscheider unter-

schriebenen Bescheides, ist ï sofern noch nicht geschehen - der in der Schriftsückliste 

befindliche Bescheid mit dem unterschriebenen Originalbescheid zu überscannen. 

 

Bei o.u.-Ablehnungen erfolgt der Versand an das VG, unabhängig von der Einlegung ei-

nes Rechtsmittels, nach Zustellung an den Antragsteller bzw. dessen Bevollmächtigten. 

Der Aktenausdruck erfolgt automatisch nach Weiterleitung in den Prozessschritt ĂR¿cklauf 

EB / Frist¿berwachung Startñ. Der Versand des Aktenausdruckes erfolgt mit Begleitschrei-

ben D0190.  

 

In den Fällen, in denen die Durchführung eines weiteren Verfahrens abgelehnt wird, erfolgt 

der automatische Aktenausdruck und die Vorabübersendung an das VG nur, wenn eine 

neue Abschiebungsandrohung erlassen wurde. In den Fällen, in denen keine erneute Ab-
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schiebungsandrohung erlassen wurde, erfolgt die Aktenübersendung ggf. erst nach Ein-

gang der Klage beim Bundesamt. Grundsätzlich werden die Vorverfahrensakten dem VG 

mit übersandt. Der Ausdruck der Vorverfahrensakten erfolgt nicht automatisch, sondern 

muss separat angestoßen werden. Das Begleitschreiben D0190 ist bzgl. der übersandten 

Vorverfahrensakten entsprechend zu ergänzen. In Absprache mit dem jeweils zuständigen 

VG kann ggf. auf eine Übersendung der Vorverfahrensakten verzichtet werden. 

 

Auch bei beklagten Widerrufsbescheiden sind die Akten der vorangegangenen Verfahren 

dem VG mit zu übersenden. 

 

In Gerichtsverfahren von Kindern sind neben dem beklagten Verfahren des Kindes auch 

die Bindungssakten (Eltern) dem VG vorzulegen. 

 

Die Versendung der Vorverfahrens- bzw. Bindungsakten an das VG hat zeitgleich, d. h. 

gleichzeitig mit der Akte des beklagten Verfahrens zu erfolgen. In diesem Zusammenhang 

ist auch der Hinweis im Zusammenhang mit der Versendung von Papierakten, die noch 

unter Asylon angelegt wurden, zu beachten. 

 

Sofern die bescheiderstellende Außenstelle nicht gleichzeitig federführende Außenstelle 

ist, hat die bescheiderstellende Außenstelle dafür zu sorgen, dass der federführenden Au-

ßenstelle die Vorverfahrens- bzw. Bindungsakten bei der Bescheidzustellung vorliegen. 

 

 

Hinweis: Grundsätzlich wird dem VG der Inhalt der Dokumentenmappe nicht übersandt. 

Eine Ausnahme bildet der ausdrückliche Wunsch oder eine Anforderung des Gerichtes im 

Einzelfall. Wird dem VG neben dem Aktenausdruck der Inhalt der Dokumentenmappe  

oder Originaldokumente wie z.B. Pass, Geburtsurkunde u.ä. übersandt, erfolgt die Über-

sendung an das VG mit EB. 

 

2. Akteneinsicht RA 

Der Antrag auf Akteneinsicht wird eingescannt und dem zust. Entscheider als Postmappe 

zugeleitet. Nach Prüfung des Antrages fertigt der Entscheider das Begleitschreiben D0802 

und leitet dieses mit der elektronischen Akte dem AVS  zu.  Der Versand des Aktenaus-

druckes erfolgt durch das AVS. Kosten werden nicht berechnet. 

 

 3. Akteneinsicht UNHCR 

Akten oder Teile hieraus an den UNHCR werden durch GL 42 übersandt. Bei einer even-

tuellen Anforderung unmittelbar an das AVS einer Außenstelle ist diese Anforderung an 

GL 42 mit einem entsprechenden Hinweis zu übermitteln. 
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4. Akteneinsicht BVA oder ABH 

Ein Aktenversand an das BVA oder die ABH ist nach Vfg. des Entscheiders vorzunehmen. 

Soll nicht die komplette Akte übersandt werden, sind die zu versendenden Aktenteile lokal 

¿ber das Men¿ ĂDruck/unprotokolliertñ auszudrucken und mit Briefvorlage D0231 (bei nicht 

zuständiger ABH) oder Briefvorlage ABH (D0257) zu übersenden. 

 

5. Akteneinsicht an nicht Beteiligte 

Bei  Aktenversand an nicht Beteiligte eines laufenden Asylverfahrens, werden ggf. einges-

cannte ärztliche Unterlagen aus datenschutzrechtlichen Gründen nicht mit versandt.  

Dies gilt auch bei Aktenvorlage an die zuständige ABH in Fällen, in denen noch keine Ent-

scheidung bzw. eine negative Feststellung zu § 60 Abs. 7 AufenthG erging, oder eine un-

zuständige ABH die Asylakte anfordert.  

 

Dem Aktenausdruck werden die ärztlichen Unterlagen entnommen und durch das Vorblatt  

D0829, welches aus der Schriftst¿ckliste ¿ber den Button ĂFormular bedruckenñ erstellt 

und ausgedruckt wird, ersetzt. Die dem Aktenausdruck entnommenen ärztlichen Unterla-

gen werden vernichtet.  
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Dienstanweisung 

für das 

AVS 

 

 

Aktenteilung  

 

1. Allgemeines 

Eine Aktenteilung kann zu jedem Zeitpunkt des Verfahrens erfolgen. Bei der Aktenteilung 

werden alle zu einer Person vorhandenen Daten, einschließlich der Personenkennziffer 

und - falls vorhanden - die D-Nr. in die abgeteilte Akte  übernommen.  

Eine detaillierte Beschreibung der Verfahrensweise bei der Aktenteilung finden Sie im 

ĂLeitfaden Aktentrennungñ. 

 

2. Aktenteilungsgründe 

 Eine Aktenteilung ist vorzunehmen, wenn:  

- in einer Mehrpersonenakte unterschiedliche  Anschriften oder Rechtsanwälte er-

fasst werden.  

- beabsichtigt ist, in einer Mehrpersonenakte unterschiedliche Entscheidungen zu 

treffen. 

- unterschiedliche VG-Entscheidungen getroffen werden. 

- nicht alle Personen gegen die Bundesamt-Entscheidung klagen, bzw. unterschied-

lich dagegen vorgehen. 

- in Dublin-Verfahren nicht alle Personen in denselben Staat überstellt bzw. aus 

demselben Staat übernommen werden. 

- in Dublin-Verfahren unterschiedliche ABH-Zuständigkeiten vorliegen. 

- Im Dublinverfahren nicht alle Personen einer Familie zum gleichen Zeitpunkt in ei-

nen MS überstellt bzw. aus einem MS übernommen werden. 

 

Darüber hinaus ist eine Aktenteilung vorzunehmen, wenn: 

- in einer Mehrpersonenakte unterschiedliche Nationalitäten erfasst werden. 

- nach bereits erfolgter Aktenanlage eines vermeintlichen Ehepaares festgestellt 

wird, dass es sich bei den Antragstellern nicht um ein Ehepaar handelt. 

- für mehrere Personen bereits eine Vorakte im Rahmen der ed Behandlung in Or-

ganleihe zu einem AZ angelegt wurde, es jedoch nicht bei allen Personen zur Asyl-

antragstellung kommt (z. B. Untertauchen einer Person). 

 

 

 

 



 

DA-AVS: Aktenteilung 2/2 Stand 12/13 

 

 

3. Bearbeitung der abgeteilten Akte 

Über die Aktenteilung ist ein Geschäftsgangvermerk mit dem Grund der Aktenteilung auf-

zunehmen. 

Wurde die Aktenteilung auf Grund verschiedener Anschriften durchgeführt, ist ggf. auch 

die zuständige ABH und das entsprechende VG zu ändern. 

Ist die Person der abgeteilten Akte minderjährig, muss für diese ein Vertreter als Postemp-

fänger erfasst werden.  

 

4. Dokumentenmappe 

Für die abgeteilte Person ist eine eigene Dokumentenmappe mit Deckblatt anzulegen. 

Außer den persönlichen Dokumenten der abgeteilten Person (Pass, Zeugnisse, Urkunden 

etc.)  werden keine Schriftstücke aus der Stammdokumentenmappe in die Dokumenten-

mappe der abgeteilten Person übernommen. Ab diesem Zeitpunkt sind alle Dokumente, 

die die abgeteilte Person betreffen, in dessen Dokumentenmappe aufzunehmen.  

Für die Stammdokumentenmappe ist ein neues Deckblatt auszudrucken. 

 

5. Aktenausdruck 

Soll für die abgeteilte Person ein Aktenausdruck erstellt werden, so werden neben der ab-

geteilten Akte alle bis zum Zeitpunkt der Aktenteilung erstellten Schriftstücke aus der 

Stammakte mit ausgedruckt. Es ist nicht erforderlich, die Schriftstücke aus der Stammakte 

in die abgeteilte Akte zu übernehmen bzw. zu kopieren. 

 

6. Benachrichtigung aller beteiligten Stellen 

Wurde eine Aktenteilung durchgeführt, sind alle bis zum Zeitpunkt der Aktenteilung am 

Asylverfahren beteiligten Stellen (ausgenommen BKA) über die Änderung bzw. Ergänzung 

des Bundesamt-AZ zu informieren. Dies erfolgt, je nachdem welche Stellen bereits am 

Verfahren beteiligt sind, mit den Dokumenten D0852 ï D0856. Die Dokumente werden 

über die Schriftstückliste des abgeteilten Verfahrens manuell erstellt und den entspre-

chenden Stellen übersandt. 

Für die abgeteilte Person ist ¿ber die Folgemeldung ĂAsylverfahrenñ das geªnderte Bun-

desamts-AZ im AZR entsprechend zu erfassen bzw. zu überschreiben. Eine schriftliche 

Änderungsmitteilung an das BVA ist nicht erforderlich. 
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Dienstanweisung 

für das 

AVS 

 

Anfragen der Ausländerbehörden nach § 72 Abs. 2 AufenthG  
 

 

Nach § 72 Abs. 2 AufenthG haben die Ausländerbehörden bei Entscheidungen über das 

Vorliegen zielstaatsbezogener Abschiebungsverbote nach § 60 Abs. 5 oder 7 AufenthG 

und das Vorliegen eines Ausschlusstatbestandes nach § 25 Abs. 3 S. 2 Nummer 1 bis 4 

AufenthG das Bundesamt zu beteiligen. 

 

Sofern Anfragen der Ausländerbehörden nach § 72 Abs. 2 AufenthG in einer Außenstelle 

eingehen, sind diese zur weiteren Verwendung an das Ref. M 30 weiterzuleiten. Hierbei ist 

folgendes zu beachten: 

- Die Anfragen dürfen nicht eingescannt und elektronisch an das Ref. M 30 übermittelt 

werden, sondern sind immer im Original per Umlaufmappe weiterzuleiten. 

Hintergrund dieser Verfahrensweise ist, dass in den Fällen, in denen festgestellt wird, 

dass Anfragen mit sicherheitsrelevantem oder strafrechtlichem Hintergrund vorliegen, 

diese unter Beteiligung des Referates 416 bearbeitet werden und nicht in elektroni-

scher Form vorgehalten werden dürfen. 

 

Für die Aktenanlage ist, mit Ausnahme der an Referat 416 weitergeleiteten Fälle, aus-

schließlich Ref. M 30 zuständig,.  

Die weitere Bearbeitung erfolgt grundsätzlich durch Referat M 27.  

Ausnahmen:  

Anfragen mit sicherheitsrelevantem oder strafrechtlichem Hintergrund, werden von Referat 

416 bearbeitet. 

Bei Anfragen, die den Ausschlusstatbestand des § 25 Abs. 3 Nr. 1-4 AufenthG betreffen, 

erfolgt die Bearbeitung durch Referat 413. 

 

Sofern dieses Schriftstück im Zusammenhang mit Zeugen-/Opferschutzmaßnahmen ein-

geht, sind unbedingt die Verfahrenshinweise im Kapitel "Zeugen-/Opferschutz" zu beach-

ten und die dort beschriebenen Maßnahmen anzuwenden.
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Dienstanweisung 

für das 

AVS 

 

 

Anschriftenermittlung / Anschriftenmitteilung 

 

1. Anschriftenermittlung 

 

Die schriftliche Anschriftenermittlung kann sowohl vom zuständigen Entscheider, als auch 

vom AVS, ggf. nach vorheriger Vfg. des Entscheiders, vorgenommen werden. 

Die Anschriftenermittlung ist mit Formschreiben D0086 durchzuführen. Der Versand erfolgt 

per Faxmodem.  

Der Rücklauf der Anschriftenermittlung ist mit einer WV von 30 Tagen zu überwachen. 

 

Bei telefonischer Anschriftenermittlung ist die neue Anschrift  zu erfassen und ein entspre-

chender Vermerk in die elektronische Akte aufzunehmen.  

 

 

 

2. Anschriftenmitteilung 

 

Geht von der ABH, dem Antragsteller, dem RA oder einer sonstigen Behörde eine schriftli-

che Anschriftenmitteilung ein, ist diese einzuscannen und die Postmappe in die elektroni-

sche Akte aufzulösen. Das Original wird in der Tasche der Dokumentenmappe aufbe-

wahrt. Ggf. sind folgende Änderungen in der elektronischen Akte vorzunehmen: 

 

- AE löschen. 

- zust. ABH eintragen/ändern. 

- zust. VG eintragen/ändern bzw. die automatische Übernahme durch das System 

überprüfen und ggf. korrigieren. 

- Anschrift im Anschriftenfeld eintragen. 

- Sofern das Bundesamt im AZR noch aktenführende Behörde ist, ist die Aktenabga-

be entsprechend zu erfassen. 

 

Lässt sich eine schriftliche Anschriftenmitteilung auf Grund fehlendem AZ und erfolgloser 

Personensuche nicht zuordnen, geht das Schriftstück urschriftlich mit der Bitte um Az-

Angabe an den Absender zurück. 
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Bei mündlicher Anschriftenmitteilung ist die neue Anschrift  zu erfassen und ein Vermerk in 

die elektronische Akte aufzunehmen. Ggf. sind auch hier die o.g. Änderungen in der elekt-

ronischen Akte vorzunehmen. 

 

Wird dem Bundesamt eine Originalmeldebescheinigung eines Einwohnermeldeamtes per-

sönlich übergeben oder übersandt , ist diese einzuscannen, die Postmappe in die elektro-

nische Akte aufzulösen und das Original dem Antragsteller wieder auszuhändigen bzw. 

zurückzusenden. 

 

Hinweis: Sammellisten dürfen aus datenschutzrechtlichen Gründen nicht in die elektroni-

sche Akte aufgenommen werden.  

Bei Mitteilungen in Form von Sammellisten ist für jedes Aktenzeichen die neue Anschrift 

zu erfassen und ein Vermerk unter Hinweis auf die mitteilende Stelle in die elektronische 

Akte aufzunehmen. Nach bestimmungsgemäßen Gebrauch der Anschriften- bzw. Sam-

mellisten sind diese zu vernichten. 
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Dienstanweisung 

für das 

AVS 

 

 

Antragsrücknahme 

 

Liegt ein wirksam gestellter Asylantrag vor, kann der Antragsteller diesen Antrag jederzeit 

zurücknehmen oder auf Teile seines ursprünglichen Antrages beschränken. 

 

Die Antragsrücknahme kann persönlich oder schriftlich erfolgen und von jeder AS, unab-

hängig von deren Bearbeitungszuständigkeit, entgegengenommen werden.  

 

Grundsätzlich wird bei persönlicher Antragsrücknahme, ggf. unter Beiziehung eines Dol-

metschers, die Erklärung über die Rücknahme eines Asylantrages (D0125) verwendet. 

Diese ist vom aufnehmenden Mitarbeiter, Ast und ggf. Dolmetscher zu unterzeichnen. 

 

Hinweis: Bei Teilrücknahmen ist darauf zu achten, dass die Erklärung über die Rücknah-

me eines Asylantrages (D0125) nicht verwendet werden kann, da diese nur für vollständi-

ge Rücknahmeerklärungen vorgesehen ist. In diesen Fällen empfiehlt sich die Anfertigung 

eines Aktenvermerkes.  

 

Befindet sich die elektronische Akte in einer anderen AS, so ist die Rücknahmeerklärung 

einzuscannen, der zuständigen AS zuzuleiten und das Original für die Dokumentenmappe 

per Umlaufmappe weiterzuleiten. 

 

Die weitere Verfahrensweise bestimmt sich nach dem Stand des Asylverfahrens. Hierbei 

kommen folgende Fallkonstallationen in Betracht: 

 

- Rücknahme nach ed-Behandlung in Organleihe, aber vor wirksamer Asylantragstel-

lung 

- Rücknahme vor bzw. während der Anhörung 

- Rücknahme nach Anhörung, aber vor Zustellung des Bescheides 

- Rücknahme nach Zustellung, aber vor Bestandskraft 

- Rücknahme nach Bestandskraft einer negativen Entscheidung 

- Rücknahme nach Bestandskraft einer positiven Entscheidung 

- Rücknahme nach Klageeingang 

- Rücknahme nach Überstellung im Dublin-Verfahren 
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Eine detaillierte Beschreibung der Verfahrensweise zu den o.g. Fallkonstellationen finden 

Sie im ĂLeitfaden Antragsr¿cknahmeñ 

 

 

Hinweis: Die Originalunterlagen (Pass etc.) des Antragstellers werden spätestens mit dem 

Bescheid per Einschreiben an die ABH übersandt.  

 

Unabhängig vom Stand des Verfahrens, kann der Antragsteller unmittelbar nach erfolgter 

Rücknahmeerklärung, einen Folgeantrag stellen, auch wenn das Verfahren förmlich noch 

nicht abgeschlossen wurde. 

 

Soweit der Entscheider die Entscheidung sofort fertigt, kann der Bescheid mit Empfangs-

bekenntnis übergeben werden. Letzteres gilt nicht, wenn der Ausländer durch einen Be-

vollmächtigten vertreten wird, dessen Vollmacht dem Bundesamt vorliegt. In diesen Fällen 

ist die Entscheidung an den Bevollmächtigten zuzustellen. 

 

 

Besonderheit bei Ausländern, die nach § 23 Abs. 2 AsylVfG belehrt wurden 

Erscheint ein nach § 23 Abs. 2 AsylVfG belehrter Ausländer fristgerecht zu dem von der 

AE benannten Termin in der Außenstelle und erklärt keinen Asylantrag stellen zu wollen, 

ist trotz Antragsverzicht eine Hilfsakte mit Belehrung anzulegen. Einzelheiten hierzu siehe 

Kap. ĂHilfsakte mit Belehrungñ. 
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Dienstanweisung 

für das 

AVS 

 

 

Asylantragstellung minderjähriger Kinder 

 

Vorbemerkung: 

Wird bei Asylanträgen für minderjährige Kinder festgestellt, dass für die Eltern ein Verfah-

ren mit Dublinbezug existiert (z.B. EURODAC-Treffer, laufendes oder abgeschlossenes 

Dublinverfahren), ist die Akte zunächst wie gewohnt anzulegen und die für den Postemp-

fänger bzw. ABH bestimmten Dokumente zu versenden.  

Gleiches gilt, wenn beim Bundesamt eine Anzeige nach § 14a Abs. 2 AsylVfG eingeht und 

es wird festgestellt,  dass für die Eltern ein Verfahren mit Dublinbezug vorliegt. In diesen 

Fällen erfolgt jedoch kein Versand der speziellen 14a-Dokumente, da bei Vorliegen eines 

Dublinverfahrens der Eltern für das Kind keine materiell-rechtliche Prüfung des Antrages 

erfolgt, sondern ebenfalls im Dublinverfahren entschieden wird.  

In beiden Fällen ist die Akte ggf. zusammen mit dem Dublinverfahren der Eltern und ohne 

Vergabe eines Anhörungstermines an den zuständigen  SB-Dublin weiterzuleiten. 

 

 

 

1. Asylantragstellung minderjähriger Kinder nach § 14a AsylVfG 

 

Gem. § 14a  Abs. 1 AsylVfG gilt mit der Asylantragstellung eines Ausländers auch für je-

des Kind der Asylantrag als gestellt wenn: 

 

- Das Kind ledig ist, 

- sich das Kind im Bundesgebiet aufhält, 

- das Kind das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, 

- das Kind nicht freizügigkeitsberechtigt ist,  

- das Kind keinen Aufenthaltstitel besitzt,  

- das Kind zuvor noch keinen Asylantrag gestellt hat. 

 

Die gesetzliche Antragsfiktion des § 14a AsylVfG bezieht sich nur auf Erstanträge. 

Auch ohne ausdrücklichen Antrag befinden sich diese Kinder mit der Asylantrag-

stellung der Eltern / eines Elternteils im Asylverfahren und werden bei Aktenanlage 

in das Verfahren der Eltern / eines Elternteils mit aufgenommen. Der Ausländer wird 

im Rahmen der Asylantragstellung über den Dolmetscher auf die Regelungen des § 

14a AsylVfG hingewiesen.  
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Hinweis: Asylanträge für minderjährige Kinder, die ausdrücklich im Rahmen der persönli-

chen Antragstellung vom gesetzlichen Vertreter des Kindes gestellt werden, fallen nicht 

unter die Regelungen des § 14a AsylVfG. Gleiches gilt bei ausdrücklich gestellten schriftli-

chen Antrªgen minderjªhriger Kinder. Eine Erfassung der Personenzusatzinformation Ă14a 

Familieneinheitñ erfolgt hier nicht. 

 

 

Kinder sind auch dann in die Akte der Eltern mit aufzunehmen, wenn der gesetzliche Ver-

treter des Kindes auf die Durchführung eines Asylverfahrens für sein Kind gem. § 14a Abs. 

3 AsylVfG bereits im Rahmen der persönlichen Antragstellung verzichtet.  

Der Verzicht hat schriftlich zu erfolgen, indem der gesetzliche Vertreter des Kindes erklärt, 

dass dem Kind keine Verfolgung im Sinne des § 3 Abs. 1 AsylVfG und kein ernsthafter 

Schaden im Sinne des § 4 Abs. 1 AsylVfG droht.  

 

 

 

Hinweis: In den Fällen, in denen die Eltern bzw. ein Elternteil lediglich einen beschränkten 

Antrag nach § 3 Abs. 1 AsylVfG stellen, ist ungeachtet dessen, der Asylantrag der Kinder 

immer als unbeschränkter Antrag mit dem Eingangssachstand Art. 16a+60I anzulegen. 

Auf Grund der unterschiedlichen Antragsarten ist in diesen Fällen für die Kinder eine ge-

sonderte Akte anzulegen. Dies gilt auch für die Fälle, in denen die Antragsfiktion nach § 

14a Abs. 2 AsylVfG greift. 

 

In allen Fällen ist nur für die Kinder, bei denen die Antragsfiktion nach § 14a AsylVfG 

greift, die Personenzusatzinformation Ă14a Familieneinheit liegt vorñ aufzunehmen.  

 

Nachträgliche Erfassung eines Kindes  

 

Hinweis: Gem. § 14a Abs. 4 AsylVfG ist die Antragsfiktion des § 14a Abs. 1 AsylVfG auch 

dann anzuwenden, wenn die Asylantragstellung der Eltern bereits vor dem 01.01.2005 

erfolgt ist und sich das Kind zu diesem Zeitpunkt im Bundesgebiet aufgehalten hat. 

 

Erlangt das Bundesamt erst im Nachhinein Kenntnis von der Anwesenheit eines Kindes, 

welches sich bereits zum Zeitpunkt der Asylantragstellung der Eltern im Bundesgebiet 

aufgehalten hat und auch die sonstigen Voraussetzungen des § 14a Abs. 1 AsylVfG liegen 

vor, gilt auch für das Kind der Asylantrag als gestellt. Hierbei ist auf folgendes zu achten: 
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- Aus pragmatischen Gründen ist für das Kind auch dann eine separate Akte anzulegen, 

wenn über das Asylverfahren der Eltern noch nicht entschieden wurde.  

- Die Asylantragstellung des Kindes ist mit dem Datum des Zugangs der Anzeige beim 

Bundesamt zu erfassen.  

- Das Datum der Ersteinreise ist mit den Daten im AZR abzugleichen. Ggf. ist das Da-

tum der Ersteinreise mit der zust. ABH abzuklären. 

- Im Rahmen der Aktenanlage ist in der Personenzusatzinformation ĂFamilieneinheit 

14a liegt vorñ  aufzunehmen.   

- Sofern für die Eltern des Kindes keine AE-Wohnpflicht mehr besteht, ist für die Erst-

meldung des Kindes im AZR die ABH zuständig. Wurde die Erstmeldung im AZR 

durch die ABH bereits veranlasst, ist vom Bundesamt die Folgemeldung ĂAsylantrag 

gestellt am...ñ zu erfassen. 

- Besteht für die Eltern des Kindes noch AE-Wohnpflicht, ist für die Erstmeldung im AZR 

das Bundesamt zuständig. 

 

Hinsichtlich einer ggf. erforderlichen Nacherfassung von Kindern auf der Aufenthaltsge-

stattung eines Elternteils wird auf das Kapitel ĂAufenthaltsgestattung/Nacherfassung von 

Kindern auf der AG eines Elternteilsñ verwiesen. 

 

Erlangt das Bundesamt im Rahmen einer Folgeantragstellung der Eltern Kenntnis von der 

Anwesenheit eines Kindes, für das kein ausdrücklicher Asylerstantrag gestellt wird und 

auch die sonstigen Voraussetzungen des § 14a Abs. 1 AsylVfG liegen vor, ist ebenfalls die 

Antragsfiktion nach § 14a Abs. 1 AsylVfG anzuwenden. 

 

Der Ausdruck und der Versand der Unterlagen an den Postempfänger bzw. an die ABH 

erfolgt wie in den Fällen des § 14a Abs. 2 AsylVfG (s.u.).  

 

 

Anzeige einer Einreise eines Kindes oder Geburt eines Kindes in der BRD            

nach § 14a Abs. 2 AsylVfG 

 

Wird nach § 14a Abs. 2 AsylVfG dem Bundesamt die Einreise eines Kindes welches das 

16. Lebensjahr noch nicht vollendet hat  nach der Asylantragstellung der Eltern / eines 

Elternteils in das Bundesgebiet, oder ein in Deutschland geborenes Kind eines Asylbe-

werbers  angezeigt, eine ausdrückliche Antragstellung geht aber aus der Anzeige nicht 

ausdrücklich hervor, so gilt gem. § 14a Abs. 2 AsylVfG der Asylantrag des Kindes mit Zu-

gang der Anzeige beim Bundesamt als gestellt. Die Anzeigepflicht obliegt neben den El-

tern auch der Ausländerbehörde. Der Asylantrag gilt mit Zugang der ersten Anzeige beim 

Bundesamt als gestellt. 
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Hinweis: Nach § 14a Abs. 4 AsylVfG gilt die Antragsfiktion nach § 14a Abs. 2 AsylVfG 

auch dann, wenn der Asylantrag der Eltern vor dem 01.01.2005 wirksam gestellt wurde. 

Die Regelung des § 14a Abs. 2 AsylVfG findet entsprechende Anwendung, wenn das Kind 

zwar vor dem 01.01.2005 in Deutschland geboren wurde oder nach Deutschland einge-

reist ist, eine Anzeige darüber aber nach dem 01.01.2005 beim Bundesamt eingeht. 

 

Weitere Voraussetzungen hinsichtlich des Vorliegens der Antragsfiktion des § 14a Abs. 2 

AsylVfG sind, dass zumindest ein sorgeberechtigter Elternteil 

- noch im laufenden Asylverfahren steht  

oder 

- sich nach Abschluss des Verfahrens ohne Aufenthaltstitel (Visum, Aufenthaltserlaub-

nis, Niederlassungserlaubnis) in der BRD aufhält. Duldungen und Aufenthaltsgestat-

tungen sind keine Aufenthaltstitel  

oder 

- eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 5 AufenthG besitzt, nachdem er vollziehbar 

ausreisepflichtig war, eine Ausreise aber aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen 

unmöglich ist und mit dem Wegfall der Ausreisehindernisse in absehbarer Zeit nicht zu 

rechnen ist  (§ 25 Abs. 5 Satz 1 AufenthG). Ggf. ist in Zweifelsfällen  Rücksprache mit 

der zust. ABH zu halten. 

 

Die o.g. Voraussetzungen müssen schon zum Zeitpunkt der Einreise oder Geburt des 

Kindes vorgelegen haben und beim Zugang der Anzeige weiterhin vorliegen.  

 

Sofern nur ein Elternteil sorgeberechtigt ist, muss dieser die o.g. Voraussetzungen erfül-

len. Vergleiche hierzu auch die Ausführungen im Abschnitt "Erfassung von Beziehungen 

und Vertretern".   

 

Liegen die Voraussetzungen des § 14a Abs. 2 AsylVfG vor, ist unabhängig vom Verfah-

rensstand der Eltern auch hier ein gesondertes Verfahren für das Kind mit der Personen-

zusatzinformation ĂFamilieneinheit 14a liegt vorñ anzulegen. 

 

Vorbemerkung zur Nichtanwendbarkeit des § 14a Abs. 2 AsylVfG 

 

Mit Beschluss vom 23.03.2009 (AZ: 20 ZB 09.30058) hat der Bayerische Verwaltungsge-

richtshof festgestellt, dass nach dem Wortlaut des § 14a Abs. 2 AsylVfG ein fiktiver Asyl-

antrag angenommen werden könnte, wenn nur ein Elternteil die Voraussetzungen des § 

14a Abs. 2 erfüllt, der andere sorgeberechtigte Elternteil jedoch einen weitergehenden 

Aufenthaltstitel besitzt. Eine solche, allein am Wortlaut orientierte Auslegung widerspräche 

jedoch dem vom Gesetzgeber verfolgten Zweck, durch sog. Kettenasylanträge überlange 

Aufenthaltszeiten in Deutschland zu verhindern.   
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D.h., dass in den Fällen, in denen ein Elternteil die Voraussetzungen des § 14a Abs. 2 

erfüllt, der andere sorgeberechtigter Elternteil jedoch im Besitz einer Aufenthaltserlaubnis 

ist, die nicht auf § 25 Abs. 5 AufenthG beruht, eine Meldung beim Bundesamt keinen fikti-

ven Asylantrag bewirkt. 

 

§ 14a AsylVfG ist nicht anwendbar, wenn 

 

- mindestens ein sorgeberechtigter Elternteil nach Abschluss eines Asylverfahren eine 

Aufenthaltserlaubnis auf Grund einer Anerkennung nach Art. 16a GG oder nach § 3 

Abs. 1 AsylVfG besitzt. 

 

- mindestens ein sorgeberechtigter Elternteil zum Zeitpunkt des Posteingangs der § 14a-

Anzeige beim Bundesamt im Besitz einer Aufenthaltserlaubnis ist, die nicht auf § 25 

Abs. 5 AufenthG beruht. 

 

- mindestens ein sorgeberechtigter Elternteil zum Zeitpunkt des Posteingangs der § 14a-

Anzeige beim Bundesamt im Besitz einer Aufenthaltserlaubnis gem. der Altfallrege-

lung nach § 104a AufenthG ist. 

 

- mindestens ein sorgeberechtigter Elternteil bei Einreise oder Geburt des Kindes im 

Besitz eines Aufenthaltstitels ist, der erst später entfallen ist und zum Zeitpunkt des 

Posteingangs der 14a-Anzeige beim Bundesamt - z.B. auf Grund eines Widerrufs der 

Anerkennung - nicht bzw. nicht mehr im Besitz eines Aufenthaltstitels ist.  

 

- das Kind mit einem Aufenthaltstitel eingereist ist oder zum Zeitpunkt des Zugangs der 

Anzeige im Besitz eines Aufenthaltstitels ist. 

 

- ein Kind in Deutschland geboren wird, die Eltern bei Geburt des Kindes ohne Aufent-

haltstitel sind (wäre zunächst 14a-Fall), zum Zeitpunkt des Zugangs der Anzeige beim 

Bundesamt mindestens ein sorgeberechtigter Elternteil und evtl. auch das Kind aber 

bereits im Besitz eines Aufenthaltstitels ist.  

 

In diesen Fällen kann das Bundesamt nur auf ausdrücklichen Antrag der Eltern bzw. des 

sorgeberechtigten Elternteils ein Asylverfahren für die Kinder durchführen. § 14a Abs. 2 

AsylVfG-Anzeigen einer ABH, bei denen festgestellt wird, dass die Voraussetzungen der 

Antragsfiktion nicht vorliegen, sind mit Dokument D0886 entsprechend zu beantworten.  

Die Postmappe ist in die Akte der Eltern aufzulösen. 

 

 

Datum der Ersteinreise 
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Bzgl. der Erfassung der Ersteinreise ist zu unterscheiden, ob das Kind nachgereist ist oder 

in Deutschland geboren wurde. 

Wurde das Kind in Deutschland geboren, ist als Ersteinreisedatum das Geburtsdatum des 

Kindes zu erfassen. 

Ist das Kind nachgereist und das Einreisedatum des Kindes geht aus der Mitteilung nach  

§ 14a Abs. 2 AsylVfG nicht hervor, ist in MARiS zunächst das Datum der Antragstellung 

(Zugang der Anzeige beim Bundesamt) als vorläufiges Ersteinreisedatum zu erfassen. 

Das tatsächliche Datum der Ersteinreise ist entweder durch Nachfrage bei der zuständi-

gen ABH oder im Rahmen einer ggf. durchzuführenden Anhörung zu ermitteln. Konnte das 

tatsächliche Datum der Ersteinreise  ermittelt werden, ist das vorläufig erfasste Einreiseda-

tum in MARiS und - sofern die Erstmeldung durch die ABH bereits erfolgt ist - ggf. im AZR 

entsprechend zu korrigieren. 

 

 

 

 

Erfassung von Beziehungen und Vertretern 

Im Rahmen der Erfassung von Beziehungen und gesetzlichen Vertretern ist folgendes zu 

beachten: 

Bei nicht verheirateten Eltern steht das Sorgerecht alleine der Mutter zu (§ 1626a BGB). 

Die Mutter wird als alleiniger gesetzlicher Vertreter in MARiS erfasst. Eine Erfassung des 

Vaters als gesetzlicher Vertreter erfolgt erst dann, wenn er zusammen mit der Mutter das 

Sorgerecht für das Kind hat. Hierzu muss zunächst die Vaterschaft durch eine öffentliche 

Beurkundung wirksam anerkannt werden. Diese Beurkundung kann von einem Notar, dem 

Standesamt, dem Jugendamt oder dem Amtsgericht vorgenommen werden. Außerdem 

muss eine durch einen Notar oder dem Jugendamt öffentlich beurkundete gemeinsame 

Sorgeerklärung der Eltern vorliegen. Der nichteheliche Vater erwirbt außerdem das Sorge-

recht, wenn er die Mutter des Kindes heiratet. 

Eine reine Erklärung der Vaterschaftsanerkennung gegenüber dem Bundesamt ï auch mit 

Zustimmung der Mutter ï genügt den Anforderungen zur Erfassung als gesetzlicher Ver-

treter nicht. 

Liegt nur eine öffentlich beurkundete Vaterschaftsanerkennung, aber keine gemeinsame 

Sorgeerklärung vor, ist der Vater des Kindes lediglich als Beziehung zu erfassen. Eine 

gesetzliche Vertretung liegt in diesem Fall nicht vor und darf auch nicht als solche erfasst 

werden. 

 

Auch wenn alle Voraussetzungen des Vaters zur gesetzlichen Vertretung (Vaterschafts-

anerkennung und Sorgeerklärung) erfüllt sind, genügt die Zustellung an einen gesetzlichen 

Vertreter. Siehe hierzu auch den Hinweis im Abschnitt ĂAusdruck und Versand der Unter-

lagen. 
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Land des gewöhnlichen Aufenthaltes 

Bei Kindern, die in der Bundesrepublik Deutschland geboren sind, ist als Land des ge-

wöhnlichen Aufenthaltes immer das Land des gewöhnlichen Aufenthaltes der Eltern zu 

erfassen. Haben die Eltern unterschiedliche gewöhnliche Aufenthaltsländer, ist das Land 

der Mutter zu erfassen. 

 

Aufenthaltsgestattung 

Sofern für die Eltern bzw. eines Elternteils noch eine AE-Wohnpflicht besteht, ist für die 

Nacherfassung des Kindes auf der AG eines Elternteils das Bundesamt zuständig. Einzel-

heiten hierzu siehe Kap. ĂAufenthaltsgestattung/ Nacherfassung von Kindern auf der AG 

eines Elterteilsñ. 

 

 

 

 

AZR 

Da diese Fallkonstellation der einer schriftlichen Antragstellung eines minderjährigen Kin-

des entspricht, erfolgt in diesen Fällen keine AZR-Erstmeldung durch das Bundesamt, 

sondern durch die zuständige ABH. (Ausnahme: Die Eltern sind noch AE-Wohnpflichtig)  

Ist die Erstmeldung des Kindes durch die ABH bereits erfolgt, ist im AZR-Datensatz des 

Kindes in der Folgemeldung ĂAsylverfahrenñ die MaÇnahme ĂAsylantrag gestelltñ mit dem 

Datum des Zugangs der Anzeige beim Bundesamt einzugeben und die AZR-Nummer in 

der elektronischen Akte des Kindes nachzuerfassen. Sofern für das minderjährige Kind 

eine ed-Behandlung - z.B. im Rahmen der Anhörung - durchgeführt wurde (ab Vollendung 

des 14. Lebensjahres) ist das in MARiS gespeicherte Lichtbild an das AZR zu übermitteln.  

Außerdem ist das im AZR erfasste Datum zur Ersteinreise mit dem in MARiS gespeicher-

ten Datum abzugleichen und ggf. das in MARiS vorläufig  erfasste Ersteinreisedatum dem 

im AZR erfassten Datum anzupassen.  

 

Für die Fälle, in denen die ABH um Erstmeldung des Antragstellers im AZR gebeten wur-

de, ist nach Ablauf von 2 Wochen zu prüfen, ob die Erstmeldung erfolgt ist und ggf. die 

Asylantragstellung zu erfassen sowie die Daten im AZR und in MARiS zur Ersteinreise 

abzugleichen.  

 

Ausdruck und Versand der Unterlagen 

Da es für § 14a-Fälle keinen eigenen Prozess gibt und die Aktenanlage im Prozess 

"schriftlicher Antrag Minderjähriger" läuft, sind neben den automat. erstellten Unterlagen 

(NS Teil I,  § 10 Belehrung, Belehrung nach § 14 Abs. 1 AsylVfG) in jedem Fall zusätzlich 
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die Dokumente D0869 (14a_Mitteilung_ABH) und D0872 (14a_Mitteilung_Postempf) ma-

nuell zu erstellen, zu ergänzen und zu versenden. 

Die für die "normalen" Anträge vom System erzeugten und für die § 14a-Fälle unpassen-

den Dokumente wie z. B. das Anschreiben Postempfänger (D0265) sind zu vernichten. 

Die Vernichtung ist in der Schriftstückliste zu dokumentieren ("Dokumentenvorlage än-

dern" oder Aktenvermerk).  

 

Sämtliche für den Postempfänger bestimmten Unterlagen werden per PZA versandt.  

Liegt eine anwaltliche Vertretung vor, sind die Unterlagen per Einschreiben an den 

Rechtsanwalt zu senden.   

Die Mitteilung an die ABH erfolgt per Faxversand. 

 

Sofern einer Mitteilung nach § 14a Abs. 2 AsylVfG ein Verzicht auf die Durchführung eines 

Asylverfahrens für das Kind gem. § 14a Abs. 3 AsylVfG beiliegt, ist neben der 14a Mittei-

lung an den Postempfänger (D0872) lediglich die Belehrung nach § 10 AsylVfG sowie die 

Belehrung nach § 14 Abs. 1 AsylVfG an den Postempfänger zu versenden. Der Versand 

einer Ladung zur Anhörung bzw. des Anschreibens mit Erklärungsformular (D0874/D0878) 

entfällt in diesen Fällen. 

Auf dem Anschreiben D0872 an den Postempfänger ist  zusätzlich folgender Text aufzu-

nehmen: 

 

"Auf die Durchführung eines Asylverfahrens für das o.g. Kind wurde mit Schreiben 

vom..... verzichtet. Das Verfahren wird nicht weiter bearbeitet. Zu gegebener Zeit 

wird Ihnen ein Bescheid über die Einstellung des Verfahrens zugesandt." 

 

Hat das Kind mehrere gesetzliche Vertreter (beide Elternteile) mit unterschiedlichen 

Wohnsitzen und beide sind sorgeberechtigt, genügt die Zustellung an einen von ihnen     

(§ 170 Abs. 3 ZPO, § 6 Abs. 3 VwZG). Dies wird i.d.R. immer der Elternteil sein, bei dem 

das Kind lebt.  

 

Steht das Sorgerecht nur einem Elterteil zu, ist an diesen zuzustellen.  

 

Sofern der andere Elterteil nicht oder nicht mehr gesetzlicher Vertreter ist, ist dieser ggf. 

als  solcher zu löschen und wird lediglich in der Maske Beziehungen erfasst. 

 

Je nach Alter des Kindes sind weitere Dokumente manuell zu erstellen und an den Post-

empfänger zu senden. Die Entscheidung wann welches Dokument versandt wird, obliegt 

grds. dem Entscheider. Je nach Absprache vor Ort kann dies aber auch durch das AVS 

übernommen werden. Hierbei ist wie folgt zu unterscheiden: 
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Minderjährige von 0 bis einschl. 5 Jahre 

Bei Minderjährigen von 0 bis einschl. 5 Jahren, die der Antragsfiktion nach § 14a AsylVfG 

unterliegen, hat der gesetzliche Vertreter des/der Minderjährigen die Möglichkeit, entweder 

auf die Durchführung des Asylverfahrens zu verzichten oder zu den Asylgründen seines 

Kindes binnen eines Monats schriftlich Stellung zu nehmen.  

 

Eine Anhörung erfolgt bei Minderjährigen dieser Altersgruppe grundsätzlich nicht. 

 

Ausnahme: 

In Fällen, in denen Eltern die ihren Kindern drohende Verfolgung - insbesondere ge-

schlechtsspezifische Verfolgung - nicht geltend machen, dem Bundesamt jedoch auf 

Grund allgemeiner Herkunftsländerinformationen bekannt ist, dass eine solche Gefahr in 

Betracht gezogen werden muss, ist bei nachgeborenen Kindern unter sechs Jahren der 

Sachverhalt von Amts wegen aufzuklären. 

Dies gilt insbesondere für Fälle des § 14 a Abs. 2 AsylVfG und für Herkunftsländer, in de-

nen laut HKL-Leitsätzen Genitalverstümmelung praktiziert wird sowie für Herkunftsländer, 

in denen eine Zwangsverheiratung von Kindern bzw. Minderjährigen stattfindet. 

Die Eltern sind somit bei entsprechender Auskunftslage in Fällen eines nachgeborenen 

Kindes unter sechs Jahren grundsätzlich anzuhören, es sei denn, die dem Kind eventuell 

drohende Verfolgung wurde bereits in der Anhörung der Eltern angesprochen und dort 

ausreichend aufgeklärt. 

(vgl. hierzu Rundschreiben AL 4 vom 01.08.2006, AZ 420-7401-23/06). 

 

Soll eine Anhörung zur Sachverhaltsaufklärung durchgeführt werden, sind die Dokumente 

D0974 (14a_Anhörung_Eltern_Postempf) und die Ladung D0185 (Ladung Minderjähriger) 

zu erstellen und an den Postempfänger zu versenden 

 

Wird keine Anhörung zur Sachverhaltsaufklärung durchgeführt, ist das Anschreiben D0874  

(14aErklärung_0-5JahrePostempf) zu verwenden und die Akte auf Wiedervorlage von 5 

Wochen zu legen. 

 

Die Entscheidung, ob das Anschreiben mit Erklärungsformular (D0874) oder eine Anhö-

rung der Eltern zur Sachverhaltsaufklärung erfolgen soll, obliegt dem Entscheider.  

Vom Versand des Anschreibens mit Erklärungsformular (D0874) bzw. des Anschreibens 

D0974 (14a_Anhörung_Eltern_Postempf) und der Ladung zur Anhörung (D0185) ist daher 

bis zur diesbzgl. Entscheidung zunächst abzusehen. Der Versand der sonstigen für den 

Postempfänger bestimmten Unterlagen bleibt hiervon unberührt. 

 



 

DA-AVS: Asylantrag minderjähriger Kinder 10/18 Stand 03/14 

Minderjährige von 6 bis einschl. 13 Jahre 

In diesen Fällen hat der gesetzliche Vertreter des Kindes / der Kinder die Möglichkeit, ent-

weder auf die Durchführung des Verfahrens zu verzichten, eine schriftliche Stellungnahme 

zu den Asylgründen des/der Minderjährigen abzugeben oder um einen Termin zur persön-

lichen Anhörung nachzusuchen. 

 

Hier ist das Anschreiben D0878 (14aErklärung_6-13JahrePostempf) zu erstellen und zu 

versenden. Die Akte ist nach Abschluss aller Arbeiten auf eine Wiedervorlage von 5 Wo-

chen zu legen. Geht vor Ablauf der WV-Frist die Erklärung des gesetzlichen Vertreters 

beim Bundesamt ein, ist diese unverzüglich dem zuständigen Entscheider weiterzuleiten.  

Sofern der gesetzliche Vertreter in der Erklärung um einen Termin zur persönlichen Anhö-

rung ersucht, ist mit dem zust. Entscheider ein Anhörungstermin festzulegen und dem An-

tragsteller die Ladung D0185 (LadungMinderjähriger) zu übersenden. 

Konnte nach Ablauf der WV-Frist kein Rücklauf der Erklärung festgestellt werden, ist die 

Akte dem zust. Entscheider mit einem entsprechenden Hinweis weiterzuleiten. 

 

Minderjährige ab 14 Jahre 

Bei Minderjährigen ab Vollendung des 14. Lebensjahres ist eine Anhörung und eine ed-

Behandlung durchzuführen. Es besteht keine Möglichkeit der schriftlichen Stellungnahme.  

 

In diesen Fällen ist die bereits vom System bei Aktenanlage erzeugte Ladung Minderjähri-

ger (D0185) zu versenden. 

Am Tag der persönl. Vorsprache sind neben der Anhörung und ed-Behandlung weitere 

Arbeiten zu erledigen (s. Leitfaden Aktenanlage schriftl. Erstanträge Minderjähriger).  

 

 

2. Asylantragstellung unbegleiteter Minderjähriger  

 

Voraussetzung für eine wirksame Antragstellung minderjähriger unbegleiteter Kinder, die 

das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, ist, dass der Asylantrag durch einen vom 

Vormundschaftsgericht bestellten Vormund (z.B. Jugendamt) schriftlich oder persönlich 

gestellt wird. 

Auch in den Fällen, in denen ein Antragsteller nach Vollendung des 18. Lebensjahres vom 

Jugendamt nach § 42 SGB VIII vorläufig in einer Jugendhilfeeinrichtung in Obhut genom-

men wurde, kann eine wirksame Asylantragstellung schriftlich erfolgen. Eine AE-

Wohnpflicht bzw. die Verpflichtung den Asylantrag persönlich stellen zu müssen, besteht 

in diesen Fällen nicht. 
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Hinweis: Die Zuständigkeit für die Festlegung des fiktiven Alters bei Jugendlichen, die vor-

geben, minderjährig bzw. unter 16 Jahre alt zu sein, liegt grundsätzlich bei den Landesbe-

hörden, die im Rahmen der Inobhutnahme gemaß § 42 SGB VIII eine Altersbestimmung 

durchführen müssen, wenn Zweifel am Alter des Antragstellers bestehen.   

Das Bundesamt übernimmt bei der Bearbeitung des Asylantrages regelmäßig das von der 

zuständigen Landesbehörde festgelegte fiktive Alter. Eine eigene Alterseinschätzung er-

folgt nicht. Die Angabe des Geburtsdatums ist stets um den Hinweis Ăfiktives Geburtsda-

tum auf Grund des äußeren Anscheins/eines von der Landesbehörde eingeholten medizi-

nischen Gutachtensñ zu ergªnzen. In MARiS ist diese Information (ggf. mit weiteren Aus-

f¿hrungen) mittels eines Aktenvermerks festzuhalten. In der Maske ĂSchriftst¿ckeñ emp-

fiehlt es sich, im Betreff Ăfiktives Geburtsdatumñ zu erfasssen. 

 

Nach dem Einscannen und der Prüfung der Wirksamkeit des schriftlichen Antrages durch 

L-AVS oder einem hierfür beauftragten Mitarbeiter wird die Postmappe in einen Geschäfts-

fall  umprotokolliert. 

Nach abgeschlossener Umprotokollierung wird der Geschäftsfall in den Prozessschritt 

Ăschriftlicher Antrag pr¿fenñ weitergeleitet. Details hierfür und zur geführten Aktenanlage 

finden Sie im ĂLeitfaden Aktenanlage schriftlicher Antrag Minderjªhrigerñ. 

 

Während der geführten Aktenanlage ist die Erfassung eines Vertreters als Postempfänger 

in der Maske ĂVertreterñ zwingend erforderlich.  

Hinsichtlich der Erfassung von Beziehungen und gesetzlichen Vertretern im Falle geschie-

dener oder getrennt lebender Eltern wird auf die entsprechenden Ausführungen im Kapitel 

"Asylantrag minderjähriger Kinder nach § 14a AsylVfG", Abschnitt "Anzeige einer Einreise 

eines Kindes oder Geburt eines Kindes in der BRD nach §14a Abs. 2 AsylVfG / Erfassung 

von Beziehungen und gesetzlichen Vertretern" verwiesen. 

Außerdem werden Besonderheiten zur Erfassung gesetzlicher Vertreter, eines bestallten 

Vormundes oder eines Rechtsanwaltes, im Kapitel ĂVerfahrensbevollmªchtigteñ näher be-

schrieben.  

 

Hinweise zur Aktenzusatzinformation ĂAE-Wohnpflichtñ 

Grundsªtzlich ist die Aktenzusatzinformation ĂAE-Wohnpflicht" mit dem Status "Minderj. 

<16 unbegleitetñ bzw. "16 und 17-jährige Minderj. unbegleitet" dann einzugeben, wenn das 

minderjährige Kind zum Zeitpunkt der Einreise unbegleitet war.  

 

Ausnahme: Sofern bereits bei Aktenanlage zweifelsfrei geklärt ist, dass sich das Kind in 

der Obhut eines bereits im Heimatland für das Kind verantwortlichen Erwachsenen befin-

det und diesem die Vormundschaft in Deutschland übertragen wurde, ist das Kind als be-

gleitet anzusehen, auch wenn das Kind alleine eingereist ist. 
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Die alleinige ĂInobhutnahmeñ des Kindes durch den Vormund genügt jedoch nicht den An-

forderungen den Minderjährigen als begleitet zu betrachten. Vielmehr muss sichergestellt 

sein, dass der Minderjährige in den Haushalt des Vormunds aufgenommen wurde. 

 

In Zweifelsfällen ist das Kind weiterhin als unbegleiteter Minderjähriger zu behandeln. 

 

 

Hinweis zum Datum der Ersteinreise 

Bei schriftlich gestellten Asylanträgen minderjähriger Kinder ohne Begleitung liegen dem 

Bundesamt i.d.R. keine genauen Angaben zum Ersteinreisedatum vor. Ist im Rahmen der 

Aktenanlage das tatsächliche Datum der Ersteinreise nicht bekannt, ist als vorläufiges 

Ersteinreisedatum das Datum der Antragstellung (Datum des Posteingangs) zu erfassen. 

Das tatsächliche Datum der Ersteinreise ist entweder durch Nachfrage bei der zuständi-

gen ABH oder ggf. im Rahmen der Anhörung zu ermitteln. Konnte das tatsächliche Datum 

der Ersteinreise  ermittelt werden, ist das vorläufig erfasste Einreisedatum in MARiS und - 

sofern die Erstmeldung durch die ABH bereits erfolgt ist - ggf. im AZR entsprechend zu 

korrigieren.   

 

Die Weiterleitung in die entsprechenden Prozessschritte sowie die Erstellung und der 

Ausdruck der erforderlichen Dokumente ist abhängig vom Alter des Kindes.  

 

 

Minderjährige von 0 bis einschl. 5 Jahre 

Grundsätzlich erfolgt keine Anhörung und keine ed-Behandlung.  

 

Automatisch erstellt werden folgende Dokumente 

- Deckblatt ï D0178 

- Niederschrift ï D0111 

- § 10 Belehrungen in deutsch und fremdsprachig 

- Belehrungen nach § 14 Abs. 1 Satz 2 AsylVfG in deutsch und fremdsprachig 

- Anschreiben Postempfänger ï D0265 

- PZU 

-  

Die "Mitteilung an ABH" ï D0237 ist manuell zu erstellen. 
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Hinweis: Aus technischen Gründen kann der Ausdruck des Anschreibens an den Post-

empfänger - D0265 nur dann automatisch erfolgen, wenn nach Aktenanlage in den Pro-

zess "Verzicht auf Anhörung" weitergeleitet wird. D.h., dass bei der Altersgruppe der 0 bis 

einschl. 5-jährigen, bei denen grundsätzlich keine Anhörung erfolgt, der Ausdruck automa-

tisch erfolgt. Sofern bei der Altersgruppe der 6 bis einschl. 13-jährigen eine Anhörung 

durchgeführt werden soll, ist der Ausdruck manuell zu erstellen. Bei Minderjährigen ab 

Vollendung des 14. Lebensjahres ist grundsätzlich eine Anhörung durchzuführen, der 

Ausdruck ist deshalb manuell zu erstellen.  

 

 

 

Minderjährige von 6 bis einschl. 13 Jahre  

Es erfolgt keine ed Behandlung, eine Anhörung ist möglich. 

Nach abgeschlossener Aktenanlage ist zunächst zu prüfen, ob bereits ein schriftlicher An-

hörungsverzicht vorliegt. Ist dies der Fall, ist nach abgeschlossener Aktenanlage die elekt-

ronische Akte ¿ber den Prozessschritt ĂVerzicht auf Anhºrungñ in den Prozessschritt ĂZwi-

schenbescheidñ weiterzuleiten.  

Liegt kein schriftlicher Anhörungsverzicht vor, ist ein Anhörungstermin zu erfassen und die 

elektronische Akte ¿ber den Prozessschritt ĂKein Verzicht auf Anhºrungñ in den Prozess-

schritt ĂZwischenmitteilungñ weiterzuleiten.  

Im diesem Fall werden zusätzlich zum Deckblatt, zur Niederschrift, den § 10 Belehrungen 

und den Belehrungen nach § 14 Abs. 1 AsylVfG, die Dokumente D0158 (Ver-

zicht_Anhörung) sowie D0185 (Ladung_Minderjähriger) automatisch erstellt. 

 

Manuell zu erstellen sind folgende Dokumente: 

- Mitteilung an ABH ï D0237 

- Zwischenmitteilung an Postempfänger ï D0265, wenn Anhörung durchgeführt werden 

soll. Wenn keine Anhörung durchgeführt werden soll, wird D0265 automatisch erstellt. 

 

 

Minderjährige ab 14 Jahre 

Grundsätzlich erfolgt hier eine Anhörung und eine ed-Behandlung.  

Nach abgeschlossener Aktenanlage befindet sich die Akte im Prozessschritt ĂTermin f¿r 

Anhºrungñ. Sofern nach R¿cksprache mit dem zust. Entscheider eine Anhörung erfolgen 

soll, ist der Anhörungstermin entsprechend zu erfassen. Durch Weiterleitung der elektroni-

schen Akte ¿ber den Prozessschritt ĂDokumentensatz mit Ladungñ in den Prozessschritt 

ĂZwischenbescheidñ wird neben dem Deckblatt, SAKL, SAUK, Niederschrift, den § 10  und 

§ 14 Abs. 1 AsylVfG Belehrungen auch die Ladung Minderjähriger ï D0185 sowie ggf. ei-

ne PZU automatisch erstellt. Auch wenn keine Anhörung durchgeführt wird, erstellt das 
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System automatisch ein Ladungsschreiben. Dieses kann vernichtet werden. In der Schrift-

stückliste verbleibt  das Ladungsschreiben mit einem Vermerk im Betreff, dass keine An-

hörung durchgeführt wird und der Dokumententyp wird in ĂNicht versandtñ geªndert. Sollte 

trotz RA Vertretung eine PZU erzeugt worden sein, ist auch hier der Dokumententyp zu 

ändern. 

 

Manuell zu erstellen sind folgende Dokumente: 

- Mitteilung an ABH ï D0237 

- Zwischenmitteilung an Postempfänger ï D0265 

 

 

Hinweis: Wurde für ein unbegleitetes minderjähriges Kind ein Asylantrag schriftlich von 

einem durch das Vormundschaftsgericht bestellten Vormund (z.B. Jugendamt) gestellt, ist 

die Ladung zur Anhörung dem Minderjährigen zu übersenden, wenn dieser zum Zeitpunkt 

der Erstellung des Ladungsschreibens D0182 das 16. Lebensjahr vollendet hat, geschäfts-

fähig ist und keine sonstige Verfahrensbevollmächtigung vorliegt. Dies gilt auch dann, 

wenn die Vormundschaft zum Zeitpunkt der Erstellung des Ladungsschreibens noch be-

steht. Wird die Ladung an den Antragsteller zugestellt, ist darauf zu achten, dass in der 

Maske "Vertreter" der Vormund als Postempfänger deaktiviert wird (Häkchen entfernen). 

Im Betreff der Maske ĂDetails Akteñ ist ein Hinweis bzgl. der Vormundschaft aufzunehmen, 

damit dieser bei der späteren Versendung von Unterlagen (Anhörungsprotokoll, Bescheid 

usw.) nicht vergessen wird. 

Dem Vormund ist ein Abdruck des Ladungsschreibens zu übersenden. Hierzu ist die La-

dung zur Anhörung nochmals auszudrucken und mit Anschreiben D1157 

(Ladungsabschr_GesVertr) zu versenden. Zu beachten ist, dass nach Aufruf des An-

schreibens D1157 aus der Schriftstückliste, die Adressdaten des Vormundes manuell im 

Anschreiben erfasst werden müssen.  

Dies gilt auch für die Fälle, in denen ein unbegleiteter Minderjäriger zwischen dem vollen-

deten 16. und 18. Lebensjahr vom Jugendamt nach § 42 SGB VIII vorläufig in einer Ju-

gendhilfeeinrichtung in Obhut genommen wurde und zum Zeitpunkt der Zustellung des 

Ladungsschreibens noch in dieser Jugendhilfeeinrichtung wohnhaft ist.  

Ausnahme:  Sofern festgestellt wurde, dass der Antragsteller geschäftsunfähig im Sinne 

des § 104 Nr. 2 BGB ist, ist die Ladung auch nach Vollendung des 16. Lebensjahres an 

den Vormund zuzustellen.  
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Hinweis zur ed-Behandlung: 

Ref. 124 übermittelt in bestimmten Abständen Listen an die Außenstellen, auf denen alle 

minderjährigen Antragsteller aufgelistet sind, die das 14. Lebensjahr vollendet haben und 

nicht ed-behandelt wurden. Anhand dieser Listen obliegt es dem zust. Entscheider zu ent-

scheiden, ob der gesetzliche Vertreter des Kindes mit Dokument D0185 (bei Folgeanträ-

gen D1065) zur Anhörung und ed-Behandlung des Kind zu laden ist oder lediglich eine 

Ladung zur ed-Behandlung für das Kind an den Postempfänger (D1066) versandt werden 

soll. 

 

Die durchzuführende ed-Behandlung und Aushändigung der EURODAC-Belehrung ist 

grundsätzlich am Tag der Anhörung in der AS vorzunehmen.  

 

 

Versand der Unterlagen 

Sämtliche für den Postempfänger bestimmten Unterlagen werden per PZA versandt.  

Liegt eine anwaltliche Vetretung vor, sind die Unterlagen per Einschreiben an den Rechts-

anwalt zu senden.   

Die Mitteilung an die ABH erfolgt per Faxversand. 

 

AZR-Meldung 

Grundsätzlich erfolgt in diesen Fällen keine AZR-Erstmeldung durch das Bundesamt. Die 

Erstmeldung erfolgt hier durch die ABH. Ist die Erstmeldung des Antragstellers durch die 

ABH bereits erfolgt, ist im AZR-Datensatz des Kindes über die Folgemeldung "Asylverfah-

ren"  die MaÇnahme ĂAsylantrag gestelltñ mit dem Datum des Posteingangs des Asylan-

trages beim Bundesamt einzugeben. Außerdem ist das im AZR erfasste Datum zur Erst-

einreise mit dem in MARiS gespeicherten Datum abzugleichen und ggf. das in in MARiS 

vorläufig  erfasste Ersteinreisedatum dem im AZR erfassten Datum anzupassen. 

Sofern für den Antragsteller eine ed-Behandlung - z.B. im Rahmen der Anhörung - durch-

geführt wurde (ab Vollendung des 14. Lebensjahres) ist das in MARiS gespeicherte Licht-

bild an das AZR zu übermitteln.  

Für die Fälle, in denen die ABH um Erstmeldung des Antragstellers im AZR gebeten wur-

de, ist nach Ablauf von 2 Wochen zu prüfen, ob die Erstmeldung erfolgt ist, ggf. die Asyl-

antragstellung zu erfassen und die Daten im AZR und in MARiS zur Ersteinreise abzuglei-

chen.  
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3. Asylantragstellung begleiteter Minderjähriger  

 

Vor Aktenanlage ist durch L-AVS oder eine hierfür beauftragte Person zu prüfen, ob ein 

nach dem 31.12.1999 in der BRD geborenes Kind die deutsche Staatsbürgerschaft erlangt 

hat. Näheres hierzu siehe unter Punkt 4.  

 

Die Aktenanlage, die vom Alter des Kindes abhängige Weiterleitung der elektronischen 

Akte, der Ausdruck und der Versand der Unterlagen sowie die Meldung im AZR, erfolgt 

entsprechend der Verfahrensweise bei unbegleiteten minderjährigen Kindern. 

 

Vertreter 

Ist für das minderjährige Kind ein Rechtsanwalt als Verfahrensbevollmächtigter bzw. Post-

empfänger benannt, sind zusätzlich zum RA auch die Eltern als ĂElterliche Vertretungñ zu 

erfassen. 

 

 

Hinweis zur möglichen Anhörung bzw. ed-Behandlung begleiteter minderjähriger 

Kinder 

Sollen die Eltern eines minderjährigen Kindes zu den Asylgründen für das Kind angehört 

werden, ist ein Termin zur Anhörung  zu erfassen. Das Ladungsschreiben D0185 an den 

Postempfªnger wird je nach Alter des Kindes im Prozess ĂDokumentensatz mit Ladungñ 

bzw. Ă Kein Verzicht auf Anhºrungñ automatisch erzeugt.  

Hat das Kind das 14. Lebensjahr vollendet und es wird keine Anhörung durchgeführt, ist 

das Kind über den Postempfänger zur ed-Behandlung mit D1066 zu laden. Ggf. kann hier 

auch auf die von Ref. 124 erstellten Listen zurückgegriffen werden. 

Sofern für das minderjährige Kind ein Rechtsanwalt als Verfahrensbevollmächtigter bzw. 

Postempfänger benannt ist, erhält dieser das Ladungsschreiben sowie die sonstigen Un-

terlagen per Einschreiben.   

Soll neben dem Ladungsschreiben an den Rechtsanwalt auch eine Ladung den Eltern  

übersandt werden, so kann zusätzlich das Ladungsschreiben an den Antragsteller 

(D0182) manuell erstellt werden. Hierbei ist darauf zu achten, dass das Adressfeld mittels 

der ĂFormularfunktionñ auf den Namen der Eltern geªndert werden muss, da dieses sys-

temseitig mit dem Namen des Antragstellers erstellt wird. 
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4. Asylantragstellung minderjähriger Kinder, die durch Geburt die deutsche Staats-

bürgerschaft erlangt haben 

 

Ein im Inland geborenes Kind ausländischer Eltern erwirbt die deutsche Staatsbürger-

schaft, wenn ein Elternteil 

- seit acht Jahren rechtmäßig seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Inland hat  

und 

- freizügigkeitsberechtigter Unionsbürger ist 

oder 

- gleichgestellter Staatsangehöriger eines Staates des europäischen Wirtschaftsrau-

mes ist  

oder 

- eine Aufenthaltserlaubnis EU besitzt  

oder 

- eine Niederlassungserlaubnis besitzt. 

 

Hinweis zum rechtmäßigen gewöhnlichen Aufenthalt eines Elternteils: 

Der rechtmäßige gewöhnliche Aufenthalt muss bei Geburt des Kindes seit acht Jahren 

ununterbrochen bestanden haben. 

 

Als rechtmäßiger Aufenthalt zählen die Zeiten, in denen der Ausländer eine Aufenthaltser-

laubnis oder eine Niederlassungserlaubnis besessen hat. 

In Fällen der Anerkennung als Asylberechtigter sind auch die Zeiten mit anzurechnen, in 

denen der Ausländer im Besitz einer Aufenthaltsgestattung im Rahmen seines Asylverfah-

rens war.    

 

Geht beim Bundesamt ein Asylantrag für ein in Deutschland ab dem 01.01.2000 gebore-

nes Kind ein, ist dieser einzuscannen und die Postmappe dem L-AVS oder einer hierfür 

beauftragten Person zur Prüfung weiterzuleiten. Die Prüfung, ob dieses Kind gem. § 4 

Abs. 3 StAG die deutsche Staatsbürgerschaft erlangt hat, ist nach folgendem Muster vor-

zunehmen: 

 

- Ist das Kind nach dem 31.12.1999 geboren? 

- Einsichtnahme in den Datensatz der Eltern im AZR. Die Eingaben müssen den 

Vorgaben des § 4 Abs. 3 StAG entsprechen. - s.oben. 

- Ggf. Einsichtnahme in den Datensatz der Eltern in MARiS.  Liegt Anerkennung vor? 

Seit wann? 

- Ggf. entsprechende Nachfrage bei zust. ABH bzw. bei zust. 

Personenstandsbeamten. 
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In Zweifelsfällen ist mit dem zuständigen Referenten zu klären, ob die Voraussetzungen 

des § 4 Abs. 3 StAG vorliegen. 

 

Wird festgestellt, dass die Voraussetzungen des § 4 Abs. 3 StAG vorliegen, ist keine Akte 

anzulegen. Der Asylantrag ist dem Absender (Eltern, ggf. RA) mit offener Briefvorlage 

(D0231)  zurückzusenden. 

 

Sofern für die Eltern ein Asylverfahren durchgeführt wurde und die Akte liegt dem Bun-

desamt vor, ist die Postmappe in das Verfahren der Eltern aufzulösen. 

Liegt dem Bundesamt keine Elternakte vor, ist die Postmappe dem Referat M 30 zur Lö-

schung weiterzuleiten. 

 

 

 

5. Asylantragstellung minderjähriger Kinder nach § 26 AsylVfG (Familienasyl) ohne 

Geburtsurkunde 

 

Stellt ein Ausländerehepaar für sein hier nachgeborenes Kind einen Asylantrag, ein 

Nachweis über die Geburt wird aber nicht vorgelegt, ist für das Kind grundsätzlich eine 

elektronische Akte mit Dokumentenmappe anzulegen.  

 

Die Eltern, bzw. der Verfahrensbevollmächtigte, werden schriftlich aufgefordert innerhalb 

von 3 Wochen eine Geburtsurkunde, oder einen anderen Abstammungsnachweis vorzule-

gen. Ggf. kann über die zuständige ABH ein Geburtsnachweis eingeholt werden. 

 

Nach abgeschlossener Aktenanlage ist die elektronische Akte mit einer entsprechenden 

Vorgangsinformation und einer 4-wöchigen Wiedervorlagefrist in die ĂAblage Wiedervorla-

geñ weiterzuleiten. 

 

Wird innerhalb der Wiedervorlagenfrist kein Nachweis vorgelegt und lässt sich über die 

ABH nicht klären, dass dieses Kind existiert, ist ggf. die Löschung des Datensatzes über 

das Referat M 30 zu veranlassen. 
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Dienstanweisung 

für das 

AVS 

 

 

 

Asylanträge von Staatsangehörigen aus Mitgliedstaaten der EU 

 

 

Allgemeines 

Staatsangehörige aus Mitgliedstaaten der EU genießen das allgemeine Recht auf Freizü-

gigkeit aus Art. 18 EG-Vertrag. Damit dürfen sich Unionsbürger in der Europäischen Union 

frei bewegen, in jeden anderen Mitgliedstaat visumsfrei einreisen und sich dort bis zu drei 

Monaten ohne Aufenthaltstitel aufhalten, wenn er im Besitz eines gültigen Personalaus-

weises oder Reisepasses ist. Dies gilt auch für seine Familienangehörigen im Besitz eines 

gültigen Reisepasses, die nicht die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaates besitzen und 

die den Unionsbürger begleiten oder ihm nachziehen. Ein Aufenthaltsrecht von über drei 

Monaten hinaus, setzt voraus, dass der Unionsbürger Arbeitnehmer bzw. Selbständiger im 

Aufnahmemitgliedstaat ist oder über ausreichende Existenzmittel und eine umfassende 

Krankenversicherung verfügt. 

 

Verfahrensweise bei Asylantragstellung von Unionsbürgern 

Stellt ein Angehöriger eines Mitgliedstaates der EU beim Bundesamt einen Asylantrag, 

hängt die weitere Verfahrensweise davon ab,  ob bei dem Antragsteller die Freizügigkeits-

voraussetzungen vorliegen oder nicht. Das Bundesamt kann in eigener Zuständigkeit nicht 

entscheiden, ob die gemeinschaftsrechtlichen Voraussetzungen der Freizügigkeit im Ein-

zelfall vorliegen. Nach § 71 Abs. 1 Satz 1 AufenthG sind die Ausländerbehörden für auf-

enthalts- und passrechtliche Maßnahmen und Entscheidungen nach dem AufenthG und 

nach ausländerechtlichen Bestimmungen in anderen Gesetzen zuständig. Nach § 7 

FreizügG/EU sind Unionsbürger ausreisepflichtig, wenn die Ausländerbehörde unanfecht-

bar festgestellt hat, dass das Recht auf Einreise und Aufenthalt nicht besteht. Bis zu einer 

Feststellung durch die zuständige Ausländerbehörde ist vom Vorliegen der Freizügigkeits-

voraussetzungen auszugehen.  

 

Für das Asylverfahren von Unionsbürgern und ihren Familienangehörigen hat dies folgen-

de Auswirkungen: 

 

- es besteht keine Wohnverpflichtung in einer Aufnahmeeinrichtung 

(eine Unterbringung kann gleichwohl erfolgen, wenn der asylsuchende Unionsbürger 

keine Unterkunftsmöglichkeit hat) 
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- eine Verteilung nach EASY erfolgt nicht 

- Es erfolgt keine AZR-Visaabfrage 

- Pass und/oder Personalausweis werden nicht einbehalten, es wird lediglich eine Ab-

lichtung zur Akte genommen 

- es wird keine Aufenthaltsgestattung ausgestellt 

- In der deutschen und in der fremdsprachigen § 10 Belehrung sind vor Aushändigung 

an den Antragsteller und Scannung die Hinweise bzgl. der AE-Wohnpflicht und der 

Erwerbstätigkeit (Absatz 2), der Aufenthaltsgestattung (Absatz 4) und der Erlaubnis 

zum vorübergehenden Verlassen des Aufenthaltsbereiches (Absatz 5) zu streichen. 

 

Das Asylverfahren ist wie bei Antragstellern aus Nichtmitgliedstaaten durchzuführen. Eine 

Abschiebungsandrohung ist lediglich zu erlassen, wenn die ABH die Freizügigkeitsvoraus-

setzungen unanfechtbar verneint hat. 
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Dienstanweisung 

für das 

AVS 

 

Aufenthaltsgestattung (AG) 

 

Bei der Aufbewahrung, Übergabe, Bestellung, Vernichtung, der Ausgabe sowie dem Ver-

lust / der Zerstörung und dem Nachweis der Aufenthaltsgestattungsvordrucke ist die DA Z 

2.1-5006. Nr. 2/99 vom 11.01.1999 zu beachten. 

 

1. Zuständigkeit 

Für jeden verfahrensfähigen Erstantragsteller (Vollendung des 16. Lebensjahres), der zum 

Wohnen in einer AE verpflichtet ist, ist für die Ausstellung einer AG das Bundesamt zu-

ständig. 

Kinder, die einen Asylantrag gestellt haben, werden bei der Mutter aufgeführt. Sollte nur 

der Vater Asylbewerber sein, werden die Kinder auf dessen AG erfasst. Kinder ohne Asyl-

verfahren werden nicht in der AG erfasst. 

In den Fällen des § 14 Abs. 2 AsylVfG ist das Bundesamt grundsätzlich nicht für die Aus-

stellung der AG zuständig. Eine Ausnahme gilt lediglich für die in § 14 Abs. 2 AsylVfG ge-

nannten Fälle, wenn die Voraussetzungen dieser Vorschrift vor der Entscheidung des 

Bundesamtes entfallen und somit eine Wohnpflicht in der AE besteht. 

Folgeantragsteller erhalten grundsätzlich keine AG, sondern einen vorläufigen Aufent-

haltsstatus durch die ABH. Wird ein weiteres Verfahren durchgeführt, so wird von der zu-

ständigen ABH eine AG ausgestellt. 

 

 

2. Erfassung und Erstellung einer AG in MARiS 

 

Die Erfassung sowie die Erstellung der AG in MARiS erfolgt nach abgeschlossener Akten-

anlage im Prozessschritt ĂFotoñ in der Maske ĂPapiereñ. Zwingende Voraussetzung f¿r die 

Erstellung einer AG ist, dass bereits ein digitales Lichtbild des Antragstellers aufgenom-

men wurde und in der Maske ĂEd-Daten-Fotoñ erfasst ist. 

Hinsichtlich der detaillierten Vorgehensweise zur Erstellung der AG wird auf den ĂLeitfaden 

Aktenanlage persºnlicher Asylantragñ verwiesen. 

 

Die Erfassung der AG in der Maske ĂPapiereñ umfasst sowohl die Nummer der AG als 

auch die Nummer des Klebeetikettes. Die AG-Nr. sowie die Etikettennummer ist auch in 

der Maske ĂPapiereñ der Kinder zu erfassen, die über keine eigene AG verfügen, sondern 

in der AG eines Elternteiles mit aufgeführt sind. 
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Je nachdem, ob es sich um Einpersonenakten, Mehrpersonenakten, Akten mit Kindern 

oder Zweitausfertigungen handelt, sind die entsprechenden Vorlagen in der Schriftstücklis-

te aufzurufen und ¿ber den Button ĂFormular bedruckenñ  zu erstellen. 

 

Hinsichtlich der je nach Fallkonstallationen zu verwendenden Vorlagen siehe nachfolgen-

de Übersicht: 

 

Einpersonenakte Mehrpersonenakte 
(alle Personen sind 
über 16 Jahre)  
Für jede Person ist 
eine gesonderte AG 
zu erstellen 

Mehrpersonenakte 
(mit Kindern) 

Zweitschriften (ERSATZ-
AG)* 
*hier muss auch ein neu-
es Klebeetikett erstellt 
werden und in der Maske 
ĂPapiereñ erfasst werden. 

 
AG-Vorderseite 
D 0915 
AG-Rückseite 
D 0916 
 

 
AG-Vorderseite 
D 0915 
AG-Rückseite 
D 0916  
 

 
Ehemann bzw. Va-
ter: 
AG-Vorderseite 
D 0915  
AG-Rückseite 
D 0916  
 
Ehefrau bzw. Mutter 
mit Kindern: 
AG-Vorderseite_Kind 
D0925  
AG-Rückseite 
D0916  
 

 
Einzelperson: 
AG-Vorderseite 
D 0915  
AG-Rückseite_Zweit 
D 0926  
 
Person, bei der Kinder 
auf der AG mit aufgeführt 
sind: 
AG-Vorderseite_Kind 
D 0925  
AG-Rückseite_Zweit 
D 0926  
 
 

 

Bei der Erstellung der AG sollten sich die vorzunehmenden Tätigkeiten nach folgendem 

chronologischen Muster gestalten: 

 

- Aufruf der zu verwendenden Vorderseite der AG (D0915 oder D0925) in der Schrift-

stückliste und Auswahl der entsprechenden Person/Personen. Hierbei ist sicherzustel-

len, dass in der  Maske ĂDetails Personñ die Augenfarbe und die KºrpergrºÇe des An-

tragstellers erfasst ist. Für Kinder, die auf der AG eines Elternteils mit aufgeführt wer-

den, sind diese Eingaben nicht zwingend erforderlich. 

- Einlegen der Blanko-AG in den AG-Drucker. Hierbei ist darauf zu achten, dass die AG 

so eingelegt wird, dass die Vorderseite bedruckt wird. 

- Druck der Vorderseite der AG und Entnahme aus dem AG-Drucker. 

- Aufbringen des Klebeetikettes in das dafür vorgesehene Feld auf der Rückseite der 

Blanko-AG. Hierbei ist insbesondere darauf zu achten, dass das Klebeetikett exakt 

aufgebracht wird, um einen korrekte Bedruckung zu gewährleisten. 
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Hinweis: Die zweite auf dem Klebeetikett gesondert abziehbare schmale Etiketten-

nummer darf nicht in die AG eingeklebt werden. Dieser Nummernstreifen kann ver-

nichtet werden. 

  

- Aufruf der zu verwendenden Rückseite der AG (D0916) in der Schriftstückliste und 

Auswahl der entsprechenden Person. 

- Druck der Rückseite der AG und Entnahme aus dem AG-Drucker. 

- Die AG ist zweimal auf der Vorderseite (Seite 3) an den entsprechenden Stellen mit 

dem Bundesamtssiegel zu versehen, vom BAMF-Mitarbeiter zu unterschreiben und 

vor Aushändigung auch vom Antragsteller zu unterschreiben. Außerdem ist auf der 

Seite 6 der AG neben der systemseitig aufgedruckten Seriennummer des Klebeetiket-

tes das Dienstsiegel anzubringen. 

 

Sofern der Ausländer bei Asylantragstellung keinen Pass, Personalausweis oder sonstige 

Identitªtspapiere vorweisen kann, ist auf dem Klebeetikett das Kªstchen ĂDie Angaben der 

Person beruhen auf den eigenen Angaben......ñ anzukreuzen. 

 

Sofern eine entsprechende Absprache besteht, ist die AG zu kopieren und der zuständi-

gen ABH zu übermitteln. 

Eine weitere Kopie der AG wird zum Einscannen in die elektronische Akte benötigt. 

 

Hinweis zur Korrektur bzw. Änderung von Personendaten auf der AG  

Handschriftliche Änderungen auf der AG dürfen nicht vorgenommen werden. Sofern eine 

Änderung oder Korrektur der Personalien erforderlich ist ï z.B. nach Anhörung ï ist eine 

neue AG zu erstellen, im AZR zu erfassen und einzuscannen. Hinsichtlich der Gültigkeits-

daten zur neu erstellten AG ist folgendes zu beachten: 

- Hinsichtlich der Gültigkeitsdaten zur neuen Aufenthaltsgestattung verbleibt es bei den 

ursprünglichen Daten ("ausgestellt am..." = Antragsdatum, "gültig bis... ." = Antragsda-

tum + 3 Monate). 

- Bei der Erfassung des neuen Klebeetikettes ist das Ausstellungsdatum tagesaktuell zu 

erfassen. Die Gültigkeitsdauer (gültig bis...) des neuen Klebeetikettes entspricht der 

Gültigkeitsdauer des ursprünglichen Etikettes (Antragsdatum + 3 Monate). 

 

Die ursprüngliche AG ist einzuziehen und dem Verwaltungsleiter zur Vernichtung zuzufüh-

ren. Die eingezogene AG sowie das Klebeetikett sind aus der Maske ĂPapiereñ zu löschen. 

In der Schriftstückliste ist die eingezogene AG zu belassen. 
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3. Erfassung der Etikettennummer im AZR 

 

Im AZR wird nicht die Nummer der AG, sondern die Nummer des Klebeetikettes erfasst. 

Die Nummer des Klebeetikettes ist für alle im Asylverfahren befindlichen Personen im AZR 

zu erfassen. Die Erfassung der Etikettennummer im AZR kann erst nach abgeschlossener 

Aktenanlage und erfolgter Erstmeldung im AZR durchgeführt werden. Dies erfolgt mittels 

des Buttons "AZR-Abgleich" in der Maske Papiere der entsprechenden Person.  

 

Hinweis: Bei Flughafenfällen kann aus technischen Gründen (Asylantragsdatum vor Ein-

reisedatum) die Funktion des AZR-Abgleiches nicht genutzt werden. Die Aufenthaltsge-

stattung bzw. die Nummer des Klebeetikettes muss im Rahmen der Aktenvervollständi-

gung in der zuständigen Außenstelle manuell im AZR erfasst werden. Näheres hierzu s. 

"Flughafenverfahren / Antragsteller erscheint in zuständiger Außenstelle". 

 

 

4. Verlust der AG  

Erscheint ein Antragsteller in einer Außenstelle des Bundesamtes und gibt an, seine AG 

verloren zu haben oder die AG sei ihm gestohlen worden, ist zunächst zu prüfen, ob der 

Antragsteller (noch) zum Wohnen in der Aufnahmeeinrichtung verpflichtet ist. 

 

Ist der Antragsteller nicht (mehr) zum Wohnen in der AE verpflichtet,  ist er an die zustän-

dige ABH zu verweisen. 

 

Ist der Antragsteller noch zum Wohnen in der AE verpflichtet, ist wie folgt zu verfahren:  

 

- Aus der Schriftst¿ckliste ist die ĂAnzeige einer verlorenen oder gestohlenen AGñ 

(D0011) zu erstellen, in den Punkten 1. und 2., die nicht bereits systemseitig belegt 

wurden, entsprechend zu befüllen, abzuspeichern und anschließend zweimal aus-

zudrucken.  

- Beide Ausdrucke sind vom Antragsteller, vom aufnehmenden Mitarbeiter und ggf. 

vom Sprachmittler unter Punkt 2. zu unterschreiben.  

- Ein Exemplar des ausgefüllten und unterschriebenen Formulares ist vorerst zur Do-

kumentenmappe zu nehmen und darf aus systemtechnischen Gründen zum derzei-

tigen Zeitpunkt nicht eingescannt werden. 

- Der Antragsteller wird aufgefordert, unter Vorlage des zweiten ausgefüllten und un-

terschriebenen Formulares bei der örtlich zuständigen Polizeidienststelle vorzu-

sprechen, um eine Verlust- bzw. Diebstahlanzeige zu erstatten und anschließend 

mit dem von der Polizeidienststelle im Punkt 3. abgezeichneten Formulares oder 

einer anderweitigen Bestätigung der Polizeidienststelle wieder beim Bundesamt 

vorzusprechen.   
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- Erscheint der Antragsteller nach erfolgter Verlust-/Diebstahlsanzeige wieder beim 

Bundesamt, ist das von der Polizeidienstelle abgezeichnete Formular bzw. die an-

derweitige polizeiliche Bestätigung entgegenzunehmen und eine Ersatz-AG wie 

folgt zu erstellen:  

 

- Erfassung der Ersatz-AG-Nr. und der neuen Etikettennummer in MARiS 

 

Hinweis: Hinsichtlich der Gültigkeitsdaten der Ersatz-AG ist zu beachten, 

dass das Ausstellungsdatum sowie die Gültigkeitsdauer der Aufenthaltsge-

stattung den Gültigkeitsdaten der als verloren gemeldeten AG entspricht.  

Das Ausstellungsdatum des Klebeetikettes ist tagesaktuell zu erfassen und 

darf nicht auf das ursprüngliche Ausstellungsdatum des alten Klebeetikettes 

zurückdatiert werden. Die Gültigkeitsdauer (gültig bis...) des neuen Klebeeti-

kettes entspricht der Gültigkeitsdauer des ursprünglichen Etikettes. Aus der 

Maske ĂPapiereñ ist die als verloren/gestohlen gemeldete AG sowie das Kle-

beetikett zu löschen. In der Schriftstückliste ist die ursprüngliche AG zu be-

lassen.   

 

- Erstellen einer Ersatz-AG (D0915/D0926 oder D0925/D0926) mit neuem 

Klebeetikett 

- Erforderliche Kopien der Ersatz-AG fertigen 

- Ersatz-AG gegen Unterschrift des Antragstellers und ggf. des Sprachmittlers 

unter Punkt 4. des Anzeigenformblattes D0011 aushändigen. 

- Eine Kopie der Ersatz-AG und das mit der Empfangsbestätigung unter-

schriebene Anzeigenformblatt D0011 ist einzuscannen und zur Dokumen-

tenmappe zu nehmen   (Das vorab zur Dokumentenmappe genommene An-

zeigenformblatt kann der Dokumentenmappe wieder entnommen und ver-

nichtet werden). 

- Je eine Kopie der Ersatz-AG und des Anzeigeformulares D0011 mit D0010 

an ABH senden 

- Erfassung der Etikettennummer der Ersatz AG im AZR  
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5. Erlöschen der AG 

 

Hinweis: Das Bundesamt erfasst das Erlöschen der AG im AZR auch dann, wenn diese 

nicht vom Bundesamt ausgegeben bzw. im AZR erfasst wurde. Die Erfassung des 

Erlöschenstatbestandes hat rein deklaratorische Gründe und dient der Rechtssicherheit. 

 

Die Aufenthaltsgestattung erlischt in folgenden Fällen: 

- Bei Rücknahme des Asylantrages mit dem Datum der Zustellung der Entscheidung 

des Bundesamtes. 

- Eine erlassene Abschiebungsandrohung/-anordnung wird vollziehbar. 

 Beispiele: 

In den Fällen, in denen auf Grund einer o.u. Ablehnung oder einer Entscheidung 

nach § 26a/34a AsylVfG ein Antrag nach § 80 Abs. 5 VwGO gestellt und vom VG 

nach der einwöchigen Ausreisefrist abgelehnt wurde, erlischt die Aufenthaltsgestat-

tung mit dem Datum der Ablehnung des Antrages nach § 80 Abs. 5 VwGO. 

Wurde der Antrag noch vor Ablauf der einwöchigen Ausreisefrist abgelehnt, erlischt 

die AG nicht mit dem Datum der Ablehnung des Antrages, sondern erst mit Ablauf 

der einwöchigen Ausreisefrist. 

Wurde dem Antrag nach § 80 Abs. 5 VwGO stattgegeben, erlischt die Aufenthalts-

gestattung erst mit Unanfechtbarkeit des Verfahrens. 

Wurde kein Antrag nach § 80 Abs. 5 VwGO gestellt, erlischt die Aufenthaltsgestat-

tung nach Ablauf der einwöchigen Ausreisefrist. 

- Unabhängig von der Art der Entscheidung spätestens mit der Bestands- oder 

Rechtskraft der Entscheidung. 

 

Ist der Antragsteller vor Abschluss des Verfahrens verstorben, ist das Erlöschen der AG 

mit dem Sterbedatum des Antragstellers zu erfassen. 

 

Steht nach Unanfechtbarkeit der Entscheidung zu Art. 16a GG und/oder § 3 Abs. 1 

AsylVfG die Entscheidung zum subsidiären Schutz (§ 4 Abs. 1 AsylVfG) und/oder zu Ab-

schiebungsverboten nach § 60 Abs. 5 oder 7 AufenthG noch aus oder ist noch nicht unan-

fechtbar, ist der Erlöschenstatbestand erst nach Unanfechtbarkeit aller Entscheidungen zu 

erfassen. 

Sofern eine negative Entscheidung zu Art. 16a GG noch beklagt wird, eine positive Fest-

stellung zum Flüchtlingsschutz nach  § 3 Abs. 1 AsylVfG ist jedoch bereits bestandskräftig, 

ist der Erlöschenstatbestand erst nach Unanfechtbarkeit beider Teilentscheidungen zu 

erfassen. 
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Hinweis: Liegt der Erlöschenstatbestand einer AG in einem der o.g. Fälle vor, ist in der 

AZR-Folgemeldung "Aufenthaltsgestattung" das Klappmenü im Bereich "Art" zu öffnen,  

"Aufenthaltsgestattung erloschen am..." auszuwählen und das entsprechende 

Erlöschensdatum zu erfassen. Keinesfalls darf hier das Häkchen im Bereich "Lö-

schen" gesetzt werden. Dieses Feld ist nur dann anzukreuzen, wenn eine AG irrtüm-

lich oder fehlerhaft erfasst wurde und gelöscht werden soll.  

 

6. Nacherfassung von Kindern auf der AG eines Elternteils 

 

Eine Nacherfassung eines oder mehrerer Kinder auf der AG eines Elternteils kommt 

grundsätzlich nur dann in Betracht, wenn die Eltern bzw. ein Elternteil des Kindes  noch 

verpflichtet sind in einer AE zu wohnen und somit das Bundesamt für die Erstellung einer 

AG zuständig ist.  

Dieser Fall tritt i.d.R. dann ein, wenn dem Bundesamt ein Kind nach § 14a Abs. 2 AsylVfG 

gemeldet wird und die Eltern des Kindes noch AE-wohnpflichtig sind. Gleiches gilt auch für 

die Fälle des § 14a Abs. 1 AsylVfG, in denen sich ein Kind bereits zum Zeitpunkt der Asyl-

antragstellung der Eltern im Bundesgebiet aufgehalten hat und das Bundesamt erst nach 

bereits erfolgter Aktenanlage der Eltern / des Elternteils Kenntnis von der Anwesenheit 

eines (weiteren) Kindes erlangt hat.  

 

Bei der Nacherfassung eines oder mehrerer Kinder auf der AG der Mutter bzw. des Vaters 

ist wie folgt zu verfahren: 

 

- Entgegennahme der AG des Elternteiles (i.d.R. die Mutter), in die das Kind nacher-

fasst werden soll. 

 

Hinweis: Um ein versehentliches Überdrucken von bereits auf der AG erfassten Kin-

dern zu vermeiden, ist es unbedingt erforderlich zu prüfen, ob auf Seite 4 der AG be-

reits ein oder mehrere Kinder erfasst sind und in welche freie Zeile das 

nachzuerfassende Kind aufgenommen werden kann.  

 

- Erstellen der Vorlage ĂAG Nacherf_Kindñ (D0971) und Aufnahme der 

nachzuerfassenden Daten des Kindes (Name, Vorname, Geb.-datum, Geschlecht) in 

der Zeile der Vorlage D0971, in der die  Original-AG bedruckt werden soll (vgl. hierzu 

den eingefügten Kommentar in der Vorlage). 
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- Durch Einlegen der Vorderseite der AG der Mutter bzw. des Vaters in den AG-

Drucker, wird mittels des Buttons ĂFormular bedruckenñ das Kind auf der AG nacher-

fasst.   

 

Auf der ergänzten AG dürfen keine handschriftlichen Vermerke vorgenommen werden. 

Auch das Aufbringen eines Bundesamtssiegels auf die AG bzgl. des nacherfassten Kindes 

ist nicht vorgesehen.  

 

Über die Nacherfassung des Kindes ist ein Aktenvermerk zu fertigen und sowohl in die 

Akte der Mutter bzw. des Vaters, als auch in der Akte des Kindes aufzunehmen. 

 

In die Akte des Kindes ist die ergªnzte AG mit dem Indizierbegriff ĂAufenthaltsgestat-

tung_Scanñ einzuscannen. Eine Kopie der ergänzten AG ist als unklassifiziertes Schrift-

st¿ck ebenfalls mit dem Indizierbegriff ĂAufenthaltsgestattung_Scanñ in die Akte der Mutter 

bzw. des Vaters einzuscannen. 

 

Die Nummer der AG sowie die Nummer des Klebeetikettes sind in der Maske ĂPapiereñ 

des Kindes zu erfassen. Anschließend ist die AG bzw. das Klebeetikett über den Button 

"AZR-Abgleich" in den AZR-Datensatz des Kindes aufzunehmen.  

 

 

7. Ausstellung einer AG im laufenden Verfahren 

 

Die Ausstellung einer AG im laufenden Verfahren kommt dann in Betracht, wenn sich der 

Ausländer zum Zeitpunkt der Asylantragstellung in einem Krankenhaus oder in Haft be-

fand und von dort aus einen schriftlichen Antrag nach  § 14 Abs. 2 AsylVfG gestellt hat. 

Wird der Antragsteller aus dem Krankenhaus bzw. aus der Haft entlassen und für den An-

tragsteller besteht noch AE-Wohnpflicht, ist für die Ausstellung der AG das Bundesamt 

zuständig (§ 63 Abs. 3 AsylVfG). Eine AE-Wohnpflicht besteht auch dann noch, wenn seit 

Antragstellung mehr als 3 Monate verstrichen sind und das Bundesamt über den Asylan-

trag noch nicht entschieden hat.  

 

Hinweis: Gem. § 55 Abs. 1 AsylVfG ist einem Ausländer, der um Asyl nachsucht, zur 

Durchführung des Asylverfahrens der Aufenthalt zu gestatten. D.h., dass eine AG immer 

ab dem Tag der Asylantragstellung gültig ist. Dies gilt auch dann, wenn die AG erst zu ei-

nem späteren Zeitpunkt erstellt und dem Antragsteller ausgehändigt wird. Maßgebend für 

die Gültigkeitsdauer der AG ist das Gültigkeitsdatum des Klebeetikettes. Die Gültigkeits-

dauer des Klebeetikettes ist ab dem Zeitpunkt der Erstellung (aktuelles Tagesdatum) auf 3 

Monate zu befristen. 
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Die Erfassung und Erstellung der AG in MARiS sowie die Übernahme in das AZR erfolgt 

wie in den Fällen, in denen erstmalig eine AG im Rahmen einer persönlichen Antragstel-

lung ausgestellt wird. 

 

 

8. Verlängerung der Aufenthaltsgestattung 

 

Grundsätzlich ist für eine ggf. erforderliche Verlängerung der AG die ABH zuständig, auf 

deren Bezirk die AG beschränkt ist. Eine Ausnahme bilden die Fälle, in denen eine auf 

drei Monate befristete AG abgelaufen ist, der Antragsteller jedoch noch zum Wohnen in 

einer AE verpflichtet ist. Dies kann z.B. bei schriftlich gestellten Asylanträgen aus der Haft 

oder aus dem Krankenhaus der Fall sein, wenn der Antragsteller nach der Entlassung AE-

wohnpflichtig ist. Erscheint der Antragsteller nach Haft- oder Krankenhausentlassung in 

der für ihn zuständigen Außenstelle des Bundesamtes, wird zunächst eine ab dem Zeit-

punkt der Antragstellung für 3 Monate gültige AG erstellt. Sofern nach Ablauf der Gültigkeit 

der AG noch eine AE-Wohnpflicht besteht (z.B. weil eine Entscheidung  über den Asylan-

trag noch nicht ergangen ist), ist das Bundesamt für die Verlängerung der AG zuständig.  

 

Das Bundesamt ist für die Verlängerung der AG nicht zustängig, wenn der Antragsteller 

zwar noch in einer AE wohnt, eine Verpflichtung hierzu besteht aber auf Grund einer be-

reits ergangenen Entscheidung oder wegen Ablaufes der 3-Monatsfrist nicht mehr. 

 

Ist das Bundesamt für die Verlängerung einer AG zuständig, ist wie folgt zu verfahren: 

- Entgegennahme der AG und Aufbringen eines neuen Klebeetikettes 

- Auf Seite 6 der AG ist in der Zeile Ă1. Verlªngerungñ die Nummer des neuen Klebe-

etikettes handschriftlich einzutragen und mit Dienstsiegel zu versehen. 

- Die Daten zur Ausstellung bzw. Gültigkeit der AG bleiben in der Maske Papiere un-

verändert bestehen.  

- Das ursprünglich erfasste Klebeetikett  ist aus der Maske Papiere zu löschen. 

- In der Maske Papiere ist die Gültigkeitsdauer (gültig bis...) des neuen Klebeetikettes 

ab Ausstellungsdatum (aktuelles Tagesdatum)  mit  weiteren 3 Monaten zu erfas-

sen. 

- Tritt der unwahrscheinliche Fall ein, dass die ursprüngliche AG nicht vom Bundes-

amt erstellt wurde, das Bundesamt aber für die Verlängerung zuständig ist und 

noch keine Erfassung der AG in der Maske Papiere erfolgt ist, ist die AG mit der 

Basisnummer zu erfassen. Hinsichtlich der Erfassung des Klebeetikettes ist darauf 

zu achten, dass die neue, vom Bundesamt ausgegebene Nummer des Klebeetiket-

tes erfasst wird.  

- Nach Erfassung bzw. Aktualisierung der AG in der Maske Papiere ist in der Schrift-

st¿ckliste das Dokument ĂAG R¿ckseiteñ (D0916) aufzurufen und die Eintrªge zur 
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räumlichen Beschränkung, zur Erwerbstätigkeit sowie die Nummer des neuen Kle-

beetikettes zu lºschen. Hierdurch soll ein Ă¦berdruckenñ  der bereits erfassten Ein-

träge auf der OriginalïAG vermieden werden. 

- Abschließend ist die Rückseite der Original-AG mit den Daten des neuen Klebeeti-

kettes neu zu bedrucken.  

- Eine Kopie der AG ist in die Akte einzuscannen und ggf. an die zuständige ABH zu 

senden. 

 

Die Erfassung der AG bzw. des neuen Klebeetikettes im AZR erfolgt über den AZR-

Abgleich in der Maske Papiere. Die ursprüngliche im AZR erfasst Etikettennummer wird 

mit der neuen Etikettennummer automatisch überschrieben.  
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Dienstanweisung 

für das 

AVS 

 

 

Auskunftserteilung 

 

1. Auskünfte zur Arbeit des Bundesamtes 

 

Für die Erteilung allgemeiner Auskünfte zur Arbeit des Bundesamtes sind grundsätzlich 

nur der Pressesprecher und - in Abstimmung mit diesem - die Abt.-, Grp.- und Referatslei-

ter zuständig. 

 

2. Auskünfte zum Asylverfahren 

 

Für Asylbewerber besteht die Möglichkeit, externen Personen Einblick in ihr Asylverfahren 

zu gewähren (§ 14 Abs. 1 VwVfG), ohne dass eine umfassende Verfahrensvollmacht (wie 

z.B. die Vertretungsvollmacht eines Rechtsanwalts) erteilt wird. Diese Teilvollmacht kann 

nur natürlichen Personen erteilt werden. Sie umfasst nur das Recht zur Akteneinsicht und 

zur Einholung von Auskünften zum Asylverfahren, nicht jedoch die Vornahme von Verfah-

renshandlungen, Abgabe von verbindlichen Erklärungen oder die Empfangsberechtigung 

für Bescheide. 

 

Um eine einheitliche Verfahrensweise sicherzustellen, ist der anliegende Vordruck vor 

Auskunftserteilung dem Anfragenden mit der Bitte um Rückgabe einschließlich einer Kopie 

der Aufenthaltsgestattung oder eines sonstigen Identitätsnachweises des Asylbewerbers 

zur Verfügung zu stellen, sofern er noch keine Teilvollmacht vorweisen kann. 

 

Nach Rücklauf der vollständig ausgefüllten und vom Asylbewerber unterschriebenen Teil-

vollmacht kann die gewünschte Auskunft erteilt werden. Die Teilvollmacht ist in die MA-

RiS-Akte einzuscannen und in der Doku-Mappe abzuheften. Es darf aber auf keinen Fall 

eine Vertretung in der Maske ĂVertreterñ erfasst werden, da dies die Zustellung an nicht 

empfangsberechtigte Personen zur Folge hätte. 

 

 

Anlage: Teilvollmacht.pdf (bitte den Ausdruck unausgefüllt mit offener Briefvorlage oder 

per E-Mail versenden) 

 

 

file:///L:/DA-Asyl/Anl-Asyl/Teilvollmacht.pdf
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Dienstanweisung 

für das 

AVS 

 

 

AZR - Abschlussmeldung 

 

Zusätzlich zur Abschlussmitteilung an die ABH ist das Asylverfahren im AZR abzuschlie-

ßen. Es ist zu unterscheiden zwischen der Meldung des Asylabschlusses  in der AZR-

Folgemeldung "Asylverfahren" und einer ggf. zu erlassenden Abschiebungsandrohung/-

anordnung in der AZR-Folgemeldung "Abschiebung". Darüber hinaus ist zu beachten, zu 

welchem Zeitpunkt eine Eingabe in das AZR vorzunehmen ist. 

 

 

1. Abschlussmeldung 

 

Eine Abschlussmeldung über das Asylverfahren in der AZR-Folgemeldung "Asylverfahren" 

ergeht grundsätzlich zu dem Zeitpunkt,  wenn die Entscheidung unanfechtbar geworden 

ist (Eingabe mit Datum der BK oder RK). 

 

Folgeanträge, bei denen der Wiederzuzug des Ausländers trotz vorheriger Aufforderung 

durch das Bundesamt von der ABH im AZR nicht gemeldet wurde und demzufolge keine 

erneute Asylantragstellung durch das Bundesamt gespeichert werden konnte, können im 

AZR nicht abgeschlossen werden. In diesen Fällen ist nach Abschluss des Verfahrens das 

Dokument D0985 aus der Schriftst¿ckliste zu erstellen, mit dem Vermerk ĂTrotz wiederhol-

ter Aufforderung wurde Wiederzuzug von ABH....... nicht gemeldetñ zu versehen sowie die 

Daten der erneuten Asylantragstellung, die Daten der Bestands- bzw. Rechtskraft und das 

Datum einer ggf. erlassenen Abschiebungsandrohung mit anzugeben. Ein Ausdruck des 

Dokumentes ist an die AZR-Hotline des Referates 414 weiterzuleiten.     

 

Wird das Asylverfahren ohne förmlichen Bescheid beendet ("Asylverfahren auf andere 

Weise erledigt am...."), erfolgt die Eingabe ins AZR, wenn die rechtlichen Voraussetzun-

gen vorliegen ( z. B. Tod des Antragstellers mit Sterbedatum). 

 

Ein Verpflichtungsbescheid (Verpflichtung zur Anerkennung und/oder positive Feststellung 

zum Flüchtlingsschutz nach  § 3 Abs.1 AsylVfG und/oder zum subsidiären Schutz nach § 

4 Abs. 1 AsylVfG) ist mit dem Datum der RK in das AZR einzugeben. 
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Wird bei der Meldung des Asylabschlusses festgestellt, dass das Bundesamt noch als "ak-

tenführende Behörde" im AZR gespeichert ist, so ist spätestens hier -soweit noch nicht 

geschehen- in der AZR-Folgemeldung "Ergänzungsmeldung" die Aktenabgabe in das AZR 

einzustellen. 

 

Bei der Eingabe des Bundesamt-Az ist darauf zu achten, dass nur die 7-stellige Ziffer oh-

ne Länderkennung einzugeben ist. Bei Gretzschelakten ist das Bundesamt-Az ganz aus-

zuschreiben, d.h. Länderkennung ï Az - Jahr. 

 

Im Dublin-Verfahren ist wie folgt zu differenzieren:  

 

- Ă¦berstellung von <Staat>ñ): Dies ist im AZR mit dem Datum der Zustimmung und 

Mitgliedstaat (Länderkürzel) einzugeben. Sollte eine Meldung nicht möglich sein, wird 

dies mit Schreiben ĂAZR_Info_Ref.221ñ (D0985) an die AZR-Hotline des Referates 

221 gesandt und in der elektronischen Akte im Betrefffeld der Maske Details Akte 

ĂAZR an Ref. 221ñ eingetragen. 

 

- "¦berstellung an <Staat>ñ) 

 

- Asylantrag im Bundesgebiet gestellt:  

Ist der Asylantrag unzulässig, ist im AZR die erlassene Abschiebungsanord-

nung nach Vollziehbarkeit (1 Woche nach Zustellung) mit dem Datum des Be-

scheides zu erfassen.  

Nach erfolgter Überstellung ist  im AZR Ă¦berstellung an <Staat>ñ erfolgt 

am.......ñ  mit dem Datum der tatsªchlichen ¦berstellung zu erfassen. 

 

Für die Erfassung sind die Referate 411 und M 26 zuständig. 

 

- Kein Asylantrag im Bundesgebiet gestellt (Aufgriffsfall):  

Für die AZR-Abschlussmeldung ist im AZR nach erfolgter Überstellung die 

Ă¦berstellung an <Staat> erfolgt am .......ñ mit dem Datum der tatsächlichen 

Überstellung einzugeben, sofern die Ersteinreise im AZR gespeichert ist.  Für 

die Erfassung ist Referat 411 zuständig. 

 

Hinweis: 

Sollte eine Meldung nicht mºglich sein, wird dies mit Schreiben ĂAZR-

Info_Ref.221ñ (D0985) an die AZR-Hotline des Referates 221 gesandt und in 

der elektronischen Akte im Betrefffeld der Maske Details Akte ĂAZR an Ref. 

221ñ eingetragen. 
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2. Abschiebungsandrohung/-anordnung 

 

Eine erlassene Abschiebungsandrohung/-anordnung wird in der AZR-Folgemeldung "Ab-

schiebung" im Zeitpunkt der Vollziehbarkeit mit Datum des Bescheides eingegeben. 

 

Unanfechtbarkeit des Asylverfahrens ist nicht zwingend gleich bedeutend mit Vollziehbar-

keit der Abschiebungsandrohung. Ggf. kann die Abschiebungsandrohung vor Unan-

fechtbarkeit und damit vor Eingabe des Asylabschlusses im AZR eingestellt werden. 

 

Sofern die Vollziehbarkeit der Abschiebungsandrohung zeitlich nach der Unanfechtbarkeit 

des Asylverfahrens eintritt, empfiehlt es sich aus pragmatischen Gründen, den Asylab-

schluss und die Abschiebungsandrohung zusammen nach Vollziehbarkeit der Abschie-

bungsandrohung einzugeben. 

 

Bei Folgeverfahren, in denen eine Asylanerkennung nach Art. 16a GG oder eine positive 

Entscheidung zum Flüchtlingsschutz nach § 3 Abs. 1 AsylVfG oder zum subsidiären 

Schutz nach § 4 Abs. 1 AsylVfG bestands- oder rechtskräftig wird, ist eine ggf. gespeicher-

te Abschiebungsandrohung aus dem vorherigen Verfahren im AZR zu löschen. Gleiches 

gilt, wenn im Folgeverfahren Abschiebungsverbote nach § 60 Abs. 5 oder 7 AufenthG 

festgestellt wurden. 

 

Kann die Abschiebungsandrohung aus dem Vorverfahren nicht gelöscht werden, weil die-

se z.B. von einer anderen oder bereits geschlossenen Außenstelle im AZR gespeichert 

wurde, ist aus der Schriftstückliste das Dokument D0985 zu erstellen, das Kästchen "Lö-

schen der Abschiebungsandrohung" anzukreuzen und einen Ausdruck an die AZR-Hotline 

des Referates 414 zu senden.  

 

Hinweis: Wird dem Bundesamt bekannt, dass einem ausreisepflichtigen Ausländer eine 

Duldung (kein Aufenthaltstitel) erteilt wurde, bleibt die im AZR erfasste Abschiebungsan-

drohung bestehen und darf nicht gelöscht werden. 
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3. Beispiele zur Eingabe des Asylabschlusses und der Abschiebungsandrohung/-

anordnung 

 

Für alle Beispiele gelten die folgenden Voraussetzungen/wird auf folgendes hingewiesen: 

 

- Bescheiddatum: Mittwoch,        16.05.2007 

- Zur Post gegeben am Freitag,       18.05.2007 

- Zustellung erfolgt gem. Zustellnachweis am Dienstag,   22.05.2007  

- Sofern bei den Beispielen von RK gesprochen wird ist -soweit nichts anderes ange-

geben- davon auszugehen, dass die Entscheidung des Bundesamt vom Gericht 

bestätigt wurde. 

- Der Zeitpunkt der Eingabe der BK/RK ist nur theoretischer Natur. In der Praxis sind 

die örtlichen Besonderheiten bzw. die zuvor beschriebene pragmatische Lösung zu 

berücksichtigen (Sicherheitsfristen, Absprachen mit dem VG etc.). 

 

 

 

einfache Ablehnung 

 

Rechtsbehelfsfrist 2 Wochen; Fristende der Rechtsbehelfsfrist: 05.06.2007 

 

Asylabschluss und Abschiebungsandrohung: Es ist wie folgt zu unterscheiden: 

 

Keine Klage eingelegt: 

 

- Eingabe "Asylantrag abgelehnt am..." mit Datum der BK (06.06.2007) nach Unan-

fechtbarkeit. 

- Eingabe "Abschiebung angedroht am..." mit Datum des Bundesamt-Bescheides 

(16.05.2007) im Zeitpunkt der Vollziehbarkeit der Abschiebungsandrohung 

(=22.06.2007 wegen der 30-tägigen Frist zur freiwilligen Ausreise nach Zustellung). 

 

Hinweis: Da hier die Vollziehbarkeit der Abschiebungsandrohung zeitlich nach der Unan-

fechtbarkeit des Asylverfahrens eintritt, empfiehlt sich aus pragmatischen Gründen, die 

Eingabe über den Asylabschluss und die Abschiebungsandrohung zusammen nach Voll-

ziehbarkeit der Abschiebungsandrohung (hier: 22.06.2007) einzugeben. 
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Klage eingelegt: 

 

- Eingabe "Asylantrag abgelehnt am..." mit Datum der RK (zum Beispiel 12.07.2007) 

nach Eintritt der Unanfechtbarkeit der Gerichtsentscheidung. 

- Eingabe "Abschiebung angedroht am..." mit Datum des Bundesamt-Bescheides 

(16.05.2007) im Zeitpunkt der Vollziehbarkeit der Abschiebungsandrohung (hier: 

12.08.2007; freiwillige Ausreisefrist endet 30 Tage nach unanfechtbarem Abschluss 

des Verfahrens). 

 

Hinweis: Wird nur die ablehnende Entscheidung zum Flüchtlingsschutz und/oder zum 

subsidiären Schutz beklagt, ist die Eingabe "Asylantrag abgelehnt am..." mit dem Datum 

der RK nach Eintritt der Unanfechtbarkeit der Gerichtsentscheidung zu erfassen. 

 

 

Klage nur gegen die ablehnende Entscheidung zu § 60 Abs. 5 oder 7 AufenthG ein-

gelegt: 

 

- Eingabe "Asylantrag abgelehnt am..." mit Datum der BK (06.06.2007) unmittelbar 

nach deren Eintritt. 

 

Hinweis: Weil die Entscheidung über das Vorliegen von Abschiebungsverboten nach  § 60 

Abs. 5 oder 7 AufenthG noch in Klage ist und sich auch noch längere Zeit in Klage befin-

den könnte, muss hier von der zuvor beschriebenen pragmatischen Lösung abgewichen 

werden (keine gemeinsame Eingabe von Asylabschluss und Abschiebungsandrohung erst 

nach Eintritt der Vollziehbarkeit der Abschiebungsandrohung). Da die Eingaben im AZR 

möglichst aktuell sein sollten, ist demzufolge der Asylabschluss unmittelbar nach Unan-

fechtbarkeit in das AZR einzugeben. Die Eingabe der Abschiebungsandrohung (in den 

Fällen einer Klageabweisung) erfolgt zu einem späteren Zeitpunkt, nämlich nach deren 

Vollziehbarkeit. 

 

Im Hinblick auf die Abschiebungsandrohung ist wie folgt zu unterscheiden: 

 

- Klage abgewiesen:  

Ist die Klage zu § 60 Abs. 5 oder 7 AufenthG z. B. zum 26.06.2007 unanfechtbar 

abgeschlossen, so tritt die Vollziehbarkeit der Abschiebungsandrohung am 

27.07.2007 ein.Die Eingabe der Abschiebungsandrohung erfolgt mit Datum des 

Bundesamt-Bescheides (16.05.2007) im Zeitpunkt deren Vollziehbarkeit.  

- Klage stattgegeben:  

Die Eingabe der Abschiebungsandrohung unterbleibt. 
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Hinweis: Nach unanfechtbarem Abschluss der Entscheidung zu Art. 16 a GG, § 3 Abs.1 

AsylVfG und § 4 Abs. 1 AsylVfG kann - auch dann, wenn die Entscheidung zu § 60 Abs. 5 

oder 7 AufenthG noch nicht unanfechtbar abgeschlossen ist - bereits wirksam ein Asylfol-

geantrag gestellt werden. 

 

o.u./unbeachtliche Ablehnung 

 

Rechtsbehelfsfrist 1 Woche; Fristende der Rechtsbehelfsfrist: 29.05.2007 

 

Asylabschluss und Abschiebungsandrohung: Es ist wie folgt zu unterscheiden: 

 

Keine Klage und kein Antrag nach § 80 Abs. 5 VwGO  

 

- Nach Ablauf von einer Woche ist die Vollziehbarkeit der Abschiebungsandrohung 

eingetreten und in das AZR einzugeben. Die Eingabe "Abschiebung angedroht 

am..." wäre theoretisch am 30.05.2007 möglich (aber: beachte Sicherheitsfrist etc.). 

Die Eingabe erfolgt mit dem Datum des Bescheides (16.05.2007). Gleichzeitig wird 

die Eingabe "Asylantrag abgelehnt am..." mit Datum der BK (30.05.2007) vorge-

nommen; Vollziehbarkeit und Unanfechtbarkeit fallen hier zusammen. 

 

Klage, jedoch kein Antrag nach § 80 Abs. 5 VwGO  

 

- Die Eingabe "Abschiebung angedroht am..." erfolgt am 30.05.2007 mit dem Datum 

des Bescheides (16.05.2007). Die Eingabe "Asylantrag abgelehnt am..." erfolgt erst 

nach unanfechtbarem Abschluss des Klageverfahrens mit RK-Datum. 

 

Klage und Antrag nach § 80 Abs. 5 VwGO  

 

- Ablehnung des Antrags nach § 80 Abs 5 VwGO 

 

Mit "Bekanntwerden" der Ablehnung des Antrags ist die Eingabe "Abschiebung ange-

droht am..." mit Datum des Bundesamt-Bescheides (16.05.2007) vorzunehmen. Hier 

tritt die Vollziehbarkeit vor der Unanfechtbarkeit ein. Die Eingabe "Asylantrag abge-

lehnt am..." erfolgt nach unanfechtbarem Abschluss des Hauptsacheverfahrens mit 

Datum der RK. 

 

- Stattgabe des Antrags nach § 80 Abs. 5 VwGO nach einer o.u. Ablehnung 
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Die freiwillige Ausreisefrist endet 30 Tage nach unanfechtbarem Abschluss des Asyl-

verfahrens. Bei beispielsweise eingetretener Rechtskraft am 16.07.2007 ist der Asyl-

abschluss mit diesem Datum in das AZR einzugeben. Die Eingabe "Abschiebung an-

gedroht am..." erfolgt am 16.08.2007 mit Datum des Bundesamt-Bescheides 

(16.05.2007). 

 

- Stattgabe des Antrags nach § 80 Abs. 5 VwGO nach einer unbeachtlich Ableh-

nung  

 

Das Bundesamt hat das Asylverfahren fortzuführen. Die AZR Eingaben zum Asylab-

schluss und einer ggf. zu erlassenden Abschiebungsandrohung richten sich nach der 

erneuten Entscheidung durch das Bundesamt. 

 

 

 

Drittstaaten- und Dublinfälle nach §§ 26a, 27a, 34a AsylVfG 

 

Rechtsbehelfsfrist 2 Wochen; Fristende der Rechtsbehelfsfrist: 05.06.2007 

 

Abschiebungsanordnung und Überstellung: 

 

Es ist wie folgt zu unterscheiden: 

 

Keine Klage und kein Antrag nach § 80 Abs. 5 VwGO  

 

- Nach Ablauf von einer Woche nach Zustellung ist die Vollziehbarkeit der Abschie-

bungsanordnung eingetreten und in das AZR einzugeben. Die Eingabe "Abschie-

bung angeordnet am..." wäre theoretisch am 30.05.2007 möglich (aber: beachte 

Sicherheitsfrist etc.). Die Eingabe erfolgt mit dem Datum des Bescheides 

(16.05.2007).  

- Die Eingabe Ă¦berstellung an <Staat>ñ erfolgt nach unanfechtbarem Abschluss des 

Verfahrens mit dem Datum der MS-Zustimmung. 

 

Klage, jedoch kein Antrag nach § 80 Abs. 5 VwGO  

 

- Nach Ablauf von einer Woche nach Zustellung (30.05.2007) ist die Vollziehbarkeit 

der Abschiebungsanordnung eingetreten und in das AZR mit dem Datum des Be-

scheides (16.05.2007) einzugeben. 

- Die Eingabe Ă¦berstellung an <Staat>ñ erfolgt erst nach unanfechtbarem Abschluss 

des Klageverfahrens mit dem Datum der MS-Zustimmung. 

 



 

DA-AVS: AZR-Abschlussmeldung 8/15 Stand 06/14 

 

 

 

Klage und Antrag nach § 80 Abs. 5 VwGO  

 

- Ablehnung des Antrags nach § 80 Abs 5 VwGO 

 

- Mit "Bekanntwerden" der Ablehnung des Antrags ist die Eingabe "Abschiebung 

angeordnet am..." mit Datum des Bundesamt-Bescheides (16.05.2007) vorzu-

nehmen. Hier tritt die Vollziehbarkeit der Abschiebungsanordnung vor der 

Unanfechtbarkeit der Entscheidung ein.  

- Die Eingabe Ă¦berstellung an <Staat>ñerfolgt nach unanfechtbarem Abschluss 

des Hauptsacheverfahrens mit dem Datum der MS-Zustimmung. 

 

- Stattgabe des Antrags nach § 80 Abs. 5 VwGO  

 

Hinsichtlich der Erfassung des Verfahrensabschlusses muss die Rechtskraft im 

Hauptsacheverfahren abgewartet werden.  

- Bei Ablehnung der Klage fallen Rechtskraft des Hauptsacheverfahrens und Voll-

ziehbarkeit der Abschiebungsanordnung zusammen. Bei beispielsweise eingetrete-

ner Rechtskraft am 20.09.2007 ist die Überstellung am 20.09.2007 mit dem Datum 

der MS-Zustimmung im AZR zu erfassen. Die Eingabe "Abschiebung angeordnet 

am..." erfolgt ebenfalls am 20.09.2007 mit Datum des Bundesamt-Bescheides 

(16.05.2007). 

- Bei Stattgabe der Klage wird das Verfahren im nationalen Verfahren fortgeführt. Der 

Abschluss im AZR wird erst nach Unanfechtbarkeit des Verfahrens je nach Ent-

scheidung gem. den entsprechenden Regelungen erfasst. 

 

 

Einstellungsbescheid 

 

Rechtsbehelfsfrist 2 Wochen; Fristende der Rechtsbehelfsfrist: 05.06.2007 

 

Asylabschluss: 

Eingabe "Asylverfahren eingestellt am..." mit Datum der BK (06.06.2007) oder RK unmit-

telbar nach deren Eintritt. 

 

Abschiebungsandrohung: 

Eingabe "Abschiebung angedroht am..." mit Datum des Bundesamt-Bescheides 

(16.05.2007) mit Ablauf der Ausreisefrist (siehe Bescheidtenor). 
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Hinweis: Bei Einstellungsbescheiden sollten der Asylabschluss und die Abschiebungsan-

drohung getrennt eingegeben werden, wenn dem Ausländer wegen beabsichtigter freiwil-

liger Ausreise eine längere Ausreisefrist gewährt wird. 

 

 

Anerkennung 

 

Keine Rechtsbehelfsfrist  

 

Asylabschluss: 

Eingabe "Anerkannt am..." mit Datum der BK (22.05.2007) oder RK. Das Datum der BK 

entspricht dem Datum der Zustellung an den Antragsteller bzw. dessen Bevollmächtigten. 

Abschiebungsandrohung: 

keine Eingabe 

 

Beschränkter Antrag auf Flüchtlingsschutz nach § 3 Abs. 1 AsylVfG;  

Flüchtlingsschutz liegt vor 

 

Keine Rechtsbehelfsfrist  

 

Asylabschluss: 

Eingabe "Flüchtlingseigenschaft nach § 3 Abs. 4 AsylVfG zuerkannt am..." mit Datum der 

BK (22.05.2007) oder RK. Das Datum der BK entspricht dem Datum der Zustellung an den 

Antragsteller bzw. dessen Bevollmächtigten. 

 

Abschiebungsandrohung: 

keine Eingabe. 

 

 

Art. 16 a GG wurde abgelehnt, Flüchtlingsschutz liegt vor 

 

Rechtsbehelfsfrist zu Art. 16a GG 2 Wochen; Fristende: 05.06.2007. Zu § 60 Abs. 1 

AufenthG besteht keine Rechtsbehelfsfrist. 

 

Asylabschluss: 

Es ist wie folgt zu unterscheiden: 
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Keine Klage gegen die Ablehnung zu Art. 16 a GG eingelegt: 

- Eingabe "Flüchtlingseigenschaft nach § 3 Abs. 4 AsylVfG zuerkannt am... " mit 

Datum der BK (22.05.2007). Das Datum der BK entspricht dem Datum der Zu-

stellung an den Antragsteller bzw. dessen Bevollmächtigten. 

 

Klage gegen die Ablehnung zu Art 16 a GG eingelegt: 

- Eingabe "Flüchtlingseigenschaft nach § 3 Abs. 4 AsylVfG zuerkannt am..." mit 

Datum der BK (22.05.2007). 

 

- Ablehnung der Klage: Im AZR ist nichts weiter zu veranlassen. 

 

- Stattgabe der Klage: In diesen Fällen ist durch das Bundesamt ein Verpflich-

tungsbescheid zu erlassen. Die Eingabe "Anerkannt am..." erfolgt in diesen 

Fällen über die AZR-Korrekturmeldung "Asylverfahren" nach Zustellung mit 

Datum der RK.  

 

Abschiebungsandrohung: 

Keine Eingabe. 

 

 

Ablehnung zu Art. 16 a GG; Flüchtlingsschutz nach § 3 Abs. 1 AsylVfG liegt nicht 

vor; subsidiärer Schutz nach § 4 Abs. 1 AsylVfG liegt vor 

 

Rechtsbehelfsfrist 2 Wochen; Fristende: 05.06.2007. Zu § 60 Abs. 5 oder 7 AufenthG be-

steht keine Rechtsbehelfsfrist. 

 

Asylabschluss und Abschiebungsandohung: 

Es ist wie folgt zu unterscheiden: 

 

Keine Klage gegen die Ablehnung zu Art. 16 a GG und § 3 Abs. 1 AsylVfG 

 

- Eingabe "subsidiärer Schutz nach § 4 Abs. 1 AsylVfG gewährt am..." mit Da-

tum der BK (06.06.2007) unmittelbar nach deren Eintritt. 

 

Hinweis: B.a.w. ist die Eingabe "subsidiärer Schutz nach § 4 Abs. 1 AsylVfG 

gewährt am..." aus technischen Gründen nicht über die MARiS/AZR-

Schnittstelle, sondern nur über das Registerportal des BVA möglich. 
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Klage gegen die Ablehnung zu Art. 16 a GG und § 3 Abs.1 AsylVfG 

 

Ablehnung der Klage: 

- Eingabe "subsidiärer Schutz nach § 4 Abs. 1 AsylVfG gewährt am.." mit 

Datum der BK. Die Eingabe einer Abschiebungsandrohung entfällt (s. o. 

Hinweis). 

 

Hinweis: B.a.w. ist die Eingabe "subsidiärer Schutz nach § 4 Abs. 1 AsylVfG 

gewährt am..." aus technischen Gründen nicht über die MARiS/AZR-

Schnittstelle, sondern nur über das Registerportal des BVA möglich. 

 

 

Stattgabe der Klage (Verpflichtungsurteil): 

- Eingabe des Asylabschlusses ("Anerkannt am..." , ggf. "Flüchtlingseigen-

schaft nach § 3 Abs. 4 AsylVfG zuerkannt am..") nach Zustellung des VB 

mit Datum der RK. 

 

 

Wiederaufnahmeantrag zu Abschiebungsverboten nach § 60 Abs. 5 oder 7 AufenthG 

 

Da es sich bei einem Wiederaufnahmeantrag nicht um einen Asylantrag handelt, ist der 

Antrag auch nicht dem AZR zu melden. Darüber hinaus ist der Ausländer grundsätzlich 

auf Grund einer bereits bestehenden Abschiebungsandrohung ausreisepflichtig. 

 

Bei der Abbildung der Entscheidung über den Wiederaufnahmeantrag ist wie folgt zu diffe-

renzieren: 

 

- Ergeht eine positive Entscheidung zu § 60 Abs. 5 oder 7 AufenthG, so ist die bereits 

gespeicherte Abschiebungsandrohung aus dem vorherigen Verfahren wegen Feh-

lens einer eigenen Kennung zu § 60 Abs. 5 oder 7 AufenthG aus dem AZR zu 

nehmen. 

- Ergeht eine negative Entscheidung zu § 60 Abs. 5 oder 7  AufenthG, so unterbleibt 

der Erlass einer erneuten Abschiebungsandrohung. Im AZR ist daher nichts zu ver-

anlassen. 
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Rücknahme/Widerruf der Anerkennung 

 

 Die Einleitung eines Rücknahme-/Widerrufsverfahrens wird dem AZR nicht gemeldet. 

 

Rücknahme/Widerruf erfolgt: 

 

Asylabschluss: 

Die Eingabe "Anerkennung widerrufen/zurückgenommen am..." erfolgt mit Datum der BK 

oder RK unmittelbar nach deren Eintritt. Die Eingabe erfolgt auf Grund der bereits gespei-

cherten Anerkennung über die AZR-Folgemeldung "Asylverfahren". 

 

Abschiebungsandrohung: 

Wegen eines bestehenden Aufenthaltstitels ergeht in diesen Fällen durch das Bundesamt 

keine Abschiebungsandrohung (ABH erlässt Abschiebungsandrohung nach Widerruf des 

Aufenthaltstitels). 

 

Das bisherige Bundesamt-AZ. ist im AZR mit dem Aktenzeichen des Widerrufs-

/Rücknahmeverfahrens zu überschreiben.  

 

Hinweis: In den Fällen, in denen lediglich die Anerkennung zu Art. 16a GG widerrufen 

wird, die positive Entscheidung zum Flüchtlingsschutz nach § 3 Abs. 1 AsylVfG jedoch 

bestehen bleibt, ist in der entsprechenden Akte das Dokument D0985 

(AZR_Info_Referat221) zu erstellen, entsprechend zu befüllen und die Akte im gleichen 

Prozessschritt an Ref. 221 weiterzuleiten. 

Die AZR-Anwenderunterstützung im Ref. 221 löscht die Asylanerkennung und erfasst 

stattdessen den Asylstatus "Flüchtlingseigenschaft nach § 3 Abs. 4 AsylVfG zuerkannt 

am..." mit dem ursprünglichen Entscheidungsdatum zu Art. 16a GG. 

Anschließend wird die Akte an den Absender zurückgesandt.  

 

Kein(e) Rücknahme/Widerruf erfolgt: Im AZR ist nichts zu veranlassen. 

 

 

Rücknahme/Widerruf zum Flüchtlingsschutz nach § 3 Abs. 1 AsylVfG 

 

Die Einleitung eines Rücknahme-/Widerrufsverfahrens bei Vorliegen der Voraussetzungen 

des § 3 Abs. 1 AsylVfG wird dem AZR nicht gemeldet. 
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Rücknahme/Widerruf erfolgt: 

 

Asylabschluss: 

Die Eingabe "Flüchtlingseigenschaft widerrufen/zurückgenommen am..." erfolgt mit Datum 

der BK oder RK unmittelbar nach deren Eintritt. Die Eingabe erfolgt auf Grund des bereits 

gespeicherten Sachverhates ĂFl¿chtlingseigenschaft nach Ä 3 Abs. 4 AsylVfG zuerkannt 

am...ñ ¿ber die AZR-Folgemeldung "Asylverfahren". 

 

Hinweis: B.a.w. ist die Erfassung "Flüchtlingseigenschaft widerrufen/zurückgenommen 

am..."aus technischen Gründen nicht über die MARiS/AZR-Schnittstelle, sondern nur über 

das Registerportal des BVA möglich. 

 

Abschiebungsandrohung: 

Eine Abschiebungsandrohung ergeht nicht. 

 

Das bisherige Bundesamt-AZ ist im AZR mit dem Aktenzeichen des Widerrufs-

/Rücknahmeverfahrens zu überschreiben.  

 

Kein(e) Rücknahme/Widerruf erfolgt: Im AZR ist nichts zu veranlassen. 

 

 

Rücknahme/Widerruf zum subsidiären Schutz nach § 4 Abs. 1 AsylVfG 

 

Die Einleitung eines Rücknahme-/Widerrufsverfahrens bei Vorliegen der Voraussetzungen 

des § 4 Abs. 1 AsylVfG wird dem AZR nicht gemeldet. 

 

Rücknahme/Widerruf erfolgt: 

 

Asylabschluss: 

Die Eingabe "subsidiärer Schutz nach § 4 Abs. 1 AsylVfG widerrufen/zurückgenommen 

am..." erfolgt mit Datum der BK oder RK unmittelbar nach deren Eintritt. Die Eingabe er-

folgt auf Grund des bereits gespeicherten Sachverhaltes Ăsubsidiªrer Schutz nach Ä 4 

Abs. 1 AsylVfG gewªhrt am...ñ ¿ber die AZR-Folgemeldung "Asylverfahren". 

 

Hinweis: B.a.w. ist die Erfassung "subsidiärer Schutz nach § 4 Abs. 1 AsylVfG widerru-

fen/zurückgenommen am..." aus technischen Gründen nicht über die MARiS/AZR-

Schnittstelle, sondern nur über das Registerportal des BVA möglich. 
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Abschiebungsandrohung: 

Sofern der Ausländer nicht im Besitz eines  Aufenthaltstitels ist und eine Abschiebungsan-

drohung erlassen wurde, erfolgt die Eingabe "Abschiebung angedroht am..." nach Voll-

ziehbarkeit der Abschiebungsandrohung mit Datum des Rücknahme-

/Widerrufsbescheides. 

 

 

Rücknahme/Widerruf zum Abschiebungsverbot nach § 60 Abs. 5 oder 7 AufenthG 

Wird der positive Bescheid zum Abschiebungsverbot nach § 60 Abs. 5 oder 7 AufenthG 

widerrufen/zurückgenommen, erfolgt die Eingabe "Abschiebung angedroht am..." nach 

Vollziehbarkeit der Abschiebungsandrohung mit Datum des Rücknahme-

/Widerrufsbescheides. 

  

Das bisherige Bundesamt-AZ ist im AZR mit dem Aktenzeichen des Widerrufs-

/Rücknahmeverfahrens zu überschreiben.  

 

Kein(e) Rücknahme/Widerruf erfolgt: Im AZR ist nichts zu veranlassen. 

 

 

 

4. Erlöschen der Aufenthaltsgestattung 

 

Neben der Eingabe des Asylabschlusses und einer ggf. zu erfassenden Abschiebungsan-

drohung/-anordnung, ist im AZR das Erlöschen der Aufenthaltsgestattung zu erfassen. Für 

die Erfassung des Erlöschenstatbestandes nach § 67 Abs. 1 Nr. 3-6 AsylVfG ist das Bun-

desamt zuständig. Das Bundesamt erfasst das Erlöschen der AG im AZR auch dann, 

wenn diese nicht vom Bundesamt ausgegeben bzw. im AZR erfasst wurde. Die Erfassung 

des Erlöschenstatbestandes hat rein deklaratorische Gründe und dient der Rechtssicher-

heit.  

 

Die Aufenthaltsgestattung erlischt in folgenden Fällen: 

 

- Bei Rücknahme des Asylantrages mit dem Datum der Zustellung der Entscheidung 

des Bundesamtes. 

- Eine erlassene Abschiebungsandrohung/-anordnung wird vollziehbar. 

Beispiele: 

In den Fällen, in denen auf Grund einer o.u. Ablehnung oder einer Entscheidung 

nach § 26a/34a AsylVfG ein Antrag nach § 80 Abs. 5 VwGO gestellt und vom VG 

nach der einwöchigen Ausreisefrist abgelehnt wurde, erlischt die Aufenthaltsgestat-

tung mit dem Datum der Ablehnung des Antrages nach § 80 Abs. 5 VwGO. 
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Wurde der Antrag noch vor Ablauf der einwöchigen Ausreisefrist abgelehnt, erlischt 

die AG nicht mit dem Datum der Ablehnung des Antrages, sondern erst mit Ablauf 

der einwöchigen Ausreisefrist. 

Wurde dem Antrag nach § 80 Abs. 5 VwGO stattgegeben, erlischt die Aufenthalts-

gestattung erst mit Unanfechtbarkeit des Verfahrens. 

Wurde kein Antrag nach § 80 Abs. 5 VwGO gestellt, erlischt die Aufenthaltsgestat-

tung nach Ablauf der einwöchigen Ausreisefrist. 

- Unabhängig von der Art der Entscheidung spätestens mit der Bestands- oder 

Rechtskraft der Entscheidung.  

 

Ist der Antragsteller vor Abschluss des Verfahrens verstorben, ist das Erlöschen der AG 

mit dem Sterbedatum des Antragstellers zu erfassen. 

 

Steht nach Unanfechtbarkeit der Entscheidung zu Art. 16a GG und/oder zu den 

Flüchtlingsseigenschaften die Entscheidung zum subsidiären Schutz  und/oder zu Ab-

schiebungsverboten nach § 60 Abs. 5 oder 7 AufenthG noch aus oder ist noch nicht unan-

fechtbar, ist der Erlöschenstatbestand erst nach Unanfechtbarkeit aller Entscheidungen zu 

erfassen. 

Sofern eine negative Entscheidung zu Art. 16a GG noch beklagt wird, eine positive Fest-

stellung zu den Flüchtlingseigenschaften ist jedoch bereits bestandskräftig, ist der 

Erlöschenstatbestand erst nach Unanfechtbarkeit beider Teilentscheidungen zu erfassen. 

 

 

Hinweis: Liegt der Erlöschenstatbestand einer AG in einem der o.g. Fälle vor, ist in der 

AZR-Folgemeldung "Aufenthaltsgestattung" das Klappmenü im Bereich "Art" zu öffnen,  

"Aufenthaltsgestattung erloschen am..." auszuwählen und das entsprechende 

Erlöschensdatum zu erfassen. Auf keinen Fall darf hier das Häkchen im Bereich "Lö-

schen" gesetzt werden. Dieses Feld ist nur dann anzukreuzen, wenn eine AG irrtüm-

lich oder fehlerhaft erfasst wurde und gelöscht werden soll.  
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Belehrungen 

 

Im Rahmen eines Asylgesuches bzw. einer Asylantragstellung ist der Ausländer schriftlich, 

gegen Empfangsbekenntnis, über seine Mitwirkungspflichten und die Folgen der Nichtbe-

achtung zu belehren. Die Belehrungen erfolgen je nachdem wo sich der Ausländer erst-

mals als Asylsuchender gemeldet hat oder seinen Asylantrag wirksam stellt, entweder 

durch die Grenzbehörde, die ABH, die Polizei, die Aufnahmeeinrichtung oder in der Au-

ßenstelle des Bundesamtes. Im Einzelnen handelt es sich um folgende Belehrungen: 

 

- Belehrung nach § 10 AsylVfG und allgemeine Verfahrenshinweise 

- Belehrung nach § 14 Abs. 1 Satz 2 AsylVfG 

- Belehrung nach § 20 Abs. 2 AsylVfG 

- Belehrung nach § 22 Abs. 3 AsylVfG 

- Belehrung nach § 23 Abs. 2 AsylVfG 

- EURODAC Belehrung 

 

Alle vorgenannten Belehrungen sind dem Ausländer sowohl in deutsch als auch in einer 

dem Ausländer verständlichen Sprache (i.d.R. die Heimatsprache des Ausländers) auszu-

händigen. 

 

Hinweis: Die von einer Grenzbehörde, AE, ABH oder sonstigen Behörde an den Asylsu-

chenden ausgehändigten Belehrungen werden dem Bundesamt zugeleitet. Mit diesen Un-

terlagen wird beim Bundesamt ggf. eine Hilfsakte angelegt (Näheres hierzu siehe unter 

ĂHilfsakten mit Belehrungñ). 

Besteht bereits eine Akte, weil die Antragstellung bereits vor Eingang der Unterlagen er-

folgt ist, werden die Unterlagen in die elektronische Akte eingescannt und zur Dokumen-

tenmappe genommen. 

 

Belehrung nach § 10 AsylVfG und allgemeine Verfahrenshinweise 

Die Belehrung nach § 10 AsylVfG beinhaltet im Wesentlichen die allgemeinen Mitwir-

kungspflichten des Asylantragstellers, insbesondere bzgl. der Verpflichtung in der AE zu 

wohnen, der Aufenthaltsbeschränkung, der Terminwahrnehmung zur Anhörung und der 

Mitteilungspflicht bei Anschriftenänderung. 

Die Belehrung nach § 10 AsylVfG wird dem Antragsteller im Rahmen der Asylantragstel-

lung durch das Bundesamt ausgehändigt.  
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Belehrung nach § 14 Abs. 1 Satz 2 AsylVfG 

Die Belehrung nach § 14 Abs. 1 Satz 2 AsylVfG informiert den Ausländer darüber, dass 

ihm nach Rücknahme oder unanfechtbarer Ablehnung seines Asylantrages, ein Aufent-

haltstitel nur noch erteilt werden kann, wenn der Ausreise völkerrechtliche, humanitäre 

oder politische Gründe entgegenstehen. Ausgeschlossen bleibt insbesondere ein Aufent-

haltstitel zum Zweck der Ausbildung oder der Erwerbstätigkeit. 

Die Belehrung nach § 14 Abs. 1 Satz 2 erfolgt schriftlich und gegen Empfangsbestätigung 

zusammen mit der Belehrung nach § 23 Abs. 2 AsylVfG durch die AE.  

 

Hinweis: Im Falle der schriftlichen Erst- und Folgeantragstellung ist die Belehrung unver-

züglich durch das Bundesamt nachzuholen. Auch bei persönlich gestellten Folgeanträgen 

ist der Antragsteller nach § 14 Abs., 1 Satz 2 zu belehren, sofern dies nicht bereits durch 

eine andere Behörde erfolgt ist.  

 

 

Belehrung nach § 20 Abs. 2 AsylVfG 

Die Belehrung nach § 20 Abs. 2 AsylVfG verweist auf die Verpflichtung der Weiterleitung 

an eine AE durch die Grenzbehörde, die ABH oder die Polizei, Folge zu leisten. Der Asyl-

suchende wird darauf hingewiesen, sich spätestens bis zu einem genannten Zeitpunkt bei 

einer bestimmten AE zu melden, da bei einer Nichtbefolgung der Weiterleitung ein verspä-

tet gestellter Asylantrag als Folgeantrag angesehen wird, der nach den Regelungen des § 

71 AsylVfG zu behandeln ist.  Diese AE muss nicht zwangsläufig auch die letztendlich zu-

ständige AE sein, sondern wird i.d.R. die nächstgelegene AE sein.   

Die Belehrung nach § 20 Abs. 2 AsylVfG erfolgt schriftlich gegen Empfangsbekenntnis 

durch die Grenzbehörde, die ABH oder die Polizei bei der sich der Ausländer erstmals als 

Asylsuchender gemeldet hat. Das Original der Belehrung wird von der ausstellenden Be-

hörde an die bestimmte AE übersandt. 

 

 

Belehrung nach § 22 Abs. 3 AsylVfG 

Die Belehrung nach § 22 Abs. 3 AsylVfG entspricht inhaltlich der nach § 20 Abs. 2 

AsylVfG. Es fehlt lediglich der Hinweis auf eine eventuelle Weiterleitung an die zuständige 

AE, da diese bereits bestimmt ist. 

Die Belehrung nach § 22 Abs. 3 AsylVfG erfolgt schriftlich und gegen Empfangsbestäti-

gung durch die AE bei der sich der Ausländer erstmals als Asylsuchender gemeldet hat. 

Das Original der Belehrung wird von der ausstellenden AE an die zuständige AE über-

sandt.  
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Belehrung nach § 23 Abs. 2 AsylVfG  

Die Belehrung nach § 23 Abs. 2 AsylVfG weist auf die Verpflichtung des Asylsuchenden 

hin,  zu dem von der zuständigen AE genannten Termin bei der Außenstelle des Bundes-

amtes zur Asylantragstellung zu erscheinen. Außerdem wird darauf hingewiesen,  dass 

bei einer Unterlassung der Antragstellung ein verspäteter Asylantrag als Folgeantrag zu 

werten ist.  

Die Belehrung nach § 23 Abs. 2  AsylVfG erfolgt schriftlich und gegen Empfangsbestäti-

gung zusammen mit der Belehrung nach § 14 Abs. 1 Satz 2 AsylVfG durch die AE. Die 

Belehrung wird von der ausstellenden AE der zuständigen Außenstelle des Bundesamtes 

übersandt. 

 

 

EURODAC Belehrung 

Der Auslªnder ist in Form einer ĂEURODAC - Belehrungñ zu unterrichten ¿ber: 

 

- die Identität des für die Verarbeitung Verantwortlichen 

- den Zweck der Verarbeitung der Daten im Rahmen von EURODAC 

- die Empfänger der Daten 

- die Verpflichtung zur Fingerabdrucknahme bei Personen im Sinne des Art. 4 oder 

Art. 8 EURODAC ï VO 

- die Auskunfts- und Berechtigungsrechte bzgl. sie betreffender Daten. 

 

Die Aushändigung der EURODAC ï Belehrung erfolgt im Rahmen der ed Behandlung  für 

jede zu ed behandelnde Person.  
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Bescheinigung über die Meldung als Asylsuchender (BüMA)  

 

Bescheinigungen über die Meldung als Asylsuchender werden von der AE ausgestellt, in 

der sich der Ausländer erstmals als Asylsuchender gemeldet hat.  

 

Erscheint der Ausländer in der zuständigen AS des Bundesamtes zur Asylantragstellung, 

ist nach erfolgter Antragsentgegennahme die BüMA einzuscannen. Eine Wiederaushändi-

gung der Original-BüMA an den Antragsteller ist grundsätzlich nicht zwingend erforderlich.  

Anderweitige Absprachen mit der der Außenstelle angeschlossenen AE, z.B. weil diese 

einen "Nachweis" über die erfolgte Asylantragstellung benötigt, bleiben unberührt. 

 

Hinweis: In den Fällen, in denen der Antragsteller lediglich zur Ed-Behandlung in Organ-

leihe in der Außenstelle erscheint, ist ihm die Original-BüMA nach dem Einscannen wieder 

auszuhändigen, da der Ast. zu diesem Zeitpunkt noch nicht im Besitz einer Aufenthaltsge-

stattung ist. 

 

Ergeben sich bei Antragsannahme Änderungen der Personendaten, dürfen diese nicht auf 

der Original-BüMA vorgenommen werden.   

 

Erscheint der Antragsteller nicht innerhalb von zwei Wochen zur Antragstellung und dem 

Bundesamt liegt außer der BüMA ein Pass und/oder ein Fingerabdruckblatt aber keine 

Belehrung vor, ist eine Hilfsakte anzulegen. Näheres hierzu siehe unter Hilfsakten ohne 

Belehrung. 

 

Liegt dem Bundesamt neben der BüMA eine Belehrung nach § 20 Abs. 2, § 23 Abs. 3 

oder § 23 Abs. 2 AsylVfG vor ist unter bestimmten Voraussetzungen ebenfalls eine Hilfs-

akte anzulegen. . Näheres hierzu siehe unter Hilfsakten mit Belehrung. 

 

Liegt dem Bundesamt eine BüMA, aber kein Pass und/oder ein Fingerabdruckblatt und 

keine Belehrung vor und der Ausländer erscheint nicht innerhalb von 2 Wochen zur Asyl-

antragsstellung, ist die BüMA mit einem Vermerk "nicht zur Asylantragstellung erschienen" 

an die zust. ABH abzugeben. Die ABH wird gebeten, den Ausländer im AZR zu erfassen 

und die Ausschreibung zur Aufenthaltsermittlung zu veranlassen (§ 66 AsylVfG). 
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Bestandskraftüberwachung 

 

 

BKÜ nach Zustellung mit PZU bzw. EB 

Nach Rücklauf der PZU bzw. des EB wird diese eingescannt und an den zuständigen AVS 

Mitarbeiter weitergeleitet. Das Original wird ebenfalls an den zuständigen AVS Mitarbeiter 

weitergeleitet.  

 

Hinweis: Ist wªhrend des Status ĂFrist¿berwachung R¿cklauf Automatñ kein R¿cklauf der 

PZU bzw. des EB feststellbar und somit keine Zustellung an den Antragsteller erfasst,  

wird nach Ablauf des Timers die Akte im Arbeitskorb des zuständigen Mitarbeiters im Sta-

tus ĂKein R¿cklauf EBñ angeboten. Die weitere Verfahrensweise richtet sich je nach Fall-

gestaltung wie in der Onlinehilfe - Prozessschritt  ĂKein R¿cklauf EBñ beschrieben. 

 

Nach Eingang der PZU bzw. des EB beim zuständigen AVS Mitarbeiter ist zunächst die 

Akte aus der Registratur zu holen und die ordnungsgemäße Zustellung zu überprüfen. 

Anschließend erfolgt die Weiterleitung in den Prozessschritt ĂR¿cklauf EBñ. 

 

In der Maske ĂEntscheidungenñ ist das auf der PZU bzw. dem EB vermerkte Zustellungs-

datum an den Antragsteller zu erfassen.  

 

Hinweis: In den Fällen, in denen eine offensichtlich unbegründete Entscheidung ergangen 

ist, oder ein weiteres Verfahren nicht durchgeführt wird und es ergeht gleichzeitig eine er-

neute Abschiebungsandrohung, wird bei Erfassung des Zustellungsdatums an den An-

tragsteller und die Weiterleitung in den Prozessschritt ĂFrist¿berwachung Startñ automa-

tisch ein Aktenausdruck für das VG erzeugt. 

 

Die Postmappe ist in die Akte aufzulösen und das Original zur Dokumentenmappe zu 

nehmen. 

Der Start der Bestandskraftüberwachung erfolgt durch Weiterleitung der Akte in den Pro-

zessschritt ĂFrist¿berwachung Startñ.  

Kann ein Bescheid, der per PZU an den Antragsteller versandt wurde nicht zugestellt wer-

den,  so gilt die Zustellung mit Aufgabe zur Post als bewirkt, falls der Antragsteller nach § 

10 AsylVfG belehrt worden ist, selbst wenn die Sendung als unzustellbar zurückkommt. 
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Wurde der Bescheid über die AE mit EB zugestellt, jedoch vom Asylbewerber nicht abge-

holt, gilt die Zustellung am 3. Tag nach Übergabe an die AE als bewirkt. Ist durch organi-

satorische Maßnahmen sichergestellt, dass der Asylbewerber die Möglichkeit der Kennt-

nisnahme innerhalb der drei Tage hatte, gilt die Zustellungsfiktion auch dann, wenn die 

Aushändigung danach erfolgt ist. Erhält der Antragsteller den Bescheid innerhalb der 3-

Tagefrist, ist der Tag der Aushändigung entscheidend. 

 

 

BKÜ nach Zustellung per Einschreiben 

Bei Zustellung per Einschreiben gilt die Zustellung mit dem dritten Tag nach der Aufgabe 

zur Post als bewirkt. 

Da es bei Zustellungen per Einschreiben keinen Rücklauf eines EB oder einer PZU gibt, 

wird die Zustellung an den Antragsteller bzw. den RA nach Ablauf der 3-tägigen Zustellfik-

tion systemseitig automatisch erfasst. Hierbei wird auch der ggf. erforderliche Aktenaus-

druck für das VG automatisch angestoßen. Die elektronische Akte erscheint erst wieder im 

Prozessschritt ĂAbschlussdaten pr¿fen + AZRñ im Arbeitskorb des zustªndigen AVS Mitar-

beiters. 

 

 

BKÜ nach öffentlicher Zustellung 

Bei öffentlicher Zustellung eines Bescheides gilt die Zustellung mit dem 14. Tag ab Aus-

hang als bewirkt, sofern der Bescheid nicht vom Antragsteller vorher abgeholt wird.  
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Besuchserlaubnis 

 

1. Zuständigkeit 

Grundsätzlich ist das Bundesamt für die Erteilung einer Besuchserlaubnis zuständig, so-

lange der Ausländer in der Aufnahmeeinrichtung wohnt. Anderweitige Absprachen mit den 

Aufnahmeeinrichtungen bleiben hiervon unberührt. Die Zuständigkeit geht an die ABH 

über, sobald der Ausländer nicht mehr zum Wohnen in der AE verpflichtet ist. 

 

Die Zuständigkeit bzgl. der Ausstellung einer Besuchserlaubnis innerhalb einer Außenstel-

le kann vor Ort individuell geregelt werden. 

 

Hinweis: Für die Dauer der  Besuchserlaubnis darf eine Zustellung grds. nicht vorgenom-

men werden. Bei längerem Fernbleiben ist L-AVS bzw. V.i.A. einzubinden. Bei längerer 

Abwesenheit wird an die neue Adresse zugestellt. Die RBB bestimmt sich aber weiterhin 

nach dem VG, in dessen Bezirk der Ausländer nach dem Asylverfahrensgesetz seinen 

Aufenthalt zu nehmen hat. 

 

Vor der Anhörung ist grundsätzlich keine Besuchserlaubnis zu erteilen. 

 

2. Erlaubnisfreiheit 

Der Asylbewerber kann Termine bei Behörden und Gerichten, bei denen sein persönliches 

Erscheinen erforderlich ist, ohne Erlaubnis wahrnehmen. Der Asylbewerber hat den Ter-

min der AE und dem Bundesamt anzuzeigen. Dies erfolgt in der Regel durch Vorlage der 

Ladung, die er zum Nachweis der Erlaubnisfreiheit mit sich zu führen hat. 

 

3. Erlaubniserteilung 

Die Erlaubnis zur Wahrnehmung von Terminen bei Bevollmächtigten, beim Hohen Flücht-

lingskommissar der Vereinten Nationen (UNHCR) und bei Organisationen, die sich mit der 

Betreuung von Flüchtlingen befassen, sollen unverzüglich erteilt werden. 

Vor der Erlaubniserteilung zur Wahrnehmung von Terminen bei Bevollmächtigten sollen 

vom Antragsteller Name und Anschrift des Bevollmächtigten mitgeteilt werden. Hat der 

Bevollmächtigte seinen Sitz nicht in einer angrenzenden Kommune, soll zusätzlich bereits 

ein Termin vereinbart sein. In den Fällen von Erlaubniserteilungen für Termine bei den 

übrigen oben genannten Stellen sind in der Regel Name und Anschrift sowie der Termin 

mitzuteilen. 
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4. Ermessensvorschrift 

Einem Asylbewerber kann erlaubt werden, den Geltungsbereich der Aufenthaltsgestattung 

vorübergehend zu verlassen. Bei der zu treffenden Entscheidung, ob zwingende Gründe 

ein Verlassen des Aufenthaltsbereiches erforderlich machen, sind bei der Abwägung fol-

gende Gesichtspunkte zu berücksichtigen: 

 

- Der Asylbewerber hat für das Bundesamt jederzeit erreichbar zu sein. Dieses vor-

rangige Interesse tritt an Wochenenden und Feiertagen zurück. 

- Die örtlichen Gegebenheiten, insbesondere die regionale Infrastruktur, können be-

rücksichtigt werden. 

- Humanitäre und individuelle Aspekte aufgrund der persönlichen Lebenssituation der 

Asylbewerber können ebenfalls in die Entscheidung mit einfließen. 

- Anträge von Asylbewerbern, bei denen die Entscheidungsprognose "o.u" ist,  deren 

Bescheid alsbald zugestellt werden soll und von Personen, bei denen Anhaltspunk-

te vorliegen, dass sie die Verlassenserlaubnis missbraucht haben, indem sie Straf-

taten begehen, sind äußerst restriktiv zu behandeln. 

 

 

Bei der Entscheidung über Erlaubnisse zum Verlassen des Geltungsbereichs der 

Aufenthaltsgestattung sind folgende Bearbeitungsrichtlinien zu beachten: 

 

Arztbesuche 

Im Regelfall ist davon auszugehen, dass eine Behandlung im Bereich der Aufenthaltsge-

stattung möglich ist. Eine Verlassenserlaubnis kann nur dann erteilt werden, wenn in einer 

ärztlichen Bescheinigung die Hinzuziehung eines Spezialisten festgestellt wird, dessen 

Praxis sich außerhalb des Geltungsbereiches der Aufenthaltsgestattung befindet. 

  

Einkauf 

Eine Erlaubnis ist dann zu erteilen, wenn Sachleistungen in Form von Gutscheinen für 

Geschäfte außerhalb des Geltungsbereiches der Aufenthaltsgestattung gewährt werden.  

 

Familienangehörige 

Erlaubnisse werden in der Regel nur zum Besuch der sog. Kernfamilie (zu Ehegatten und 

minderjährigen ledigen Kindern) erteilt. Bei den übrigen Familienangehörigen muss für die 

Erteilung einer Erlaubnis ein konkretes zwingendes Erfordernis vorliegen. Dies ist nur in 

besonderen Ausnahmefällen angezeigt (bspw. schwere Erkrankung, Hochzeitsvorberei-

tung, Beerdigung, Geburtstag im hohen Alter). Entsprechendes gilt für Personen zwischen 

denen ein Pflegekind/Pflegeeltern-Verhältnis besteht. 
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Gottesdienstbesuche 

Grundsätzlich sind die Asylbewerber auf Gottesdienstbesuche im Geltungsbereich der 

Aufenthaltsgestattung zu verweisen. Bei besonderen Religionsgemeinschaften kann die 

Erlaubnis zum Kirchgang in nahegelegene Kommunen erlaubt werden. Im übrigen kann 

zum Besuch bedeutender religiöser Feste eine Erlaubnis erteilt werden. 

 

Politische Betätigung 

Während des Aufenthaltes in der AE ist keine Verlassenserlaubnis zur politischen Betäti-

gung zu erteilen, da der möglichen Schaffung von Nachfluchtgründen besonderes Gewicht 

zukommt. Meist wird eine politische Betätigung auch im Geltungsbereich der Aufenthalts-

gestattung möglich sein.   
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Dokumentenmappe 

 

1. Dokumentenmappen für Akten ab Az. 5.000.000 

 

Neben der elektronischen Akte wird eine Dokumentenmappe geführt, die der Aufbewah-

rung bestimmter Dokumente dient. Die in der Dokumentenmappe aufzubewahrenden Do-

kumente sind im Original aufzunehmen. 

Eine Dokumentenmappe wird zum Zeitpunkt der wirksamen Asylantragstellung angelegt.  

 

In den Fällen einer Voraktenanlage oder einer Hilfsaktenanlage wird keine Dokumenten-

mappe angelegt. Dies gilt auch für "Hilfsakten § 72 II AufenthG".  

 

Bei der Aufbewahrung in der Dokumentenmappe ist wie folgt zu unterscheiden: 

 

Dokumente, die in der Dokumentenmappe abgeheftet werden 

- Alle im Rahmen der Asylantragstellung erstellten Dokumente (Niederschrift, Belehrun-

gen, Einverständniserklärungen etc.) mit den erforderlichen Originalunterschriften so-

wie schriftliche Asylanträge im Original - ggf. mit Übersetzung. 

- Kopien von Pässen und anderen Originaldokumenten des Antragstellers, wenn ein 

Einscannen mit ausreichend guter Qualität nicht möglich ist. 

- Alle im weiteren Verlauf des Asylverfahrens relevanten Originaldokumente mit Unter-

schrift, z.B. Originalbescheid, Anhörungsprotokoll, Einwilligung DÜ-Prüfauftrag, Rück-

nahmeerklärungen, etc. 

- Rückläufige Dokumente, für die das Bundesamt beweispflichtig ist, wie alle Zustel-

lungsnachweise oder Stellungnahmen des Antragstellers.  

- Sonstige im Verlauf des Verfahrens vorgelegte Urkunden, die als Beweismittel in Be-

tracht kommen. 

- Kontrollbogen, sobald dieser vollständig ist. 

- Kostenfestsetzungsbeschlüsse bis zum Abschluss des Kostenverfahrens.  

 

Hinweis: Wurde eine Auszahlungsanordnung verfügt, sind die Kostenfestsetzungsbe-

schlüsse und Kostenrechnungen im Original - je nach Absprache in der jeweiligen Organi-

sationseinheit - gesondert abzulegen. 
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Dokumente, die in einer gesonderten Klarsichthülle aufbewahrt werden 

- Ausländische Identitätspapiere des Antragstellers (Pass, Personalausweis) 

- Sämtliche vom Antragsteller vorgelegten sonstigen persönlichen Unterlagen wie Zeug-

nisse, Geburtsurkunden, Fotos, Videobänder, beglaubigte Abschriften, Flugscheine,  

etc.. Ggf. sind dem Antragsteller Kopien der vorgelegten sonstigen Unterlagen auszu-

händigen. 

- Ggf. vorgelegte ärztliche Atteste werden in einer zweiten gesonderten Klarsichthülle 

aufbewahrt. 

 

Asservatentasche 

In der Asservatentasche sind nur der  Kontrollbogen, solange dieser noch unvollständig ist 

sowie die Scanvorblätter SAKL und SAUK aufzubewahren.  

 

 

Nicht zur Dokumentenmappe genommen werden: 

- sämtliche ausgehenden Schriftstücke  wie z.B. Zwischenmitteilungen, Abschlussmittei-

lungen oder sonstige Anschreiben.  

- Eingehende externe Schriftstücke wie Adressänderungsmitteilungen, Zuweisungsent-

scheidungen oder Post der Verwaltungsgerichtsbarkeit (Ausnahme: Kostenfestset-

zungsbeschlüsse).  

- MARiS- und AZR-Ausdrucke   

- Kopien, die zum Zwecke des Einscannens gefertigt wurden. Diese sind nach ggf. er-

forderlichem Scannen und anschließender Qualitäts- und Vollständigkeitskontrolle so-

fort zu vernichten.  

 

Hinweis: Die Verfahrensweise bzgl. der Qualitätssicherung, Qualitäts- und Vollstän-

digkeitskontrolle beim Scannen und Indizieren eingehender Schriftstücke sowie das 

Auflösen der Postmappe ist im Kapitel ĂPosteingangñ gesondert geregelt. 

 

 

Versand persönlicher Originaldokumente 

Sämtliche vom Antragsteller eingereichten persönlichen Unterlagen (ausgenommen ärztli-

che Atteste in der zweiten gesonderten Klarsichthülle), die sich in der Klarsichthülle befin-

den, werden der ABH per Einschreiben-Einwurf übersandt. Dies erfolgt grundsätzlich mit 

der Bescheidübersendung an die ABH. 

In der Maske ĂPapiereñ ist das Versanddatum und die ABH, an die die Originalunterlagen 

versandt wurden, zu erfassen. Der gesetzte ĂHakenñ im Feld ĂPapiere einbehaltenñ ist zu 

löschen. 
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Müssen später oder erneut (z.B. nach Prüfung in der PTU) eingegangene Originaldoku-

mente an eine andere Außenstelle weitergeleitet werden, weil sich die Dokumentenmap-

pe, in der die Originaldokumente bis zum Versand an die ABH aufzubewahren sind, in ei-

ner anderen Außenstelle befindet, ist wie folgt zu verfahren:  

- Die Dokumente sind ggf. einzuscannen und in einem verschlossenen Kuvert per Um-

laufmappe direkt an den Mitarbeiter zu senden, bei dem sich die Dokumentenmappe 

befindet. 

- Das Kuvert ist mit dem AZ des Asylverfahrens sowie dem Namen des Mitarbeiters zu 

beschriften, an den das Kuvert versandt wird. 

- In die MARiS-Akte ist ein Vermerk aufzunehmen, aus dem hervorgeht, wann welche 

Originaldokumente eingegangen sind und zu welchem Zeitpunkt diese an wen über-

sandt wurden.  

 

Ausnahmeregelungen 

Sind gem. Absprache mit einem VG vor Ort (z.B. VG Augsburg / AS München) im Falle 

einer Klage die Originalunterlagen des Antragstellers dem VG zu übersenden, sind diese 

nicht mit dem Bescheid, sondern erst nach Abschluss des Verfahrens an die zuständige 

ABH zu senden. Hierbei ist auf folgendes zu achten: 

- Vor Bescheidzustellung ist in der Maske ĂPapiereñ der gesetzte Haken ĂPapiere einbe-

haltenñ zu lºschen. 

- Nach erfolgter Bescheidzustellung ist der Haken wieder zu setzen. 

- Wird gegen den Bescheid des Bundesamtes Klage erhoben, ist der Versand der Origi-

nalunterlagen an das VG in der Maske ĂPapiereñ entsprechend zu erfassen. 

- Der Versand der Originalunterlagen an das VG erfolgt mit EB. 

- Nach rechtskräftigem Abschluss des Gerichtsverfahrens erfolgt der Versand der Origi-

nalunterlagen an die ABH. Dies erfolgt - neben der Abschlussmitteilung - gesondert 

mittels offener Briefvorlage an die ABH (D0257). Hierbei sind sämtliche, der ABH zu 

übersendenden Unterlagen manuell zu erfassen und der ABH per Einschreiben ï Ein-

wurf zuzusenden. 

- Der Versand der Unterlagen an die ABH ist in der Maske ĂPapiereñ entsprechend zu 

dokumentieren und der Vermerk ĂPapiere einbehaltenñ wieder zu lºschen. 

 

Standortänderung der Dokumentenmappe 

Wird der Standort der Dokumentenmappe verändert, ist die Abgabe sowie das Eintreffen 

in der Maske ĂAktensichtñ im Feld ĂDokumentenmappe am ... versendetñ bzw. ĂDokumen-

tenmappe bei ...  eingetroffenñ zu erfassen bzw. zu bestªtigen. Hierbei ist bei Abgabe an 

ein anderes Referat ggf. auch die Zuständigkeit des Referates zu ändern.  

Bei Abgabe einer elektronischen Akte einschließlich der Dokumentenmappe an ein ande-

res Referat ist eine Vorgangsinfo zu erfassen, aus der hervorgeht, warum die Akte über-

sandt wird und wer der Absender ist. 
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Hinweis: Bis zum bestands- oder rechtskräftigen Abschluss eines Verfahrens darf der 

Standort der Dokumentenmappe keine Ablage sein. 

 

Teilung der Dokumentenmappe 

Im Falle einer Aktenteilung ist für die abgeteilte Person eine eigene Dokumentenmappe 

mit Deckblatt anzulegen. Außer den persönlichen Dokumenten der abgeteilten Person 

(Pass, Zeugnisse, Urkunden, Flugscheine etc.) werden keine Schriftstücke aus der 

Stammdokumentenmappe in die Dokumentenmappe der abgeteilten Person übernom-

men. Ab diesem Zeitpunkt sind alle Dokumente, die die abgeteilte Person betreffen, in 

dessen Dokumentenmappe zu nehmen.  

Für die Stammdokumentenmappe ist ein neues Deckblatt auszudrucken. 

Sollte das VG zu einem abgeteilten Verfahren Originaldokumente des Stammverfahrens 

anfordern, sind ihm diese zu übersenden. 

 

Dezentrale Zwischenregistratur (DZR) 

Nach Abschluss des Verfahrens wird die Dokumentenmappe in der Zwischenregistratur 

der Außenstelle archiviert, in der das Verfahren abgeschlossen wurde.  

Vor Archivierung ist die Dokumentenmappe nochmals auf ihre ordnungsgemäße Führung 

hin zu prüfen. Die in der Tasche der Dokumentenmappe aufbewahrten Unterlagen sind zu 

vernichten. 

Nach Ablauf von 2 Jahren erfolgt nach Rücksprache mit dem Ref. M 30 die Abgabe an 

den Archivbereich Nürnberg zur weiteren Aufbewahrung. 

 

 

2. Besonderheiten der Dokumentenmappe bei ehemaligen ASYLON-Akten 

 

Führen der Dokumentenmappe 

Bei Dokumentenmappen ehemaliger ASYLON-Akten ist sicherzustellen, dass eine Akte 

entweder vollständig als Papierakte weitergeführt wird oder vollständig eingescannt in der 

Schriftstückliste der elektronischen Akte zur Verfügung steht. 

 

Für klageanhängige Verfahren, die mit dem Klageeingang elektronisch geführt werden, 

bedeutet dies, dass die ASYLON-Papierakte vollständig weitergeführt wird. Ein- und aus-

gehende Dokumente werden ab diesem Zeitpunkt sowohl eingescannt, als auch neben 

der elektronischen Bearbeitung der Akte zur ASYLON-Papierakte genommen.  

Zur optischen Unterscheidung verbleibt die Papierakte in dem orangefarbenen Aktende-

ckel. 

 

Bei vollständig eingescannten Akten werden die ehemaligen ASYLON-Papierakten als 

Dokumentenmappen wie bei MARiS-Akten geführt. Die ehemalige ASYLON-Papierakte 
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wird nach den Vorgaben für Dokumentenmappen aufbereitet und in einen blauen 

Dokumentenmappendeckel umgeheftet. 

 

Abgeschlossene ASYLON-Akten, die migriert, aber nicht bearbeitbar sind, sind nach Ein-

gang eines Schriftstückes, welches eine Aktenbearbeitung nach sich zieht (z.B. Mitteilung 

einer Personalienänderung), umzuprotokollieren bzw. bearbeitbar zu machen. Das Schrift-

stück ist zur Papierakte zu nehmen. 

 

 

Standortmutation 

Bei migrierten ASYLON-Akten ist der Standort der Papierakte aus dem Betreff: ĂStandort 

der Papierakteñ ersichtlich. 

 

Wird der Standort einer solchen Papierakte verändert, ist wie folgt zu unterscheiden: 

 

- Bei Akten, die umprotokolliert bzw. bearbeitbar gemacht wurden, wird der Text im Feld 

ĂBetreffñ bzgl. des Standortes der Papierakte gelºscht und der tatsªchliche Papierak-

tenstandort ¿ber die Maske ĂSuche Akteñ / ĂDokumentenmappe bei..ñ erfasst.  

 

- Bei lediglich migrierten, nicht umprotokollierten Akten (aktueller Prozess: Migration) 

unterbleibt das für die Änderung des Betreffs notwendige Umprotokollieren. Es wird le-

diglich ¿ber die Maske ĂSuche Akteñ / ĂDokumentenmappe bei..ñ der aktuelle Standort 

der Papierakte erfasst, ohne diese in den Arbeitskorb zu holen. 

In diesen Fällen entspricht der tatsächliche Standort der Papierakte ausschließlich der 

im Feld ĂDokumentenmappe bei...ñ erfassten Person. Weder der im Betreff genannte 

Standort der Papierakte, noch die Angabe der zuständigen Außenstelle ist aussage-

kräftig. 

 

 

Dokumentenmappen bei abgeteilten Akten 

Wurde in einem laufenden Verfahren einer ehemaligen ASYLON-Akte eine Aktenteilung 

durchgeführt, ist für die abgeteilte Person eine eigene Dokumentenmappe anzulegen.  

 

In den Fällen, in denen zu einer ASYLON-Akte ein Klageverfahren anhängig war, die Akte 

während des Klageverfahrens geteilt wurde und nach Abschluss des Gerichtsverfahrens  

die Originalakte vom VG dem Bundesamt zurückgesandt wird, ist diese wieder zur 

ASYLON-Akte zu nehmen. Ein Abheften einer Kopie der Originalakte in die Dokumenten-

mappe des abgeteilten Verfahrens ist nicht erforderlich.  

Aus Gründen der Nachvollziehbarkeit des abgeteilten Verfahrens ist darauf zu achten, 

dass bis zum Abschluss aller Verfahren die Original-ASYLON-Akte jederzeit verfügbar ist. 
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Wurde in abgeschlossenen Verfahren (z.B. im Rahmen der automatischen Migration von 

ASYLON-Akten) eine Aktenteilung durchgeführt, ist es nicht erforderlich eine eigene Do-

kumentenmappe für die abgeteilte Person anzulegen. 

In diesen Fªllen ist f¿r die abgeteilte Akte in der Maske ĂSuche Akteñ / Dokumentenmappe 

bei...ñ der ĂZZZñ_Dokumentenmappen_Standortñ Ănicht angelegtñ zu erfassen.  

 

Besteht zu einer abgeteilten Akte keine eigene Dokumentenmappe, sondern nur die ehe-

malige ASYLON-Akte, die weiterhin in Papierform geführt wird, darf diese erst mit Ab-

schluss des letzten abgeteilten Verfahrens vernichtet werden. 
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 Dienstanweisung 

für das 

AVS 

 

Dublinverfahren 

 

I. Allgemeines 

 

Das sogenannte Dublinverfahren ist ein in das nationale Verfahren zur Feststellung inter-

nationalen Schutzes integriertes Zuständigkeitsbestimmungsverfahren. Grundlage ist die 

Verordnung (EU) Nr. 604/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

26.06.2013 zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des EU-

Mitgliedsstaats, der für die Prüfung eines von einem Drittstaatsangehörigen in einen Mit-

gliedsstaat gestellten Antrages auf internationalen Schutz zuständig ist (Dublin-

Verordnung).  

 

Sie trat am 19.07.2013 in Kraft und ist auf Anträge auf internationalen Schutz ab dem 

01.01.2014 anzuwenden. Dies bedeutet im Einzelnen: 

 

Für Fälle, in denen der Asylantrag vor dem 01.01.2014 gestellt wurde und das Übernah-

meersuchen vor diesem Datum gestellt wurde, ist die Dublin-Verordnung II inkl. der Fristen 

und Kriterien anzuwenden. 

 

Für Fälle, in denen der Asylantrag vor dem 01.01.2014 gestellt wurde und das Übernah-

meersuchen nach diesem Datum gestellt wird, gelten zwar die Kriterien nach der Dublin-

Verordnung II, allerdings die Verfahrensregelungen (inkl. Modalitäten, Fristen, Rechtsmit-

tel, etc.) nach der Dublin-Verordnung III. 

 

Sie ist in den Mitgliedsstaaten unmittelbar geltendes Recht. Die neue Dublin-Verordnung 

III ersetzt die Dublin-Verordnung II. Ihr sind alle EU-Staaten beigetreten. Entgegen dem 

Erwägungsgrund Nr. 42 der Dublin-Verordnung III wird Dänemark diese Verordnung ab 

dem 01.01.2014 anwenden. Mit Norwegen, Liechtenstein und der Schweiz werden Paral-

lelabkommen geschlossen. 

 

Die neue Dublin-Verordnung III stellt eine reine Zuständigkeitsregelung dar, deren 

Zweck es ist, jedem Antragsteller die Durchführung eines Verfahrens zur Feststellung in-

ternationalen Schutzes in einem der EU-Mitgliedsstaaten zu garantieren und die Durchfüh-

rung mehrerer Antragsverfahren im Dublin-Gebiet zu vermeiden.  

Dazu ist vor einer materiellen Prüfung eines in Deutschland gestellten Antrages auf inter-

nationalen Schutz (dazu gehören auch Folgeanträge) zu klären, ob Kriterien für die Zu-
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ständigkeit eines anderen Mitgliedsstaates vorliegen. Diese Kriterien sind in Artikel 8 bis 

15 der neuen Dublin-Verordnung beschrieben. Sie sind in der in Kapitel III genannten 

Rangfolge anzuwenden. 

 

Im Dublinverfahren gebräuchliche Abkürzungen 

Diese tauchen z.B. bei der Bezeichnung der DÜ-Rollen in MARiS auf, in der MARiS-

Schriftstückliste und bei den Referenzen. Sie werden im Folgenden kurz erläutert: 

AF - Aufgriffsfall (Drittausländer, der sich illegal in DE aufhält, aber zuvor in einem MS 

einen Asylantrag gestellt hat) 

DUAO ï Dublin Abschiebungsanordnung (In der dazugehörigen MARiS-Mappe wer-

den die nach der Versendung des Bescheides anfallenden Arbeitsschritte der Über-

stellung erledigt.) 

MS ï Mitgliedstaat (= alle am Dublinverfahren teilnehmenden Staaten) 

AE  ï Aufnahmeersuchen 

WAE ï Wiederaufnahmeersuchen 

ÜG ï Übergabe (des Drittausländers von DE an den zuständigen MS) 

ÜN ï Übernahme (des Drittausländers vom MS durch DE) 

Üst ï Überstellung (= Abschiebung in einen MS) 

 

 

II. Anwendungsbereich  

 

Die neue Dublin-Verordnung III findet nur Anwendung 

auf Drittstaatsangehörige und Staatenlose, die einen Antrag auf internationalen 

Schutz gestellt haben (Asylantrag und/oder Antrag auf Feststellung des Vorliegens 

europäischen subsidiären Schutzes, vgl. Art. 1 und 2 a, b und c). 

 

Sie findet keine Anwendung 

- auf anerkannte Flüchtlinge im Sinne der Genfer Flüchtlingskonvention (GFK), 

- auf Antragsteller, die europarechtlichen subsidiären Schutz erhalten haben, 

- wenn der für die Prüfung des Antrags zuständige Mitgliedsstaat nach der Rück-

nahme oder der Ablehnung des Antrages die notwendigen Vorkehrungen getroffen 

und tatsächlich umgesetzt hat, damit der Drittstaatsangehörige oder Staatenlose in 

sein Herkunftsland oder ein anderes Land, in das er sich rechtmäßig begeben 

kann, zurückkehrt (Art. 19 Abs. 3 Satz 1 i.V.m. Art. 18 Abs. 1 c oder d der neuen 

Dublin-Verordnung).  

 

Hinweis: Nach § 13 Abs. 2 Satz AsylVfG kann der Asylantrag auf internationalen 

Schutz beschränkt werden, eine Beschränkung auf den subsidiären Schutz nach § 4 

AsylVfG ist nicht möglich. Wegen dieses einheitlichen Antragsbegriffs des interna-

tionalen Schutzes ist auch eine Rücknahme, die nur den Flüchtlingsschutz, nicht 
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aber den subsidiären Schutz umfasst, nicht möglich. Nach einer Antragsrücknahme 

ist daher nur noch von Amts wegen über die (nationalen) Abschiebungsverbote zu 

entscheiden. Wurde im anderen Mitgliedstaat kein Antrag auf internationalen Schutz 

gestellt, bedarf es keiner Zuständigkeitsbestimmung mehr. 

 

III. Verfahrensablauf (s. Anlage 1 und Anlage 2) 

 

Nachfolgend dargestellt ist der Verfahrensablauf zu reinen Aufgriffsfällen (Anl. 2) und zu 

Fällen, in denen ein Antrag auf internationalen Schutz (Anl. 1) gestellt wird. 

 

Definition Ăreine Aufgriffsfªlleñ und Zuständigkeiten der Ref. 411, M 26 und Außen-

stellen 

Grundlage der sogenannten Aufgriffsfälle ist Art. 18 Abs. 1 b) 2. Alternative und d) 2. Al-

ternative der neuen Dublin-Verordnung. Danach liegt ein Aufgriffsfall vor, wenn sich ein 

Ausländer in einem Mitgliedsstaat unerlaubt (ohne Aufenthaltstitel im Aufenthaltsstaat) 

aufhält (also keinen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat) und sein Antrag auf 

internationalen Schutz in einem anderen Mitgliedstaat geprüft wird oder von einem ande-

ren Mitgliedstaat abgelehnt worden ist.  

 

Wird ein Ausländer aufgegriffen, dessen Antrag wahrscheinlich oder vermutlich in einem 

anderen Mitgliedstaat behandelt wird oder negativ verbeschieden wurde, so sind die Per-

sonalien dieser Person samt Unterlagen (z.B. Aufgriffsbericht, Reiseweg, Fahrkarten etc.) 

durch die aufgreifende Stelle, also die ABH, die Landespolizei oder die Bundespolizei 

(BPOL) zur weiteren Überprüfung an Referat 411 zu faxen oder zu mailen (Fax: 0911/943-

8099/8095; eMail: Ref430Posteingang@bamf.bund.de).  

 

Wird in einem Aufgriffsfall nachträglich ein Antrag auf internationalen Schutz gestellt, so 

erfolgt die weitere Bearbeitung auch dieser Fälle durch Referat 411. Die bereits von Refe-

rat 411 angelegte Aufgriffsakte in MARIS ist vom AVS der Außenstelle, in der der Antrag 

gestellt wird, in ein Asylerstverfahren bzw. ïfolgeverfahren umzuprotokollieren.  

 

Für alle anderen Dublinverfahren (d. h. für die Fälle, in denen ohne vorherigen Aufgriff ein 

Antrag auf internationalen Schutz in einer Außenstelle des Bundesamtes gestellt wird) 

sind die Außenstellen des Bundesamtes zuständig. 

 

Für den Vollzug der Überstellungen und für Übernahmeersuchen aus anderen Mitglied-

staaten an die Bundesrepublik Deutschland ist das Referat M 26 in Dortmund zuständig. 

 

Sofern sich ein Familienmitglied in Sicherungshaft, die restlichen Familienangehörigen 

sich aber in einer EAE oder sonstigen Unterkunft befinden, wird Referat 411 in Abstim-
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mung mit der zuständigen Außenstelle und ggf. Referat M 26 eine möglichst gemeinsame 

Überstellung der Familie anstreben.  

Mit Urteil vom 03.05.2012 hat der EuGH in der Rechtssache C-620/10 (Migrationsverket 

gegen Kastrati) entschieden, dass die Dublin-VO nicht mehr anzuwenden sei, wenn die 

Rücknahme des (einzigen) Asylantrag i.S. des Art. 2 Buchst. c erfolge, bevor der für die 

Prüfung dieses Antrages zuständige Mitgliedstaat der Aufnahme des Antragstellers zuge-

stimmt hat. Nach Auffassung der EuGH kann der Hauptzweck der Dublin-VO, d.h. die Er-

mittlung des für die Prüfung des Asylantrags zuständigen Mitgliedstaates, nicht mehr er-

füllt werden, wenn ein Antragsteller seinen einzigen Asylantrag zurückzieht, bevor der er-

suchte Mitgliedstaat seiner Aufnahme zugestimmt habe.  

 

 

IV. Dublin III Fristen 

 

1. Aufnahmeverfahren ï Take Charge 

 

Aufnahmeersuchen Art. 21 I: 

¶ ohne EURODAC Treffer: drei Monate nach An-

tragsstellung internationaler Schutz 

¶ mit EURODAC Treffer: zwei Monate nach Erhalt 

des Treffers 

 Haft Art. 28 III 2: 

¶ ein Monat ab Stellung des Antrages 

 Folgen der Überschreitung Art. 21 I S. 3: 

¶ Zuständigkeit des MS, in dem der Antrag auf in-

ternationalen Schutz gestellt wurde 

Antwort auf das 

Aufnahmersuchen 

Art. 22 I: 

¶ zwei Monate nach Erhalt des Gesuchs  

 Haft: Art. 28 III 4:  

¶ spätestens zwei Wochen nach Eingang des Ge-

suchs 

 Folgen der Überschreitung Art. 22 VII bzw. Art. 28 III 

4: 

¶ Zuständigkeit des ersuchten MS (Zustimmungs-

fiktion) und Aufnahmeverpflichtung  

Überstellung Art. 29 I:  

sechs Monate nach der Annahme des Übernahme-

ersuchens oder der endgültigen Entscheidung über 

einen Rechtsbehelf oder eine Überprüfung, wenn 

diese aufschiebende Wirkung haben 

 Ausnahmen Art. 29 II: 

¶ wg. Inhaftierung: zwölf Monate 

wg. Untertauchens: achtzehn Monate 

 Folgen der Überschreitung Art. 29 II: 

Freistellung des MS von der Verpflichtung zur Auf-

nahme und Zuständigkeit des ersuchenden MS 
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2. Wiederaufnahmeverfahren ï Take Back 

 

Wiederaufnahmeersuchen Art. 23 II: 

¶ mit EURODAC Treffer zwei Monate nach Erhalt 

des Treffers 

¶ bei ohne EURODAC Treffer: drei Monate nach 

Antragstellung 

 Haft Art. 28 III 2: 

¶ ein Monat ab Stellung des Antrages 

 Aufgriff einer Person ohne Aufenthaltstitel und kein 

neuer Antrag in dem ersuchenden MS Art. 24 II: 

¶ mit EURODAC Treffer: zwei Monate nach Erhalt 

des Treffers 

¶ ohne EURODAC Treffer: drei Monate nachdem 

der ersuchende MS festgestellt hat, dass ein an-

derer MS zuständig sein könnte 

 Folgen der Fristüberschreitung Art. 23 III, Art. 24 III, 

Art. 28 III 7: 

¶ Zuständigkeit des MS, in dem der Antrag gestellt 

wurde 

Antwort auf das  

Wiederaufnahmeersuchen 

Art. 25 I: 

¶ ohne EURODAC Treffer: ein Monat nachdem der 

MS damit befasst wurde 

¶ mit EURODAC Treffer: zwei Wochen 

 Haft Art. 28 III 4:  

¶ zwei Wochen 

 Folgen der Fristüberschreitung Art. 25 II, Art. 28 III 

5: 

¶ Zuständigkeit des ersuchten MS (Zustimmungsfik-

tion) und Wiederaufnahmeverpflichtung  

Überstellung Art. 29 I:  

¶ sechs Monate ab der Annahme des Übernahme-

ersuchens oder der Entscheidung über den 

Rechtsbehelf, wenn dieser aufschiebende Wir-

kung hat 

 Ausnahmen Art. 29 II: 

¶ wg. Inhaftierung: zwölf Monate 

¶ wg. Untertauchens: achtzehn Monate 

 Folgen der Fristüberschreitung Art. 29 II:  

¶ Freistellung des MS von der Verpflichtung zur 

Aufnahme und Zuständigkeit des ersuchenden 

MS  
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V. EURODAC und andere Beweismittel 

 

Bei der Bestimmung des zuständigen Mitgliedstaats ist in jedem Fall zu prüfen, ob ein 

EURODAC-Treffer vorliegt. Liegt ein Treffer vor, so ist dies ein Beweis für die Zuständig-

keit eines anderen Mitgliedstaats. Ist ein EURODAC-Abgleich wegen mangelnder Qualität 

der Fingerabdrücke fehlgeschlagen, ist der Antragsteller erneut erkennungsdienstlich zu 

behandeln. 

 

Die EURODAC-Verordnung (Verordnung (EG) Nr. 2725/2000 des Rates vom 11.12.2000) 

verpflichtet die Mitgliedstaaten, allen Asylbewerbern und allen Ausländern, die in Verbin-

dung mit dem illegalen Überschreiten einer Außengrenze eines Mitgliedstaats aufgegriffen 

werden, unverzüglich Fingerabdrücke abzunehmen, wenn die Personen mindestens 14 

Jahre alt sind, und jene unverzüglich an die Zentraleinheit zu übermitteln. Die EURODAC-

Verordnung nahm am 15.01.2003 den Wirkbetrieb auf. Sie ist in den Mitgliedstaaten der 

EU unmittelbar geltendes Recht.  

 

In den AuÇenstellen ist f¿r die Fingerabdrucknahme regelmªÇig der ĂLivescannerñ zu ver-

wenden. Nur wenn aufgrund eines technischen Ausfalls des Geräts oder aufgrund von 

Umständen, die in der Person des Asylantragstellers liegen, die Fingerabdrücke nicht mit-

tels Livescanner genommen werden können, sind die Fingerabdrücke auf Papier zu neh-

men. 

¶ EURODAC-Kennnummer 

Die deutsche EURODAC-Nummer sieht wie folgt aus: 

DE 1 100830 DOR  08345  

Die ersten beiden Stellen sind von der Kommission zwingend für alle Länder vorgeschrie-

ben und bedeuten: 

DE = Länderkennung (DE für Deutschland) 

   1 = Kategorie (es gibt folgende Kategorien: 1= Asylbewerber; 2 = illegal Eingereister; 3 = 

illegaler Aufenthalt)  

Die weiteren Stellen können nach Belieben des Mitgliedstaates belegt werden (Aktenzei-

chen, Registriernummer o.ä.) 

 

In Deutschland wird nach der Kategorie das Datum der Fingerabdrucknahme angeführt - 

im Beispielsfall ist das der 30.08.2010 (von hinten gelesen). Als nächstes kommt die Au-

ßenstelle in welcher der Asylbewerber geprintet wurde (hier Dortmund) und zuletzt er-

scheint eine vom System vergebene laufende Nummer). 
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In EURODAC werden 3 Kategorien bzw. Treffertypen unterschieden, die Kennung ist wie 

folgt: 

 

 

1 Fingerabdruckdaten von Asylbewerbern (Art. 4 EURODAC-VO) 

 

2 Fingerabdruckdaten von illegal über eine Dublin-Außengrenze eingereisten  

Drittausländern (Art. 8 EURODAC-VO) 

 

3 Fingerabdruckdaten von illegal im Dublingebiet aufgegriffenen Drittausländern  

(Art. 18 EURODAC-VO) 

 

Die Kategorie ist innerhalb der EURODAC-Kennnummer die Ziffer nach dem  

Länderschlüssel: 

 

Belgien  BE 124 Malta   MT 145 

Bulgarien  BG 125 Niederlande   NL 148 

Dänemark  DK 126 Norwegen      NO 149 

Estland   EE 127 Österreich    AT 151 

Finnland    FI 128 Polen   PL 152 

Frankreich   FR 129 Portugal      PT 153 

Griechenland   GR 134 Rumänien  RO 154 

Grossbritanien   UK 168 Schweden      SE 157 

Irland    IE 135 Schweiz CH 158 

Island   IS 136 Slowak. Republik   SK 155 

Italien    IT 137 Slowenien   SI 131 

Kroatien HR 130 Spanien     ES 161 

Lettland LV 139 Tschechische Republik   CZ 164 

Liechtenstein LI 141 Ungarn   HU 165 

Litauen LT 142 Zypern   CY 181 

Luxemburg LU 143    
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Beim Abgleich der Daten sind folgende Fallkonstellationen zu unterscheiden: 

 

1 von Deutschland 

an Mitgliedsstaat 

3-1 Asylbewerber in D und zuvor im MS  

 

2 von Deutschland 

an Mitgliedsstaat 

1-2 Asylbewerber in D, über MS zuvor unerlaubt  

in das Dublingebiet eingereist 

3 von Deutschland 

an MS 

3-1 Unerlaubt eingereist aufgegriffen in D, zuvor  

Asylbewerber im MS 

 

 

Für Kinder unter 14 Jahren dürfen keine EURODAC-Treffer in der Zusatzinfo Person 

erfasst werden. Da diese nicht erkennungsdienstlich behandelt werden, dürfen auch 

keine EURODAC-Treffer vorliegen. 

¶ EURODAC-Treffer 

Ob ein EURODAC-Treffer vorliegt, ist in MARiS wie folgt zu ermitteln: 

Maske Aktensicht Ą Person Ą ED-Daten Ą EURODAC. Liegt ein Treffer vor, wird dieser 

in dem Feld ĂEURODAC-Trefferñ angezeigt (es kºnnen auch mehrere Treffer vorliegen). 

Wird der Treffer angeklickt, so wird das Feld ĂEURODAC-Detailsñ bef¿llt; damit sind Staat, 

Ort und Datum der ED-Behandlung ablesbar.  

 

EURODAC-Treffer unerlaubt Eingereister (Aufgriffsfälle) sind nicht über die EURODAC-

Maske zu ermitteln; sie sind unter der Bezeichnung ĂEURODAC-Trefferñ (in vor dem 

04.11.2011 angelegten Akten unter ĂBeweismittelñ) in der MARiS-Schriftstückliste erfasst. 

In Asylverfahren ehemals Illegaler ist daher auch die Schriftstückliste auf eventuelle 

EURODAC-Treffer zu prüfen. 

¶ Verfahren bei Vorliegen eines EURODAC-Treffers 

Ist nicht nachgewiesen, dass eine Zuständigkeit des Mitgliedstaates, mit dem es zum Tref-

fer gekommen ist, ausscheidet, so ist ein Übernahmeersuchen an diesen  MS zu richten. 

Ein Übernahmeersuchen scheidet nicht schon deshalb aus, weil der Treffer längere Zeit 

zurück liegt. Zu prüfen ist in diesen Fällen zunächst, ob Anhaltspunkte für ein Verlassen 

des Dublingebiets vorliegen, wobei für dessen Wahrscheinlichkeit die Entfernung zum 

Herkunftsland eine Rolle spielen kann. Handelt es sich um einen Treffer der Kategorie 1 

(Antrag auf internationalen Schutz), so ist es möglich, dass das Verfahren im Mitgliedstaat 

erst zeitnah zur Einreise nach Deutschland abgeschlossen wurde, und der Antragsteller 

sich so lange dort aufgehalten hat.  
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Gibt es in der Akte keine konkreten Anhaltspunkte für das Verlassen des Hoheitsgebiets, 

ist im Feld ĂBemerkungenñ des PDF-Formulars ein entsprechender Hinweis einzufügen 

(z.B.: There is no evidence that subject might have left the Membersó areañ). 

 

Bei mehreren Treffern ist unter Berücksichtigung der Daten, der Kategorien der Treffer 

sowie der Glaubwürdigkeit des Vorbringens des Antragstellers abzuwägen, an welchen 

MS (zuerst) ein Übernahmeersuchen zu richten ist, d.h. welcher MS aller Wahrscheinlich-

keit nach für die Prüfung des Asylantrags zuständig ist. In diesem Fall sind dem ersuchten 

MS im Wieder-/Aufnahmeersuchen die Daten der/des weiteren EURODAC-Treffer/s mitzu-

teilen. 

 

Im Falle einer Ablehnung ist ein zweites Übernahmeersuchen an einen der/den MS, für 

den ebenfalls ein EURODAC-Treffer vorliegt, zu richten. Darin ist darauf hinzuweisen, 

dass ein erstes Übernahmeersuchen (an einen anderen Staat) bereits gestellt und abge-

lehnt wurde. Das ablehnende Antwortschreiben des zunächst ersuchten Staates ist die-

sem Übernahmeersuchen beigefügt werden.  

 

 

2. Weitere Beweismittel und Indizien 

 

Fall vorhanden, sind Beweismittel (Aufenthaltsdokumente, Fahrkarten, Quittungen usw.) 

zur Akte (Dokumentenmappe) zu nehmen. Hat der Antragsteller aus der Haft heraus sei-

nen Antrag gestellt, liegt oft kein im Antragsverfahren verwendbares Fingerabdruckblatt 

vor. Da dieses zur Stellung eines Übernahmeersuchens fast immer benötigt wird, sind un-

bedingt Fingerabdrücke zu nehmen und der Dokumentenmappe beizufügen. Zur Bestim-

mung von Beweismitteln und Indizien vergleiche auch Art. 22 Abs. 3 a und a der neuen 

Dublin-Verordnung.  

 

 

3. VIS-Treffer 

 

Das Visa-Informations-System (VIS) besteht aus einer zentralen Datenbank, einer natio-

nalen Schnittstelle in den Schengen-Staaten und einer Infrastruktur zur Kommunikation 

zwischen beiden. Durch die nationalen Schnittstellen werden Daten zu allen im Schengen-

Staat durchgeführten Anträgen, Ausstellungen, Ablehnungen, Annullierungen, Widerrufen 

und Verlängerungen von Visa durch die zuständigen Autoritäten in das System einge-

speist. 

 

Zwei Systeme umfasst das VIS: Die zentrale Datenbank, welche eine alphanumerische 

Suchfunktion besitzt, sowie ein automatisiertes System zur Identifizierung von Fingerab-
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drücken (AFIS), welches neue und bereits in der Datenbank aufgenommene Fingerabdrü-

cke vergleicht. Die Hauptdatenbank des VIS befindet sich in Straßburg (Frankreich), wäh-

rend eine Back-up-Version in Sankt Johann in Pongau (Österreich) für eine Sicherung ih-

rer Funktionsweise sorgt. 

 

Durch das neue Visa-Informationssystem können Behörden leichter und schneller die 

Identitäten von Inhabern eines Visums direkt beim Grenzübergang verifizieren und über-

prüfen. Alle neuen Eingaben in das System sind innerhalb weniger Minuten für alle natio-

nalen Stellen verfügbar.  

 

Der VIS-Treffer wird bei Aktenanlage umgehend festgestellt. Das Ergebnis wird vom 

AVS/VSD in die MARiS-Schriftstückliste übernommen. Außerdem wird das Rechercheer-

gebnis in der Maske ĂZusatzinformation Personñ mit dem Attribut ĂVIS-Trefferñ du dem 

ausstellenden Staat als Status festgehalten. 

 

 

VI. Aktenanlage 

(s. Erstantrag-persönlich bzw. Erstantrag-schriftlich) 

 

VII. MS Postbearbeitung 

Eingehende MS-Posteingänge (z.B. Zustimmung, Ablehnung, Sonstiges) 

müssen zeitnah in die elektronische Marisakte aufgenommen werden. 

 

Hinweis AZR 
 

neuer Speichersachverhalt ab 01.07.2014: 

Für die Erfassung der Zustimmung sind Referat 411 und alle Außenstellen (Dublin)  zu-

ständig: 

 

Ă¿ber ¦berstellung an <Staat> entschieden am <Datum> - wird mit dem Datum der Zu-

stimmung (MS) erfasst. 

 

VIII. Bescheidzustellung 

(s. Zustellung-Liste 1, Zustellung-Liste 2, Zustellung über die AE, Zustellung mit PZA, Haft-

fälle) 

 

IX. Abschlussmitteilung 

(s. Abschlussmitteilung bzw. AZR-Abschlussmitteilung) 

http://de.wikipedia.org/wiki/EURODAC
http://de.wikipedia.org/wiki/Stra%C3%9Fburg
http://de.wikipedia.org/wiki/Frankreich
http://de.wikipedia.org/wiki/%C3%96sterreich


 

  

Anlage 1 -  Ablauf des Dublinverfahrens bei Anträgen auf internationalen Schutz 

 

 

Fristen: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Take Back oder Take Charge erstellen 

Antrag in Außenstelle 

nationales Asylver-

fahren durchführen 

Dublinkriterien prüfen 

Dublinkriterien liegen vor Dublinkriterien liegen nicht vor 

Zustimmung Zustimmung durch Fristablauf Ablehnung 

Verfristungsschreiben 

erstellen 
Remonstration  

erstellen 

Bescheid erstellen 

Bescheid zustellen 

(Abdruck an ABH, BPOL) 

Bestandskraft überwachen 

VG Entscheidung negativ 

Bescheid ist vollziehbar 

Antrag auf einstweiligen Rechtschutz 

Remonstration 

erfolgreich, 

Zustimmung 

liegt vor 

Remonstration 

nicht 

erfolgreich 

nationales Asylver-

fahren durchführen 

ED-Behandlung, 

Aktenanlage, 

Aushändigung aller erforderlichen Merkblätter, 

Persönliches Gespräch führen 

Anhaltspunkte für die Zuständigkeit 

eines anderen MS  

Überstellung durch Referat M 26 

Ersuchen stellen 

TB und TC: 

- mit Treffer: 2 Monate ab 

Erhalt des Treffers 

- ohne Treffer: 3 Monate ab 

Antragstellung 

- Gewahrsam: ein Monat ab 

Antragstellung 

Überstellung 

TB und TC: 

- grundsätzlich: 6 Monate 

- Inhaftierung: 12 Monate 

- Untertauchen: 18 Monate 

Antwort auf Ersuchen 

- TB mit Treffer: 2 Wochen 

- TB ohne Treffer: 1 Monat 

- TC: 2 Monate 

- Gewahrsam: 2 Wochen 

Keine Anhaltspunkte für die Zuständigkeit 

eines anderen MS 

VG Entscheidung positiv 

Akte an VG senden 

Bescheid ist nicht vollziehbar, 

Überstellungsfrist ist gehemmt bis zur 

Rechtskraft des Hauptsacheverfahrens 

VG Entscheidung negativ 

(Klageabweisung) 

VG Entscheidung positiv 

(Klagestattgabe) 



 

  

Anlage 2: Ablauf des Dublinverfahrens in reinen Aufgriffsfällen (kein Antrag auf in-

ternationalen Schutz in DE) 

Fristen: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Take Back oder Take Charge erstellen 

aufgreifende Stelle 

informieren und 

Akte archivieren 

Dublinkriterien prüfen 

Dublinkriterien liegen vor Dublinkriterien liegen nicht vor 

Zustimmung Zustimmung durch Fristablauf Ablehnung 

Verfristungsschreiben 

erstellen 

Remonstration  

erstellen 

Bescheid erstellen 

Überstellungsmodalitäten abstimmen 

Remonstration 

erfolgreich, 

Zustimmung 

liegt vor 

Remonstration 

nicht 

erfolgreich 

aufgreifende Stelle 

informieren und 

Akte archivieren 

Bürosachbearbeiter Sachbearbeiter 

Überstellung vorbereiten 

Transferdaten von ABH übersandt 

Aktenanlage 

Eingang des EURODAC-Treffes beim BKA 

Aufgriffsmeldung an Referat 411 übersandt 

Überstellung 

Ersuchen stellen  

TB und TC: 

- mit Treffer: 2 Monate 

- ohne Treffer: 3 Monate  

- Gewahrsam: 1 Monat ab 

Asylantragstellung 

Überstellung 

TB und TC: 

- grundsätzlich: 6 Monate 

- Inhaftierung: 12 Monate 

- Untertauchen: 18 Monate 

Antwort auf Ersuchen 

- TB mit Treffer: 2 Wochen 

- TB ohne Treffer: 1 Monat 

- TC: 2 Monate 

- Gewahrsam: 2 Wochen 

Bescheid zustellen  

(Abdruck an ABH, BPOL) 

Akte an VG senden 

 

Antrag auf einstweiligen Rechtschutz 

 

VG Entscheidung negativ VG Entscheidung positiv 

Bescheid vollziehbar 

Bestandskraft überwachen 

 

VG Entscheidung negativ 

(Klageabweisung) 

VG Entscheidung positiv 

(Klagestattgabe) 

Bescheid ist nicht vollziehbar, 

Überstellungsfrist ist gehemmt bis zur 

Rechtskraft des Hauptsacheverfahrens 

Sachbearbeiter Bürosachbearbeiter 
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Dienstanweisung 

für das 

AVS 

 

 

Ed Behandlung mittels FABl 

 

1. Allgemeines 

 

Gem. § 16 Abs. 1 AsylVfG ist die Identität eines Ausländers, der um Asyl nachsucht, durch 

ed Maßnahmen zu sichern, es sei denn, die betreffende Person hat das 14. Lebensjahr 

noch nicht vollendet. 

Das Bundesamt ist gemäß § 16 Abs. 2 AsylVfG nur im Rahmen der Asylantragstellung 

berechtigt und verpflichtet, eine ed Behandlung vorzunehmen. Eine ed Behandlung in Or-

ganleihe (vor Asylantragstellung) erfolgt durch das Bundesamt für die AE auf Grund der 

gesetzlichen Regelung des § 22 AsylVfG. 

 

Eine ed Behandlung findet im Erstverfahren und grundsätzlich auch im Folgeverfahren 

statt. In den Fällen, in denen zweifelhaft ist, ob die Voraussetzungen für die Durchführung 

von ed Maßnahmen vorliegen, ist die Entscheidung, ob ed Maßnahmen durchgeführt wer-

den, durch den V-Ref. zu treffen. 

 

Antragsteller, die einen Erst- oder Folgeantrag schriftlich gestellt haben und nicht im Rah-

men einer Anhörung erkennungsdienstlich behandelt werden können, sind zur ed-

Behandlung zu laden. Dies gilt auch für Kinder, die das 14. Lebensjahr vollendet haben 

und deren Asylantrag schriftlich nach § 14 Abs. 2 AsylVfG gestellt wurde oder die der An-

tragsfiktion nach § 14a AsylVfG unterliegen. 

 

Weigert sich ein Asylantragsteller sich einer ed Behandlung zu unterziehen, ist die örtlich 

zuständige Polizeidienststelle im Wege der Amtshilfe zu ersuchen, die ed-Maßnahme 

durchzusetzen. Hinweise zu Rechtsgrundlagen bzw. zur rechtlichen Bewertung bei Ersu-

chen um Amtshilfe können der Anlage 1 entnommen werden.  

 

Der Antragsteller ist  im Rahmen der ed-Behandlung nach Art. 18 EURODAC-VO zu be-

lehren.  

 

Jedes im Rahmen einer Asylantragstellung oder bei einer ed Behandlung in Organleihe 

erstellte FABl wird vom Bundesamt über das BKA an die Zentraleinheit in Luxemburg 

übermittelt. Das Bundesamt erhält ein Ergebnis aus der EURODAC-Datenbank und ein 

Ergebnis aus der nationalen Recherche in AFIS/INPOL über das BKA. 

file:///L:/DA-Asyl/Anl-AVS/DA-AVS_Ed-Beh_Anl01.doc
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Die Dauer der Aufbewahrung von ed Unterlagen beträgt, unabhängig von der Art der Ent-

scheidung, 10 Jahre nach unanfechtbarem Abschluss des Asylverfahrens (§ 16 Abs. 6 

AsylVfG). 

 

Der Kontakt und die Zusammenarbeit mit dem BKA ist ausschließlich dem 

SecondLevelSupport des Referates 122 vorbehalten.  

 

Für alle technisch bedingten Angelegenheiten im Zusammenhang mit der Übermittlung 

von FABl über den EURODAC-Scanner und Rückfragen für die Fälle, in denen ggf. ein 

erneutes Einscannen von FABl erforderlich wird (z.B. weil nach Ablauf von 4 Arbeitstagen 

noch kein Rechercheergebnis des BKA im nationalen Verfahren vorliegt, oder eine Mel-

dung von EURODAC-CheckRequest nach Ablauf von 4 Tagen eingeht), ist das Referat 

122 zuständig.  

eMail aus Outlook: *marissecondlevelsupport@bamf.bund.de 

eMail aus MARiS: MARiSSecondLevelSupport2@bamf.bund.de 

 

 

Für Fragen allgemeiner Art im Zusammenhang mit ed-Maßnahmen, der Übermittlung von 

FABl an das BKA sowie der Bearbeitung und Interpretation von INPOL-Ausdrucken, steht 

das Referat 410 zur Verfügung.   

 

2. Durchführung der ed Behandlung: 

 

Die ed-Maßnahmen umfassen 

- die Aufnahme von Fingerabdrücken, 

- die Aufnahme eines digitalen  Lichtbildes (Die Verfahrensweise zur Aufnahme des digi-

talen Lichtbildes finden Sie im ĂLeitfaden Aktenanlage persönlicher Asylantragñ). 

 

Hinweis: Neben der Übermittlung der Fingerabdruckblätter sowie den Lichtbildern, die pa-

rallel zu den Fingerabdruckblättern systemseitig automatisch an das BKA übermittelt wer-

den, sind die beim Bundesamt aufgenommenen digitalen Lichtbilder an das AZR zu über-

tragen. Bei der Aufnahme des digitalen Lichtbildes ist auf eine ausreichend gute Qualität 

zu achten. Eine verbindliche "Fotomustertafel" ist unter dem gleichnamigen Begriff in 

InfoPORT eingestellt. Die Verfahrensweise hinsichtlich der Übertragung der Lichtbilder an 

das AZR ist im "Leitfaden AZR Teil 2" im Abschnitt "Fotoexport von MARiS an das AZR" 

ausführlich beschrieben. Außerdem wird auf die Ausführungen in den Kapiteln "Erstantrag 

- persönlich / Übermittlung des digitalen Fotos an das AZR" sowie "Folgeantrag - persön-

lich / AZR" verwiesen.  

 

mailto:*marissecondlevelsupport@bamf.bund.de
mailto:MARiSSecondLevelSupport2@bamf.bund.de
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Unabhängig von einer ggf. durchgeführten ed Behandlung und EURODAC-Belehrung 

durch Landesbehörden führt das Bundesamt immer eine ed Behandlung einschl. einer 

Belehrung durch, wenn der Asylsuchende zur Antragstellung oder zur ed Behandlung in 

Organleihe erscheint. Die Belehrungen sind jedem Antragsteller der ed behandelt wird, 

auszuhändigen. Die Belehrungen sind vom Antragsteller zu unterschreiben, einzuscannen 

und im Original zur Dokumentenmappe zu nehmen. 

 

Nur geschulte Mitarbeiter sind zur Durchführung der ed Behandlung befugt. Die Schulung 

sollte grundsätzlich durch eine Polizeidienststelle, oder einen entsprechend erfahrenen 

Mitarbeiter des Bundesamtes erfolgen. 

 

Die ed Behandlung in der Bundesamt-AS hat grundsätzlich am Tag der Antragstellung zu 

erfolgen.  

Ausnahme: z.B. § 14 Abs. 2 AsylVfG-Fälle, ed Behandlung in Organleihe 

 

Im Rahmen der Aktenanlage wird das systemseitig mit den Personalien, der Personen-

nummer und dem AZ-Bundesamt bedruckte Fingerabdruckblatt nach Weiterleitung in den 

Prozessschritt ĂFingerabdruck mºglichñ automatisch erzeugt und in einfacher Ausfertigung 

ausgedruckt.  

 

Es erfolgt die Fingerabdrucknahme in den jeweils dafür  vorgesehenen Feldern (Einzelfin-

ger und Kontrollfinger). Hierbei ist auf eine einwandfreie Aufnahme der Fingerabdrücke zu 

achten. 

In den Fällen, in denen Kontrollfelder wegen einer nicht möglichen Fingerabdrucknahme 

frei bleiben müssen, ist das betreffende Feld mit einem ĂXñ handschriftlich vor dem Scan-

nen zu entwerten. Entwertet werden nur die Kontrollfelder. Siehe hierzu das ĂMerkblatt zur 

Aufnahme von Fingerabdr¿ckenñ 

 

Notwendige Änderungen/Ergänzungen der Personalien dürfen nicht handschriftlich auf 

dem FABl erfolgen (Urkundencharakter). Datenberichtigungen an das BKA sowie an alle 

beteiligten Stellen sind mit Dokument D0114 i.V.m. D0773  vorzunehmen. Siehe hierzu 

auch die Ausführungen im Kapitel  "Änderungen von Personendaten / Erfassung von Ali-

aspersonalien". 

 

Einzige Ausnahme bilden das ĂDatum der Fingerabdrucknahmeñ und der ĂAufnahmeortñ. 

In den Fällen, in denen der Ausdruck eines Fingerabdruckblattes nicht am Tag der 

Abdrucknahme erfolgt (z.B. ed-Behandlung in der JVA), muss das ĂAufnahmedatumñ auf 

dem Vordruck, vor Übermittlung des FABl über den EURODAC-Scanner, in das Datum 

geändert werden, an dem die ed-Behandlung tatsächlich durchgeführt wurde. Gleiches gilt 

bei Änderung des Aufnahmeortes. 
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In der Scanmaske ist in solchen Fällen, vor Versendung des Fingerabdruckblattes, eben-

falls eine Anpassung des ĂFA-Abnahmedatumsñ ¿ber die Kalenderfunktion bzw.  nderung 

des ĂAufnahmeortesñ durch ¦berschreiben vorzunehmen. 

 

Mit Übermittlung des FABl über den EURODAC-Scanner werden die ggf. geänderten Da-

ten des Scan-Dialoges automatisch in die MARiS-Maske ĂED-Daten ï Fotoñ, in die Felder 

ĂAufnahmedatumñ bzw. ĂAufn.Dienststelleñ ¿bernommen. 
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Merkblatt zur Aufnahme von Fingerabdrücken  

 

ü Gründliche Reinigung der Finger vor der Aufnahme 

ü Regelmäßige Reinigung der Glasplatte  

ü Auf der Glasplatte eine geringe Menge Farbe gleichmäßig und dünn mit der Rolle ver-

teilen (Die besten Ergebnisse werden erzielt, wenn man noch Ăhindurchsehenñ kann). 

ü Die Finger einfärben durch Abrollen des Fingerendgliedes von Nagelkante zu Nagel-

kante über die Beugefurche hinaus, ohne hierbei starken Druck auszuüben. 

 

Hinweis: Beim Einfärben sollten die Finger nicht hin- und herbewegt werden. Dieselbe 

Stelle der Farbplatte nicht mehrfach hintereinander benutzen! Nach Einfärben eines Fin-

gers die entsprechende Stelle zuerst neu mit Farbe versehen. 

 

ü Abrollen der Einzelfinger in den dafür vorgesehenen Feldern des Fingerabdruckblat-

tes von Nagelkante zu Nagelkante, dabei starken Druck oder das Verrutschen der 

Finger vermeiden. Die Beugefurche des Fingers soll parallel zum unteren Rand des 

Fingerabdruckblattes verlaufen. 

 

Hinweis: Der Musterkern, die Deltas, die Papillarlinien und die Beugefurche müssen klar 

und kontrastreich erkennbar sein! 

 

 

ü Die Kontrollfingerabdrücke werden durch senkrechtes, leichtes Aufdrücken der 

Finger in die dafür vorgesehenen Felder aufgenommen. Bei der Abnahme der Dau-

menendglieder sollten diese in Richtung des Fingernagels abgerollt werden, um den 

kompletten Bereich abbilden zu können. 

 

ü Überprüfung der Qualität der Fingerabdrücke - ggf. erneute Fingerabdrucknahme. 

Musterkern 

Deltas 

tas 

Papillarlinien  

Beugefurche  
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ü Kennzeichnung leerer Kontrollfelder auf dem FABl-Vordruck 

1. bei Einzelfingern (Beispiel 1 : LD ist amputiert; LM ist amputiert) Die Einzelfingerfel-

der werden nicht entwertet. 

2. bei Fehlen der ganzen linken Hand, z.B. wg. Amputation (Beispiel 2: LD bis LK ist 

nicht aufnehmbar). Der Hinweis ist handschriftlich über die leeren Einzelfelder mit 

aufzunehmen. 

 

Hinweis: Die Kennzeichnung der betreffenden Fingermerkmale in der Maske des Scan-

Dialoges bleibt davon unberührt! 

 

Beispiel 1: 

 

Beispiel 2: 
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3. Übermittlung und Versand der FABl zum BKA 

 

Alle vom Bundesamt erzeugten FABl werden dem BKA über den EURODAC-Scanner 

übermittelt. 

 

Hinweis: Parallel zur Übermittlung der FABl an das BKA werden auch die vom Bundesamt 

aufgenommenen Lichtbilder gem. den Bestimmungen des § 16 Abs. 3 sowie Abs. 5 i.V.m. 

Abs. 1 AsylVfG an das BKA übermittelt. Besonderheiten ergeben sich hierbei für den An-

wender nicht, da die Übermittlung systemseitig im Hintergrund erfolgt.  

 

Die Übermittlung eines FABl über den EURODAC-Scanner darf grds. nur einmal je Daten-

satz erfolgen (Ausnahme: In der nationalen Auswertungsmaske ĂEd-Daten-Fotoñ wurde 

das Ergebnis ĂFingerabdr¿cke wegen Qualitªtsmangel neu aufnehmenñ eingestellt). 

Ein ggf. erforderliches erneutes Einscannen (z.B. weil FABl offensichtlich nicht beim BKA 

eingegangen ist), darf nur nach Rücksprache mit dem Referat 122 erfolgen, da sonst beim 

BKA Probleme im EURODAC-Eingangs-/Ausgangssystem entstehen. 

 

Fremd-FABl, die dem Bundesamt von anderen Behörden zugesandt werden, werden dem 

BKA unter Angabe der absendenden AS auf dem Postweg übermittelt. 

FABl dürfen nicht in die elektronische Akte eingescannt und auch nicht beim Bundesamt 

vorgehalten werden. 

 

Bei der elektronischen Übermittlung des FABl an das BKA wird eine EURODAC-Nummer 

generiert. 

 

Nach erfolgter Übermittlung des FABl an das BKA ist die Erledigung auf dem FABl durch 

Aufbringen von Datumstempel und Namenszeichen hinter dem Bundesamt-AZ zu bestäti-

gen. 

 

Die Original-FABl verbleiben zunächst in der AS und sind dort zentral in einem verschließ-

baren Behältnis zu sammeln. 

 

Sind in der Maske ĂEd Daten ï Fotoñ sowohl die nationalen als auch die EURODAC-

Ergebnisse eingestellt, sind die Original-FABL - sofern die Fingerabdrücke auf Grund Qua-

litätsmängeln nicht neu aufgenommen werden müssen - nicht an das BKA postalisch wei-

terzuleiten, sondern beim Bundesamt zu vernichten.  
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Merkblatt für den Scan eines Fingerabdruckblattes am EURODAC-ScanClient 

 

 

ü Bleiben auf einem Fingerabdruckblatt Kontrollfelder wegen nicht aufnehmbarer Finger 

leer, sind die entsprechenden Kontrollfelderf mit einem ĂXñ handschriftlich vor Auflage 

auf den Scanner zu entwerten. 

 

ü Auflage des Fingerabdruckblattes auf der Glasplatte des Scanners rechts oben (bün-

dig mit der Kante) 

 

Hinweis: Beim Schließen des Scannerdeckels ist darauf zu achten, dass sich das Blatt 

nicht verschiebt! 

 

ü Wurde die Person anhand der Personennummer gesucht, sind die Personalien, vor 

Übermittlung der Daten ans BKA über den Button "Senden", genau zu kontrollieren. Ist 

die Eingabe der Personennummer fehlerhaft, werden die zu übermittelnden Daten ei-

ner falschen Person zugeordnet!  

 

ü Ggf. ist eine Anpassung bzw. Korrektur des ĂAufnahmeortesñ und/oder des ĂFA-

Abnahmedatumsñ innerhalb des Scandialoges vorzunehmen. 

 

ü Ggf. Markierung in den vorgesehenen Feldern des Scan-Dialogs von amputierten oder 

nicht aufnehmbaren Fingern 

 

 

Hinweis: Das Feld "Artikel 18 EURODAC-VO" darf nur für eine entsprechende Suchanfra-

ge markiert werden! 
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4. Rückmeldung der Rechercheergebnisse: 

 

Das Bundesamt erhält ein Ergebnis aus der EURODAC-Datenbank in Luxemburg und ein 

Ergebnis aus der nationalen Recherche in AFIS/INPOL. Beide Ergebnisse werden durch 

das BKA in der Maske ĂEd Daten ï Fotoñ der entsprechenden Akte eingestellt.  

 

Hinweis: Liegt dem Bundesamt nach Ablauf von 4 Arbeitstagen nach erfolgter ed-

Behandlung noch kein Rechercheergebnis des BKA aus dem nationalen Verfahren vor, ist 

dies dem Referat 122 unter Angabe der EURODAC-Nummer per eMail unter folgender 

Adresse mitzuteilen: 

Aus Outlook: *marissecondlevelsupport@bamf.bund.de  

Aus MARiS: MARiSSecondLevelSupport2@bamf.bund.de 

 

Für die Fälle, in denen nach Ablauf von 4 Tagen kein Ergebnis aus EURODAC vorliegt 

und eine entsprechende eMail von ĂEURODAC-Check-Requestñ beim zustªndigen Mitar-

beiter eingegangen ist, ist diese eMail mit dem Betreff ĂRecherche BKAñ an die o.g. eMail-

Adresse weiterzuleiten.   

 

 

Im Falle eines Treffers in der nationalen Datenbank des BKA, wird dem Bundesamt zu-

sätzlich ein INPOL-E-Gruppen-Ausdruck  übersandt. Dies erfolgt per Mail an den für jede 

Außenstelle  speziell hierfür eingerichteten Ordner ĂINPOL-Posteingangñ, auf den nur von 

den jeweils zuständigen Außenstellen benannte Mitarbeiter zugriffsberechtigt sind. Nähe-

res hierzu siehe Kapitel ĂINPOL-E-Gruppen-Ausdruckeñ (VS-NfD). 

 

Im Falle eines Treffers in der EURODAC-Datenbank  erhält der Mitarbeiter, in dessen Ar-

beitskorb sich die Akte befindet, eine eMail, die über einen Treffer in der EURODAC-

Datenbank informiert. Befindet sich die Akte in einer elektronischen Ablage, geht die eMail 

immer an den letzten Bearbeiter (Last Real User).  

Diese eMail ist in die MARiS-Schriftstückliste aufzunehmen. Aus technischen Gründen 

kann diese eMail derzeit nicht systemgesteuert in die MARiS-Schriftstückliste aufgenom-

men werden. Der Text der eMail ist deshalb in ein Word-Dokument zu kopieren, auf dem 

Desktop abzulegen und anschließend in die MARiS-Schriftsückliste aufzunehmen. Das 

aufgenommene Worddokument wird in der Schriftstückliste zunächst mit der Bezeichnung 

ĂImport Wordñ angezeigt und muss deshalb mit dem Indizierbegriff ĂEURODAC-Trefferñ 

umbenannt werden. 

 

Befindet sich die Akte in einer elektronischen Ablage und ein EURODAC-Treffer wird dem 

letzten Bearbeiter signalisiert, ist die eMail wie oben beschrieben in die Schrifstückliste 

mailto:*marissecondlevelsupport@bamf.bund.de
mailto:MARiSSecondLevelSupport2@bamf.bund.de
file:///L:/DA-Asyl/VS-NfD/DA-AVS_VS_NfD.doc%23I01
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aufzunehmen und die Akte unverzüglich an den zuständigen Entscheider weiterzuleiten. 

Die weitere Verfahrensweise veranlasst der Entscheider im Rahmen der Anhörung. 

 

Nach Einstellung der Rechercheergebnisse hängt die weitere Verfahrensweise davon ab, 

ob der Antragsteller lediglich im Rahmen der Organleihe ed behandelt wurde, eine Weiter-

leitung des Antragstellers vor oder nach Eingang der Rechercheergebnisse erfolgt ist, 

oder die ed Behandlung erst bei wirksamer Antragstellung durchgeführt wurde. 

 

- Wurde der Antragsteller im Rahmen der Organleihe ed behandelt, richtet sich die wei-

tere Verfahrensweise nach Einstellung des Rechercheergebnisses danach, ob der An-

tragsteller vor oder nach Vorliegen des Rechercheergebnisses weitergeleitet wird. Ein-

zelheiten hierzu sind im Kapitel ĂEd Behandlung in Organleiheñ ausführlich beschrie-

ben.  

 

- Liegt bei wirksamer Asylantragstellung ein Rechercheergebnis auf Grund einer ed Be-

handlung in Organleihe vor, ist wie im Kapitel ĂErstantrag ï persºnlich, b)ñ zu verfah-

ren. 

 

- Wurde der Antragsteller erst im Rahmen der wirksamen Asylantragstellung ed behan-

delt, befindet sich die Akte zum Zeitpunkt der Einstellung des Rechercheergebnisses 

i.d.R. beim zuständigen Entscheider. Nach elektronischer Übermittlung des INPOL-E-

Gruppen-Ausdruckes bei Trefferfªllen im Ordner ĂINPOL-Posteingangñ, wird dieser un-

verzüglich durch den zugriffsberechtigten Mitarbeiter an den zuständigen Entscheider 

zur Bewertung und weiteren Veranlassung weitergeleitet. 

 

 

Sind FABl wegen Qualitätsmängel im nationalen Verfahren beim BKA nicht auswertbar, 

sind i.d.R. auch die Fingerabdrücke in EURODAC nicht auswertbar. Eine Löschung des 

ED-Datensatzes vor erneuter ed-Behandlung ist daher nicht erforderlich. Siehe hierzu 

auch die Ausführungen im Kapitel ĂEd-Behandlung mittels Livescan/Erneute Ed-

Behandlung wegen Qualitätsmängelnñ. 

 

- Solange der Aufenthaltsort des Antragsteller bekannt ist, ist eine erneute ed Behand-

lung durchzuführen, ohne dass es auf den Grund der Nicht-Auswertbarkeit ankommt.  

- Das neue FABl ist auf der linken, oberen Seite mit dem Zusatz ĂNEUñ zu kennzeichnen 

und über den EURODAC-Scanner an das BKA zu übersenden (Rückfragen an das 

Ref. 122 bzgl. der erneuten Übermittlung des FABl über den EURODAC-Scanner sind 

in diesen Fällen nicht erforderlich).  

- Basiert die Nicht-Auswertbarkeit der FABl auf manipulierten Fingerkuppen, ist gem. 

den Verfahrensregelungen im Kapitel ĂManipulierte Fingerkuppenñ zu verfahren. 
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Hinweis: Sofern sich die Personalien des Antragstellers zwischenzeitlich geändert haben, 

d.h. das erneut zu übermittelnde Fingerabdruckblatt erfolgt unter abweichenden Persona-

lien, sind die ursprünglichen Personalien (Familienname, Vorname und Geburtsdatum) 

handschriftlich auf dem FABl neben der Kennzeichnung "NEU" zu notieren und mit Na-

menskürzel abzuzeichnen. 

 

- Nach Einstellung des Recherchergebnisses ist das ursprüngliche, qualitativ mangelhaf-

te FABl und das neue FABl zu vernichten.  

 

 

Hinweis: Ist der Aufenthalt des Antragsteller unbekannt und eine erneute ed Behandlung 

nicht möglich, ist nichts weiter zu veranlassen. Das qualitativ mangelhafte Original-FABl ist 

beim Bundesamt zu vernichten. 

Sofern ein Asylsuchender lediglich aus einer AE in eine GU umverteilt wurde, ist eine er-

neute ed Behandlung einzuleiten. Dies kann entweder durch eine Ladung über die ent-

sprechende GU erfolgen, oder das Bundesamt veranlasst eine erneute ed Behandlung 

über die zuständige ABH bzw. Polizeidienststelle. 

 

Liegen Qualitätsmängel im EURODAC-Verfahren vor (Qualitätsmangel, Sequenzfehler 

oder Fingerabdrücke fehlen) und es soll eine erneute ed-Behandlung durchgeführt wer-

den, muss in bestimmten Fällen vor erneuter ed-Behandlung die Löschung des ED-

Datensatzes über das Referat 122 veranlasst werden. 

 

- Die Löschung des ED-Datensatzes vor erneuter ed-Behandlung ist erforderlich wenn 

das nationale (BKA) Rechercheergebnis auswertbar ist, EURODAC jedoch einen Quali-

tätsmangel, einen Sequenzfehler oder fehlende Fingerabdrücke meldet. 

Erst nach Rückmeldung des Referates 122 über die erfolgte Löschung des ED-

Datensatzes kann eine erneute ed-Behandlung durchgeführt und an das BKA per 

EURODAC-Scanner übermittelt werden. 

 

- Eine Löschung des ED-Datensatzes ist nicht erforderlich wenn EURODAC einen Quali-

tätsmangel, einen Sequenzfehler oder fehlende Fingerabdrücke meldet und das natio-

nale Rechercheergebnis Qualitätsmängel aufweist. 

In diesen Fällen kann ohne Löschung sofort eine erneute ed-Behandlung durchgeführt 

und an das BKA übermittelt werden. 

 

Hinweis: Beruht die Nicht-Auswertbarkeit der FABl auf manipulierten Fingerkuppen, ist 

gem. den Verfahrensregelungen im Kapitel ĂManipulierte Fingerkuppenñ zu verfahren. 
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5. Fremd-FABl 

 

Wird dem Bundesamt von Grenz-, Polizei-, Ausländerbehörden oder Aufnahmeeinrichtun-

gen ed-Material zu einem bereits anhängigen oder abgeschlossenen Asylverfahren über-

sandt, ist zunächst zu prüfen, ob dieses vollständig und korrekt ausgefüllt wurde. 

 

Insbesondere ist darauf zu achten, dass die Rechtsgrundlage, Delikt/Anlass, Geburtsda-

tum, Geschlecht sowie der Aufnahmeort und das Aufnahmedatum korrekt ausgefüllt wur-

den. Gehen beim Bundesamt unvollständig bzw. nicht korrekt ausgefüllte Fremd-FABl ein, 

ist wie folgt zu verfahren: 

 

Das Delikt/Anlass oder die Rechtsgrundlage fehlt:  

- Zurücksenden des Fremd-FABl mit entsprechendem Hinweis an die aufnehmende 

Dienstelle. 

 

Das Aufnahmedatum oder das Geburtsdatum fehlt: 

- Telefonische Anfrage bei der aufnehmenden Dienststelle und entspr. Nachtrag auf 

dem Fremd-FABl. 

 

Das Geschlecht fehlt: 

- Kann anhand des bestehenden Datensatzes ermittelt und auf das Fremd-FABl über-

tragen werden. 

 

Das korrekt ausgefüllte Fremd-FABl ist unter Angabe des Bundesamt-AZ und der Perso-

nennummer sowie der absendenden Außenstelle (AS-Stempel auf Fremd-FABl) dem BKA 

auf dem Postweg zu übersenden.  

Eine Übertragung der D-Nr. auf das Fremd-FABl ist nicht erforderlich.  

 

Hinweis: Gem. § 16 Abs.6 AsylVfG sind ed Unterlagen ï unabhängig von der Art der Ent-

scheidung -  10 Jahre nach Unanfechtbarkeit des Asylverfahrens zu vernichten.  

Geht beim Bundesamt ein Fremd-FABl ein, bei dem die Voraussetzungen gem. § 16 

Abs.6 AsylVfG vorliegen, ist das Fremd-FABl beim Bundesamt zu vernichten und nicht 

mehr an das BKA zu senden. 

 

Fremd-FABl dürfen nicht in die elektronische Akte eingescannt und auch nicht vom Bun-

desamt einbehalten werden. 

 

Die von einer ABH oder einer anderen Behörde aufgenommenen Fremd-FABl bei zulässi-

ger schriftlicher Folgeantragstellung - kein persönliches Erscheinen in der AS -  sind nach 
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Eingang handschriftlich mit dem Bundesamt-AZ, der Personennummer, dem AS-Stempel 

und ggf. dem Vermerk: "Asylfolgeverfahren" zu ergänzen. Danach ist das Fremd-FABl auf 

dem Postweg an das BKA zu senden.   

 

 

Hinweis: Sofern es sich hierbei um ein vom Bundesamt erzeugtes FABl handelt, ist dieses 

über den EURODAC-Scanner an das BKA zu übermitteln und nach Einstellung des 

Rechercheergebisses zu vernichten.  

 

 

Bei Antragstellung im Flughafenverfahren wird die ed-Behandlung des Antragstellers 

durch die BPOL durchgeführt. Hierbei werden der BPOL Blanko-Fabl vom Bundesamt zur 

Verfügung gestellt, nach erfolgter ed Behandlung manuell befüllt und mit Bundesamt-AZ 

und Personennummer oberhalb des Feldes Familienname/Ehename versehen. Die Fin-

gerabdruckblätter sind ebenfalls über den EURODAC-Scanner an das BKA zu übermitteln.  

 

Wird dem Bundesamt ein Fremd-FABl übersandt und eine Antragstellung ist nicht erfolgt, 

ist unter bestimmten Voraussetzungen  eine Hilfsakte anzulegen. Einzelheiten hierzu sie-

he unter ĂHilfsakten ohne Belehrungñ bzw. ĂHilfsakten mit Belehrungñ. 
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Dienstanweisung 

für das 

AVS 

 

 

Ed Behandlung mittels Livescan 

 

1. Allgemeines 

Die Fingerabdrucknahme mit dem Livescanner entspricht weitgehend der ed-Behandlung 

mittels Fingerabdruckblatt. Beim Livescanverfahren jedoch entfällt die Abnahme der Fin-

gerabdrücke auf Papier. Der Livescanner fertigt sofort Bilder der Finger, die auf der Glas-

platte des Livescanners aufgelegt oder abgerollt werden und überträgt sie automatisch auf 

ein elektronisches Fingerabdruckblatt, wenn diese ohne Fehler vom Livescanner akzep-

tiert wurden. 

 

Der Vorteil des Livescans liegt darin, dass bereits während der ed-Behandlung die Qualität 

und die Auswertbarkeit der Fingerabdrücke überprüft werden kann. Aufgrund der Rück-

meldung des Livescanners können daher Fehler während des laufenden Erfassungsvor-

gangs korrigiert werden, so dass das fertige elektronische FABl mit hoher Wahrscheinlich-

keit den Erfordernissen der Auswertungssysteme entspricht. 

 

Sofern Fingerabdrücke mittels Papier-Fingerabdruckblatt genommen und anschließend 

per EURODAC-Scanner an das BKA bzw. EURODAC übermittelt werden, wird auf die 

Ausf¿hrungen im Kapitel ĂEd-Behandlung mittels FABlñ verwiesen. 

 

2. Ablauf 

Da auf dem LW-L unter ĂMARiS-Infoñ ein ausf¿hrlicher ĂLeitfaden Livescanñ zur Bedienung 

der Software und den Livescan-Masken sowie der korrekten Vorgehensweise zur Abnah-

me der Fingerabdrücke abgelegt ist, wird im Folgenden nur auf die wesentlichen Punkte 

eingegangen, die für die Aufnahme der Fingerabdrücke mittels Livescanner von Bedeu-

tung sind. 

 

- Vor Durchführen der ed-Behandlung mit dem Livescanner ist die Person zu fotografie-

ren, da das Foto zusammen mit den Fingerabdrücken an das BKA übermittelt wird. 

 

- Es darf keine laufende oder abgeschlossene ed-Behandlung zu dieser Person gespei-

chert sein. 

- Die ed-Behandlung umfasst die Aufnahme der Ăflachenñ Kontrollabdr¿cke (4 Finger 

einer Hand und den Daumen) sowie die Aufnahme der 10 Ăgerolltenñ Fingerabdrücke.  
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- Voraussetzungen für eine qualitativ gute Fingerabdrucknahme sind eine saubere Ab-

druckplatte des Livescanners sowie saubere und nicht zu kalte Finger. Die Finger dür-

fen nicht nass sein, optimal ist eine leichte Feuchtigkeit, die ggf. mit Hilfe eines 

Feuchttuches erreicht werden kann. 

 

- Um eine Fingerabdrucknahme per Livescanner vornehmen zu können, muss sich die 

Akte im Arbeitskorb auf dem Livescanrechner befinden. 

 

- Sofern die Person nicht alle 10 Finger besitzt oder es nicht möglich ist, von allen 10 

Fingern Abdrücke zu nehmen, sind vor dem ersten Scanvorgang die fehlenden Finger 

im Feld ĂFingerñ als ĂAmputiertñ bzw. bei Fingern, die mechanisch nicht aufgenommen 

werden können, z. B. weil derzeit verletzt aber vorhanden, als ĂNicht aufnehmbarñ zu 

markieren.  
 

Hinweis: Die Option ĂNicht aufnehmbarñ ist keinesfalls dafür zu verwenden, wenn Finger 

nicht mit der erforderlichen Qualität aufgenommen werden können.  

Außerdem ist darauf zu achten, dass ĂNicht aufnehmbare Fingerñ keinesfalls bei der Ab-

nahme der Ăflachenñ Kontrollfingerabdrücke mit auf den Scanner gelegt werden dürfen. 

 
 

- Eine nicht erfolgte Markierung von amputierten bzw. nicht aufnehmbaren Fingern führt 

dazu, dass der spätere Aufnahmevorgang in der Erfassungsmaske abgebrochen und 

komplett wiederholt werden muss. 
 

- Fehlerhafte oder qualitativ schlechte Fingerabdrucknahmen können direkt im An-

schluss an die Aufnahme eines einzelnen Fingers oder nach Aufnahme aller Finger-

abdrücke neu aufgenommen werden. 

Ist auch nach mehreren Versuchen keine ausreichende Qualität eines Fingerabdrucks 

zu erzielen, wird das elektronische FABl mit diesem Qualitätsfehler an das BKA ge-

schickt. 

 

Welche Abdrücke korrigiert werden sollen, unterliegt letztendlich der Entscheidung des 

Mitarbeiters der die ed-Behandlung durchführt. Es ist nicht zwingend erforderlich alle vom 

Livescanner beanstandeten Abdrücke nochmals aufzunehmen. 

 

Hinweis: Wird die Erfassungsmaske verlassen, kann eine nachträgliche Korrektur fehler-

hafter Aufnahmen nicht mehr durchgeführt werden, da bei erneutem Aufruf der Erfas-

sungsmaske alle vorher erfassten Aufnahmen gelöscht werden, so dass eine vollständige 

neue Erfassung erforderlich wird. 
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Nach Abschluss der ed-Behandlung erfolgt der Versand des elektronischen FABl aus der 

Grundmaske an das BKA.  

Der Versand führt zum Schießen der Livescan-Anwendung, die für diese Person auch 

nicht mehr geöffnet werden kann. 

 

 

3. Erneute Ed-Behandlung wegen Qualitätsmängeln  

 

Hinweis: Im Falle eines Treffers in der EURODAC-Datenbank  erhält der Mitarbeiter, in 

dessen Arbeitskorb sich die Akte befindet, eine eMail, die über einen Treffer in der 

EURODAC-Datenbank informiert. Befindet sich die Akte in einer elektronischen Ablage, 

geht die eMail immer an den letzten Bearbeiter (Last Real User).  

Diese eMail ist in die MARiS-Schriftstückliste aufzunehmen. Aus technischen Gründen 

kann diese eMail derzeit nicht systemgesteuert in die MARiS-Schriftstückliste aufgenom-

men werden. Der Text der eMail ist deshalb in ein Word-Dokument zu kopieren, auf dem 

Desktop abzulegen und anschließend in die MARiS-Schriftsückliste aufzunehmen. Das 

aufgenommene Worddokument wird in der Schriftstückliste zunächst mit der Bezeichnung 

ĂImport Wordñ angezeigt und muss deshalb mit dem Indizierbegriff ĂEURODAC-Trefferñ 

umbenannt werden. 

 

Liegt nach Rückmeldung des BKA bzw. EURODAC ein Qualitätsmangel vor und es soll 

eine erneute ed-Behandlung durchgeführt werden, ist in bestimmten Fällen vor erneuter 

ed-Behandlung die Löschung des ED-Datensatzes über das Referat 122 zu veranlassen. 

Hierbei ist wie folgt zu unterscheiden: 

 

- Die Löschung eines ED-Datensatzes vor erneuter ed-Behandlung ist erforderlich, wenn 

das nationale (BKA) Rechercheergebnis auswertbar ist, EURODAC jedoch einen Quali-

tätsmangel, einen Sequenzfehler oder fehlende Fingerabdrücke meldet. 

Erst nach Rückmeldung des Referates 122 über die erfolgte Löschung des ED-

Datensatzes kann eine erneute ed-Behandlung durchgeführt werden. 

 

Hinweis: Der EURODAC-Status ĂFingerabdr¿cke fehlenñ bedeutet nicht, dass bestimm-

te Finger tatsächlich nicht vorhanden sind, sondern dass ein oder mehrere Finger zu 

schwach gedrückt bzw. gerollt wurden. Somit erkennt EURODAC den Finger/die Finger 

nicht und meldet den Status ĂFingerabdr¿cke fehlenñ.  

 

- Eine Löschung eines ED-Datensatzes ist nicht erforderlich wenn EURODAC einen Qua-

litätsmangel, einen Sequenzfehler oder fehlende Fingerabdrücke meldet und das natio-

nale Rechercheergebnis Qualitätsmängel aufweist. 
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In diesen Fällen kann ohne Löschung sofort eine erneute ed-Behandlung durchgeführt 

und an das BKA übermittelt werden. 

 

Diese Verfahrensweise gilt auch für die Fälle, in denen die ed-Behandlung auf herkömmli-

chem Weg, d.h. mittels Papier-FABl durchgeführt wurde. 
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Dienstanweisung 

für das 

AVS 

 

 

Ed Behandlung in Organleihe (vor Asylantragstellung) 

 

Allgemeines 

Eine ed Behandlung in originärer Zuständigkeit erfolgt durch das Bundesamt nur im Rah-

men der Asylantragstellung. Im Rahmen der Organleihe kann jedoch das Bundesamt die 

ed Behandlung durchführen, obwohl die eigentliche Zuständigkeit gem. § 22 Abs. 1      

AsylVfG bei der weiterleitenden AE liegt. 

 

Meldet sich der Ausländer bei einer "zentralen" AE, weil er von einem anderen Land wei-

tergeleitet wurde, so kommt eine ed Behandlung nicht mehr in Betracht. Die ed Behand-

lung ist im Rahmen der Weiterleitung von Land A nach Land B bereits in Land A erfolgt. 

 

Zur Klärung der Identität wird grundsätzlich auch dann eine neue Vorakte in MARIS ange-

legt, wenn bereits ein Ausländer mit gleichen oder ähnlichen Personalien erfasst ist und 

eine mögliche Personenidentität, die zu einer Folgeantragsstellung führen würde, nicht 

zweifelsfrei geklärt werden kann.  

 

Hinweis: Wird im Rahmen der Personensuche zweifelsfrei festgestellt, dass bereits ein 

Dublin-Verfahren auf Grund eines Übernahmeersuchen aus einem Mitgliedsstaat besteht, 

wird ebenfalls eine neue Vorakte mit entsprechender Referenz zum Dublin-Verfahren an-

gelegt. 

 

Handelt es sich bei dem Dublin-Verfahren um einen Aufgriffsfall mit Übernahmeersuchen 

an einen Mitgliedsstaat, ist nach Anforderung des elektronischen Datensatzes aus dem 

Referat 411 (in MARiS: 431 Nbg.) der bereits vorhandenen Datensatz in die Verfahrensart 

"Vorakte" umzuprotokollieren. Nach Durchführung der ed-Behandlung und aller sonstigen 

im Rahmen der Voraktenanlage erforderlichen Tätigkeiten, ist die Vorakte wieder in einen 

Dublin-Aufgriffsfall umzuprotokollieren und an das Ref. 411 (in MARiS: 431 Nbg.) zurück-

zusenden. Siehe hierzu auch die Ausführungen unter Erstantrag ï persönlich, a). 

 

Kommt es nach Anlage einer Vorakte "Ed-Behandlung in Organleihe" innerhalb der nächs-

ten 8 Wochen zu keiner wirksamen Asylantragstellung, wird die Vorakte automatisch aus 

der Registratur in das Archiv weitergeleitet. Ein Aufbau der Vorakte zur Verfahrensakte ist 

nicht mehr möglich. Sofern der Antragsteller nach Ablauf von 8 Wochen zur Antragstellung 

erscheint, wird auf die Ausführungen im Kapitel "Erstantrag-persönlich/mit ed-Behandlung 
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in Organleihe" verwiesen. Nach Ablauf von 10 Jahren werden die im Archiv befindlichen 

Vorakten durch die Zentrale abgerufen und ggf. durch das Ref. M 30 gelöscht. 

 

Bei der ed Behandlung in Organleihe können - je nach den vor Ort getroffenen Abspra-

chen - die beiden nachfolgenden Verfahrensabläufe Anwendung finden: 

 

 

 

1. Weiterleitung des Asylsuchenden nach Vorliegen des Rechercheergebnisses  

 

Anlage einer elektronischen Vorakte anhand der Angaben der BüMA 

Eine detaillierte Beschreibung der Verfahrensweise bei der Aktenanlage finden Sie im 

ĂLeitfaden Aktenanlage persºnlicher Asylantragñ. 

 

Eine Erstmeldung im AZR erfolgt nicht, da zu diesem Zeitpunkt noch keine wirksame    

Asylantragstellung erfolgt. Nach erfolgter Aktenanlage wird die Vorakte über den Prozess-

schritt ĂEd Behandlung in Organleiheñ in den Prozessschritt  ñVorakte wartet auf BKA ï

Ergebnisñ weitergeleitet.  

 

Besonderheiten bei der Datenerfassung  

 

- In der Maske ĂAdresse / Weiterleitung gem. Ä 22 Abs. 2 AsylVfGñ m¿ssen beide 

Felder befüllt werden. 

- In der Maske ĂED-Daten ï Fotoñ muss das vorgegebene Aufnahmedatum der ed 

Behandlung bestätigt werden. 

- In der Maske ĂDetails Personñ ist im Hinblick auf die in der zustªndigen Außenstelle 

zu erstellende Aufenthaltsgestattung sowohl die Körpergröße als auch die Augen-

farbe des Antragstellers zu erfassen. 

- In der Maske ĂDetails Akteñ ist die zustªndige AS vorerst nicht abzuªndern. Diese 

wird erst unmittelbar vor Weiterleitung der Vorakte an die zuständige AS erfasst.  

Hintergrund: Wird die Ăzustªndigeñ AS bereits wªhrend oder unmittelbar nach abgeschlos-

sener Aktenanlage erfasst, hätte dies zur Folge, dass im Trefferfall der INPOL-E-Gruppen-

Ausdruck an die als zuständig erfasste AS übermittelt wird und nicht an die AS, die die ed 

Behandlung durchgeführt hat. 

 

EURODAC Belehrungen 

Die deutsch- und fremdsprachigen EURODAC-Belehrungen sind vom Antragsteller zu un-

terschreiben, auszuhändigen und mit Unterschrift einzuscannen. 
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ED-Behandlung und Übermittlung an das BKA 

Die ed-Behandlung umfasst sowohl die Fingerabdrucknahme als auch die Aufnahme ei-

nes elektronischen Lichtbildes. Die Übermittlung des (elektronischen) FABl an das BKA 

erfolgt grds. nur einmal je Datensatz über den EURODAC Scanner bzw. über den Live-

scanner. (Ausnahme: erneute Übermittlung wegen Qualitätsmängel. Siehe hierzu die Aus-

führungen im Kapitel ĂEd-Behandlung mittels Livescan/Erneute Ed-Behandlung wegen 

Qualitätsmängelnñ). 

 

 

BüMA 

Vermerk des Bundesamt-AZ auf der BüMA. Im Feld "Ed Behandlung erfolgt" ist das Da-

tum mit Unterschrift, Namensstempel und Dienstsiegel einzutragen. Anschließend ist eine 

Kopie der BüMA zu fertigen. Die Original-BüMA ist dem Asylsuchenden wieder auszuhän-

digen. 

 

 

Scannen 

Gescannt werden die Kopie der BüMA sowie die vom Asylsuchenden unterschriebenen 

EURODAC-Belehrungen. 

 

 

Weiterleitung der Vorakte und der Unterlagen  

Die Weiterleitung der Vorakte an die zuständige Außenstelle erfolgt erst nach Vorliegen 

des Rechercheergebnisses. Vor Weiterleitung der Vorakte ist in der Maske ĂDetails Akteñ 

die zuständige Außenstelle zu erfassen. Die Kopie der BüMA und die Original EURODAC-

Belehrungen werden ebenfalls erst nach Vorliegen des Rechercheergebnisses per Um-

laufmappe an die zuständige Außenstelle übersandt. 

 

 

Hinweis: Geht in der Außenstelle, in der der Asylsuchende seinen Asylantrag wirksam zu 

stellen hat, die vom Asylsuchenden unterschriebene Original EURODAC-Belehrung ein 

und der Asylsuchende erscheint dort nicht innerhalb einer Frist von 4 Wochen nach erfolg-

ter Voraktenanlage zur Asylantragstellung, kann die Original EURODAC-Belehrung ver-

nichtet werden. Vor Vernichtung der Belehrung muss sichergestellt sein, dass die vom 

Asylsuchenden unterschriebene Belehrung in die elektronische Vorakte eingescannt wur-

de und in der Schriftstückliste enthalten ist. 
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Auswertung des Rechercheergebnisses 

Das Ergebnis der ed-Behandlung wird der AE mit D 0103 mitgeteilt.  

 

- Liegt kein Treffer vor, ist dies der AE umgehend mitzuteilen, damit diese den Aus-

länder an die zuständige AE/AS weiterleiten kann.  

- Liegt ein Treffer auf Grund Ausländerrecht vor, hat dies bzgl. der Verteilungsent-

scheidung keine Auswirkungen. Der AE wird mitgeteilt, dass die Verteilungsent-

scheidung vollzogen werden kann. Ggf. sind Ăweitere Namenñ in der Maske ĂMFIñ 

zu erfassen. 

- Liegt  ein Treffer aufgrund Asylrecht vor, ist zunächst der Eingang des INPOL-E-

Gruppen-Ausdruckes abzuwarten. Die weitere Verfahrensweise sowie die entspre-

chende Mitteilung an die AE bzw. ABH ist abhängig von der Auswertung des 

INPOL-E-Gruppen-Ausdruckes. Liegt ein Treffer auf Grund Asylrecht vor, ist dies 

außer der AE auch der ABH mit Dokument D0193 mitzuteilen. Ggf. ist der AE, ABH, 

sowie der zuständige Polizeibehörde eine Kopie des INPOL-E-Gruppen-

Ausdruckes beizufügen, damit diese ggf. aufenthaltsbeendende bzw. ordnungs- 

oder strafrechtliche Maßnahmen einleiten kann.. Über den Treffer auf Grund Asyl-

recht ist ein entsprechender Vermerk im ĂBetreffñ aufzunehmen und ggf.  Ăweitere 

Namenñ zu erfassen. 

- Liegt ein EURODAC-Treffer vor, hat dies keine Auswirkung auf die Verteilungsent-

scheidung. Der AE wird mitgeteilt, dass die Verteilungsentscheidung vollzogen 

werden kann. Eine Übersendung der Vorakte an das Ref. 411 ist nicht erforderlich. 

Referat 411 prüft anhand der täglich zur Verfügung gestellten EURODAC -

Trefferlisten, ob es nach Ablauf der Gültigkeit der BüMA zu einer wirksamen An-

tragstellung kam. Ist dies nicht der Fall und sich der Ausländer somit illegal im Bun-

desgebiet aufhält, wird die Vorakte von Ref. 411 aus der Registratur geholt und in 

einen Aufgriffsfall umprotokolliert. 

 

Hinweis: Liegt ein EURODAC-Treffer vor, ist es unbedingt erforderlich die eMail, die 

über den EURODAC-Treffer informiert, in die MARiS-Schriftstückliste aufzunehmen.  

Aus technischen Gründen kann diese eMail derzeit nicht systemgesteuert in die 

MARiS-Schriftstückliste aufgenommen werden. Der Text der eMail ist deshalb in ein 

Word-Dokument zu kopieren, auf dem Desktop abzulegen und anschließend in die 

MARiS-Schriftsückliste aufzunehmen. Das aufgenommene Worddokument wird in 

der Schriftst¿ckliste zunªchst mit der Bezeichnung ĂImport Wordñ angezeigt und 

muss deshalb mit dem Indizierbegriff ĂEURODAC-Trefferñ umbenannt werden. 
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- Liegen Qualitätsmängel im nationalen Verfahren und/oder in EURODAC vor, ist 

ggf. eine erneute ed-Behandlung durchzuführen. Die Verfahrensweise hierzu ist 

abhängig davon, ob die ed-Behandlung mittels Livescan oder mittels Papier-FABl 

durchgef¿hrt wurde. Ausf¿hrungen hierzu finden Sie im Kapitel ĂEd-Behandlung 

mittels Livescan/Erneute Ed-Behandlung wegen Qualitätsmängelnñ bzw. ĂEd-

Behandlung mittels FABl/Rückmeldung der Rechercheergebnisseñ.  

 

- Basiert die Nicht-Auswertbarkeit der Fingerabdrücke auf manipulierten Fingerkup-

pen, ist gem. den Verfahrensregelungen im Kapitel ĂManipulierte Fingerkuppenñ zu 

verfahren. 

 

 

2. Weiterleitung des Asylsuchenden vor Vorliegen des Rechercheergebnisses 

 

Die Anlage der Vorakte erfolgt analog der Verfahrensweise, wenn der Asylsuchende erst 

nach Vorliegen des Rechercheergebnisses weitergeleitet wird.  

Ausnahme: Die Erfassung der zuständigen AS erfolgt unmittelbar nach erfolgter Aktenan-

lage. 

 

Nach abgeschlossener Aktenanlage wird die Akte über den Prozessschritt ĂEd Behand-

lung in Organleiheñ an die zustªndige AS weitergeleitet. Die Vorakte verbleibt in der Re-

gistratur bis der Antragsteller in der für ihn zuständigen AS des Bundesamtes zur Asylan-

tragstellung erscheint. 

Ausnahme: Erscheint der Antragsteller nicht innerhalb der nächsten 8 Wochen zur Antrag-

stellung, wird die Vorakte nach Ablauf von 8 Wochen ab Aktenanlage automatisch von der 

Registratur in das Archiv weitergeleitet. 

                                                                                           

Auswertung des Rechercheergebnisses 

In den Fällen, in denen der Asylsuchende bereits vor Vorliegen der Rechercheergebnisse 

an die für ihn zuständige AS weitergeleitet wurde, erfolgt die Auswertung der Recherche-

ergebnisse erst bei wirksamer Asylantragstellung in der für den Antragsteller zuständigen 

AS. Zur Bewertung der Rechercheergebnisse und der weiteren Verfahrensweise in Tref-

ferfällen siehe unter ĂErstantrag ï persönlich, b), Überprüfung/Auswertung des Recher-

cheergebnissesñ. 
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Dienstanweisung 

für das 

AVS 

 

 

Einbürgerung des Antragstellers 

 

Allgemeines 

Wird dem Bundesamt durch eine ABH oder das BVA/AZR mitgeteilt, dass ein Antragsteller 

die deutsche Staatsbürgerschaft erworben hat, ist der elektronische Datensatz grundsätz-

lich unabhängig vom Verfahrensstand des Asylverfahrens zu löschen und die Dokumen-

tenmappe zu vernichten. Der Grund hierfür liegt darin, dass das AsylVfG nur auf Auslän-

der anzuwenden und durch die Einbürgerung des Antragstellers diese Grundlage wegge-

fallen ist.  

 

Die tatsächliche Löschung von Verfahrensakten ist ausschließlich dem Ref. M 30 vorbe-

halten. Ebenfalls durch das Referat M 30 erfolgen die ggf. erforderlichen Mitteilungen an 

das BKA und die Kostenstelle. 

Sofern noch Mitteilungen an andere Beteiligte erforderlich sind, z.B. an den Antragsteller, 

an die ABH, das VG oder an das BVA, erfolgt dies durch die AS, die die Löschung der Ak-

te veranlasst. Die Mitteilungen sind mit offener Briefvorlage vorzunehmen. 

 

Soweit nicht alle Personen einer Mehrpersonenakte gelöscht werden, wird die Akte und 

die dazugehörige Dokumentenmappe nach Löschung der eingebürgerten Per-

son/Personen an die Außenstelle zurückgesandt, die die Löschung veranlasst hat. 

 

Hinweis: Bestehen zu der eingebürgerten Person mehrere Verfahren, sind alle Akten, in 

denen die eingebürgerte Person enthalten ist, mit den dazugehörigen Dokumentenmap-

pen und einer entsprechenden Information zur Löschung bzw. Vernichtung an das Ref. M 

30 weiterzuleiten. 

 

 

Für den Arbeitsablauf im Referat M 30 gilt eine  gesonderte Anweisung, auf die hier 

nicht näher eingegangen wird. 

 

Verfahrensweise nach Eingang einer Einbürgerungsmitteilung 

Nach Eingang einer Mitteilung über den Erwerb der deutschen Staatsbürgerschaft in einer 

Außenstelle, ist diese einzuscannen und dem zuständigen AVS-Mitarbeiter zuzuleiten.  

Der zuständige AVS-Mitarbeiter prüft zunächst den Stand des Asylverfahrens. Bzgl. der 

weiteren Verfahrensweise ist wie folgt zu unterscheiden: 
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- Verfahren noch anhängig 

- Verfahren bestandskräftig abgeschlossen 

- Verfahren rechtskräftig abgeschlossen 

 

Eine Prüfung der Datensätze auf eventuell enthaltene Informationen, die für Bindungsak-

ten relevant sein könnten, erfolgt nicht. Eine Löschung  der Datensätze erfolgt auch bei 

vorhandenen Bindungsakten. 

 

Von der Veranlassung der Löschung einer Akte oder einer Person wegen Erwerbs der 

deutschen Staatsangehörigkeit ist abzusehen, wenn bekannt wird, dass die zuständige 

ABH ein Rücknahmeverfahren der Einbürgerung eingeleitet hat.   

In diesen Fällen wird die ABH mit Anschreiben D0257 (Briefvorlage ABH) um Mitteilung 

der Entscheidung gebeten, sobald diese ergangen ist. 

Die Löschung der Akte erfolgt ggf. erst nach Mitteilung der Entscheidung des 

Rücknahmeverfahrens. 

 

 

Verfahren noch anhängig 

Wird durch den zuständigen AVS-Mitarbeiter festgestellt, dass das Verfahren noch anhän-

gig ist, ist im Betreff der Postmappe ein Vermerk über die Einbürgerung aufzunehmen und 

diese an den zuständigen Entscheider, bzw. bei klageanhängigen Verfahren den P-Sb 

weiterzuleiten.  

 

Die weitere Verfahrensweise erfolgt durch den zuständigen Entscheider bzw. P-Sb. 

 

 

Verfahren bestandskräftig abgeschlossen 

Wird nach Eingang einer Einbürgerungsmitteilung festgestellt, dass das Verfahren be-

standskräftig abgeschlossen ist, ist eine Vorlage beim Entscheider bzw. P-Sb nicht erfor-

derlich. 

 

Hinweis: Wurde ein Verfahren bestandskräftig abgeschlossen und es war ein Gerichtsver-

fahren anhängig ï z.B. bei Einstellung des Klageverfahrens ï erfolgt die Bearbeitung wie 

bei rechtskräftig abgeschlossenen Verfahren.  

 

 

Der zuständige AVS-Mitarbeiter holt die Akte aus der Ablage und löst die Postmappe in 

das Verfahren auf.  

Ggf. erforderliche Mitteilungen an Beteiligte (Ast. ABH, BVA, VG) 
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Im Betreff der Maske ĂDetails Akteñ ist der Vermerk ĂLºschung wegen Einb¿rgerungñ auf-

zunehmen und die Akte mit der dazugehörigen Dokumentenmappe an das Ref. M 30 wei-

terzuleiten. 

 

In den Fällen, in denen nicht alle Personen einer Mehrpersonenakte eingebürgert wurden, 

sind im Betreff der Maske ĂDetails Akteñ ausdr¿cklich nur die Personen anzugeben, die die 

Einbürgerung betrifft.  

 

 

Verfahren rechtskräftig abgeschlossen 

Wird nach Eingang einer Einbürgerungsmitteilung vom zuständigen AVS-Mitarbeiter fest-

gestellt, dass das Verfahren rechtskräftig bzw. bestandskräftig mit vorangegangenem Ge-

richtsverfahren abgeschlossen ist, holt sich dieser die Akte aus der Ablage, löst die Post-

mappe in das Verfahren auf und leitet die Akte unter Angabe einer entsprechenden Vor-

gangsinformation an den zuständigen PK-Sb weiter. 

 

Hinweis: In diesen Fällen ist vor Veranlassung einer eventuellen Löschung des elektroni-

schen Datensatzes durch den PK-Sb zu klären, ob für das bereits unanfechtbar abge-

schlossene Verfahren noch eine Kostenpflicht für den Bund besteht. 

 

Die weitere Verfahrensweise erfolgt durch den zuständigen PK-Sb. 
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Dienstanweisung 

für das 

AVS 

 

 

Erlöschen der Asylberechtigung, § 72 AsylVfG  

 

Geht aus einem Schriftstück hervor, dass eine Asylberechtigung bzw. die positive Feststel-

lung der Flüchtlingseigenschaft erloschen ist oder erloschen sein könnte, so ist dieses 

Schriftstück einzuscannen und ggf. mit der elektronischen Akte an einen Entscheider oder 

dem V-Ref. weiterzuleiten. 

 

Erscheint ein Asylberechtigter persönlich in einer Außenstelle, um auf sein Asylrecht zu 

verzichten, so ist dieser an die zuständige ABH zu verweisen, da diese in eigener Zustän-

digkeit das Erlöschen der Anerkennung bzw. des Vorliegens der Voraussetzungen der 

Flüchtlingseigenschaft festzustellen hat. Die Aufnahme eines Protokolls ist nicht erforder-

lich. 

 

Ist eine Asylberechtigung erloschen, ist dies in der Entscheidungsmaske der Akte mit dem 

Status ĂErloschenñ entsprechend zu erfassen. Zustªndig hierf¿r ist die AuÇenstelle, in der 

die Mitteilung eingeht. Die Mitteilung ist in die Akte einzuscannen und kann anschließend 

vernichtet werden. 

 

Hinweis: Das Erlöschen der Asylberechtigung bzw. der positiven Feststellung der Flücht-

lingseigenschaft ist dem AZR durch die zuständige ABH zu melden (keine AZR Meldung 

durch das Bundesamt). 

 

Hinweis: Bei einem nach Erlöschen der Asylberechtigung oder der positiven Feststellung 

der Flüchtlingseigenschaft erneut gestellten Asylantrag handelt es sich nicht um einen 

Folgeantrag, sondern um einen Erstantrag (anders als bei Widerruf/Rücknahme, hier wür-

de es sich um einen Folgeantrag handeln). 

In der AZR-Folgemeldung "Asylverfahren" ist in diesen Fällen die Maßnahme  "Asylantrag 

erneut gestellt am..." zu erfassen. 
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Dienstanweisung 

für das 

AVS 

 

Erstantrag - persönlich 

 

1.  Allgemeines 

 

Der Asylantrag umfasst regelmäßig die Beantragung der Anerkennung als  Asylberechtig-

ter nach Art. 16 a GG sowie die Feststellung der Voraussetzungen von internationalem 

Schutz nach § 3 Abs. 1 AyslVfG (Flüchtlingseigenschaft) und § 4 Abs. 1 AsylVfG (subsidi-

ärer Schutz). Begehrt der Ausländer nur die Feststellung der Voraussetzungen des inter-

nationalen Schutzes gem. § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 AsylVfG, so handelt es sich um einen 

sog. beschränkten Antrag (§ 13 Abs. 2 Satz 2 AsylVfG). 

 

Grundsätzlich ist der Asylerstantrag gem. § 14 Abs. 1 AsylVfG persönlich bei der AS des 

Bundesamtes zu stellen, die der für die Aufnahme des Ausländers zuständigen Aufnah-

meeinrichtung (AE) zugeordnet ist. 

Unter den Voraussetzungen des § 14 Abs. 2 Nr. 1-3 AsylVfG kann der Ausländer  den An-

trag schriftlich beim Bundesamt stellen.  

 

Auch in den Fällen, in denen sich der Ausländer nach Vollendung des 18. Lebensjahres in 

der Obhut des Jugendamtes nach § 42 Abs. 1 Nr. 3 SGB VIII befindet, kann der Asylan-

trag schriftlich gestellt werden.  

 

Weitere Voraussetzung für die wirksame Antragstellung, ist die Verfahrensfähigkeit, die 

sich nach § 12 AsylVfG (Vollendung des 16. Lebensjahres) bestimmt. 

Soweit eine "nicht verfahrensfähige Person" persönlich ohne gesetzlichen Vertreter zur 

Antragstellung erscheint, kann diese ebenfalls keinen wirksamen Antrag stellen. Die nicht 

verfahrensfähige Person wird von einem Mitarbeiter des Bundesamtes in die der Außen-

stelle des Bundesamtes zugeordnete AE/ABH gebracht, damit von dort aus das zuständi-

ge Jugendamt eingeschaltet werden kann.  

 

Stellt ein augenscheinlich minderjähriger Ausländer ohne Identitätsnachweis einen Asylan-

trag und behauptet das 16. Lebensjahr vollendet zu haben, ist die Akte nach Angaben des 

Antragstellers anzulegen. Es obliegt dem zuständigen Entscheider eine eigene Altersein-

schätzung vorzunehmen oder eine Schätzung durch eine Landesbehörde zu veranlassen. 

Siehe hierzu auch den Hinweis im Kapitel ĂAsylantrag minderjähriger Kinder/ Asylantrag-

stellung unbegleiteter Minderjªhrigerñ. 
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Legt ein Ausländer ohne Identitätsnachweis bereits im Rahmen der Antragstellung ein 

Gutachten einer Landesbehörde bzgl. seines geschätzten Alters vor, ist dieses zu über-

nehmen. Im Betreff der Maske ĂDetails Akteñ ist der Hinweis Ăfiktives Geburtsdatumñ auf-

zunehmen. Im Übrigen wird auf die DA-Asyl - ĂUnbegleitete Minderjähri-

ge/Altersbestimmung bei Minderjªhrigenñ - verwiesen. 

Stellen verfahrensfähige (über 16-jährige) aber noch minderjährige (unter 18-jährige) El-

tern oder ein Elternteil außer für sich selbst auch einen Asylantrag für ihr Kind/Kinder, ist 

dies nicht möglich, da hierfür gem. § 1673 BGB Geschäftsfähigkeit verlangt wird. In diesen 

Fällen ist hinsichtlich der weiteren Verfahrensweise Rücksprache mit dem zust. Entschei-

der bzw. Referenten vor Ort zu halten. In diesem Zusammenhang wird auch auf das 

Schreiben vom 12.07. 2002, AZ 410-7406/48-02 verwiesen. 

 

Erklärt ein Antragsteller im Rahmen der Antragsannahme Folgeantragsteller zu sein, Da-

tensätze zu angeblichen Vorverfahren können jedoch sowohl in MARiS als auch im AZR 

nicht eindeutig festgestellt werden, ist der Antragsteller als Erstantragsteller aufzunehmen. 

Die Erfassung im AZR erfolgt ebenfalls wie bei Erstantragstellern. Sofern sich später im 

Rahmen des Fingerabdruckabgleiches Hinweise auf vorangegangene Verfahren ergeben 

sollten, wird gem. den Regelungen zu Folgeanträgen bzw. verdeckten Folgeanträgen ver-

fahren. 

 

Gibt der Antragsteller im Rahmen der Antragsentgegennahme an, bereits in einem ande-

ren sicheren Drittstaat (§26a) ein Asylverfahren erfolglos betrieben zu haben, kann nicht 

zwangsläufig davon ausgegangen werden, dass es sich bei der erstmaligen Asylantrag-

stellung in der Bundesrepublik Deutschland um einen Zweitantrag gem. § 71a AsylVfG 

handelt. In diesen Fªllen wird auf die Ausf¿hrungen im Kapitel ĂZweitantragñ verwiesen. 

 

Die Antragsentgegennahme hat grundsätzlich mit Hilfe eines Dolmetschers zu erfolgen, es 

sei denn, der Antragsteller kann "sich verständlich machen". 

Die f¿r die Dokumentenmappe bestimmten Formulare ĂNiederschrift Teil Iñ sowie die 

ĂEURODAC-Belehrungenñ sind vor dem Scannen vom Antragsteller, vom Dolmetscher 

und vom aufnehmenden AVS-Mitarbeiter zu unterschreiben. 

Die § 10 Belehrungen sowie die Einverständniserklärung bzgl. der Erfassung der Religi-

onszugehörigkeit im AZR sind vor dem Scannen nur vom Antragsteller und vom Dolmet-

scher zu unterschreiben. 
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2.  Antragstellung 

 

Zunächst ist die BüMA einzuziehen und zu überprüfen, ob für den Ausländer bereits eine 

Vorakte (ed Behandlung in Organleihe) angelegt wurde. 

 

a) Keine ed-Behandlung in Organleihe 

 

Ergänzungsangaben zur Person und Überprüfung der Personalien auf der BüMA 

Die Befragung erfolgt mit Dolmetscher. Dabei dürfen ggf. notwendige Änderungen der 

Personalien nicht auf der Original-BüMA vorgenommen werden. Die erforderlichen Korrek-

turen der auf der BüMA erfassten Personendaten erfolgen auf einem separatem Blatt 

durch den Dolmetscher.  

Die urspr¿nglichen Personendaten sind in der Maske ĂMFI - Weitere Namenñ mit der Na-

mensart ĂKorrekturñ zu erfassen.  

Eine Benachrichtigung an das BKA über ggf. geänderte Personendaten sowie eine Erfas-

sung der ursprünglich auf der BüMA erfassten Personalien im AZR als Aliaspersonalien ist 

zu diesem Zeitpunkt nicht erforderlich.  

 

Befragung des Antragstellers nach ggf. bestehenden familiären Bindungen  

Abzufragen sind dabei nur Bindungen Ehefrau-Ehemann und Eltern-Kinder sowie Ge-

schwister. Sind familiªre Bindungen vorhanden, sind diese als ĂBeziehungñ bei der Akten-

anlage zu erfassen. Hierbei muss die referenzierte Akte geöffnet sein. 

 

Beinhaltet die Beziehungsakte mehrere Personen, beschränkt sich die Erfassung der Be-

ziehung auf die Hauptperson der Beziehungsakte. Die Erfassung aller in einer Mehrperso-

nenakte befindlichen Personen ist nicht erforderlich.  

 

Hinweis: Im Zusammenhang mit den Regelungen des § 14a AsylVfG ist der Antragsteller 

über den Dolmetscher darauf hinzuweisen, dass Kinder, die sich bereits im Bundesgebiet 

aufhalten ebenso anzugeben sind sowie Kinder zu melden sind, die erst später in das 

Bundesgebiet einreisen oder im Bundesgebiet geboren werden. Näheres hierzu siehe un-

ter ĂAsylantragstellung minderjªhriger Kinder nach Ä 14a AsylVfGñ  

 

 

Personensuche in MARiS 

Bei der Suche in MARiS ist sowohl unter den Führungspersonalien als auch unter den ggf. 

abweichenden Personalien auf der BüMA zu suchen. Wurde im Rahmen der Personensu-

che ein Datensatz zu dem Antragsteller gefunden, hängt die weitere Verfahrensweise vom 

Suchergebnis ab. 
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- Vorakte "Ed-Behandlung in Organleihe" liegt vor 

 

Die Verfahrensweise hierzu ist unter "b) mit Ed-Behandlung in Organleihe" geregelt 

 

 

Hinweis: Sofern es nach Anlage einer Vorakte innerhalb von 8 Wochen zu keiner wirk-

samen Asylantragstellung kommt, wird die Vorakte automatisch aus der Registratur in 

das Archiv weitergeleitet. Ein Aufbau der Vorakte zur Verfahrensakte ist dadurch nicht 

mehr möglich. In diesen Fällen ist aus der im Archiv befindlichen Vorakte über das 

Öffnen und Aufruf des Menüs "Person übernehmen in neue Akte" eine neue Verfah-

rensakte - ggf. als §20 Folgeantrag - einschl. erneuter ed-Behandlung anzulegen.  

 

 

- Hilfsakte ohne Belehrung liegt vor 

Wird im Rahmen der Personensuche in MARiS festgestellt, dass für den Antragsteller 

bereits eine Hilfsakte ohne Belehrung besteht, ist insbesondere zur Klärung der Identi-

tät des Ausländers ein neuer Datensatz mit ed-Behandlung und Referenz zur Hilfsakte 

anzulegen. Hierbei ist es unerheblich, aus welchem Grund die Hilfsakte angelegt wur-

de. Die Hilfsakte wird nicht weiter bearbeitet, sondern verbleibt in der Registratur. Sie-

he hierzu auch "Hilfsakten ohne Belehrung"   

 

- Hilfsakte mit Belehrung liegt vor 

Wird im Rahmen der Personensuche in MARiS festgestellt, dass für den Antragsteller 

bereits eine ĂHilfsakte mit Belehrungñ vorliegt, ist davon auszugehen, dass der Asylan-

trag als ĂÄ 20 Folgeantragñ zu werten und entsprechend anzulegen ist. Die Hilfsakte 

darf nicht aufgebaut bzw. umprotokolliert werden. Die Hilfsakte bleibt neben der Ver-

fahrensakte unverändert bestehen und wird zur Verfahrensakte mit der Personenrefe-

renz Ăgleiche Person zu.....ñ referenziert. Einzelheiten hierzu siehe unter "Folgeantrag 

ohne Erstantrag". 

  

- Hilfsakte § 72 II AufenthG liegt vor 

Wird im Rahmen der Personensuche in MARiS festgestellt, dass für den Antragsteller 

eine "Hilfsakte § 72 II AufenthG" vorliegt, wird diese ebenfalls nicht aufgebaut bzw. 

umprotokolliert. Je nach Antragsart ist in diesen Fällen ein neuer Datensatz mit dem 

Referenztyp Ăgleiche Person zu.....ñ zur Hilfsakte § 72 II AufenthG anzulegen. 
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- Dublin-Verfahren liegt vor 

Wird im Rahmen der Personensuche in MARiS festgestellt, dass bereits ein Dublin-

Verfahren vorliegt, ist bzgl. der weiteren Verfahrensweise wie folgt zu unterscheiden: 

 

Übernahmeersuchen aus einem Mitgliedsstaat 

Wurde auf Grund eines Übernahmegesuches aus einem Mitgliedsstaat an die BRD im 

Referat M 26 ein elektronischer Datensatz eröffnet, ist bei Asylantragstellung in der 

Außenstelle des Bundesamtes ein neuer Datensatz mit der Personenreferenz Ăgleiche 

Person zu....ñ  zum Dublin-Verfahren anzulegen. Hierbei ist darauf zu achten, dass die 

Person des Dublin-Datensatzes in die neue Akte übernommen wird. 

 

Übernahmeersuchen an einen Mitgliedsstaat 

Wurde im Referat 411 auf Grund eines Aufgriffes eines illegal aufhältigen Ausländers 

oder eines EURODAC-Treffers, ein Übernahmegesuch an einen Mitgliedsstaat gestellt 

und ein entsprechender Datensatz angelegt, ist bei einer Asylantragstellung des Aus-

länders in der Außenstelle wie folgt zu verfahren: 

- Telefonische Anforderung des elektronischen Datensatzes bzw. Rücksprache mit 

dem zuständigen Aufgriffs-SB des Referates 411. Die bestehende Aufgriffsakte darf 

nicht aus der DÜ-Ablage geholt werden. 

- Umprotokollierung der Aufgriffsakte in ein Asylerst- bzw. Folgeverfahren. 

- Aushändigung aller erforderlichen Belehrungen. 

- Durchführung der Ed-Behandlung einschl. Übersendung an BKA/EURODAC und 

VIS-Abfrage.  

- Weiterleitung der Akte in den Verfahrensschritt Dublin III. 

- Weiterleitung der Akte an den zust. SB in Ref. 411, der in der Verfügung namentlich 

zu benennen ist. 

- Ggf. vorhandenen Originaldokumente sind nach vorherigem Einscannen zwecks 

Aufnahme in die Dokumentemappe an Ref. 411 weiterzuleiten. S. hierzu die Anwei-

sung im Kap. ĂPostausgangñ. 

 

Hinweis: Sofern der Ausländer in einer Außenstelle zur Ed-Behandlung in Organleihe er-

scheint und im Rahmen der Personensuche wird festgestellt, dass bereits ein Aufgriffsfall 

existiert, ist wie folgt zu verfahren: 

- Der Aufgriffsfall ist in die Verfahrensart "Vorakte" umzuprotokollieren und die "zu-

ständige Außenstelle" zu aktualisieren. 

- Durchführung der ed-Behandlung sowie aller sonstigen im Rahmen der Vorakten-

anlage erforderlichen Tätigkeiten.  

- Erneute Umprotokollierung in einen Dublin-Aufgriffsfall (k. Asylantrag) und "zustän-

dige Außenstelle" zurücksetzen.Weiterleitung der Akte an das Ref. 411 wie oben 

beschrieben 
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Personensuche im AZR  

Vor  dem Start der Aktenanlage in MARiS ist es zwingend erforderlich, eine Personensu-

che im AZR durchzuführen. Hierbei ist sowohl unter den Führungspersonalien als auch 

unter den ggf. abweichenden Personalien auf der BüMA zu suchen.  

Wird im Rahmen der Personensuche im AZR festgestellt, dass für den Ausländer bereits 

ein Datensatz existiert, so ist die Asylantragstellung im AZR als Folgemeldung im bereits 

bestehenden Datensatz vorzunehmen. Dies gilt auch, soweit zu einem Ausländer bereits 

ein Datensatz z. B. wegen Ausschreibung zur Aufenthaltsermittlung, Festnahme und Zu-

rückweisung, wegen Einreisebedenken oder aufgrund eines Suchvermerkes besteht. 

 

Wird festgestellt, dass der Asylbewerber im AZR zur Aufenthaltsermittlung bzw. zur Fest-

nahme ausgeschrieben ist, ist mit der Dienststelle Kontakt aufzunehmen, die den Eintrag 

erfasst hat. 

Gleiches gilt, wenn festgestellt wird, dass durch die BPol eine Zurückschiebung oder Ab-

schiebung mit unbefristeter oder befristeter Wirkung erfasst wurde oder Einreisebedenken 

bestehen. 

Die Dienststelle, die den Eintrag erfasst hat, kann anhand der im AZR erfassten Behör-

denkennziffer ermittelt werden. Eine Zuordnung der Behördenkennziffern finden Sie in 

InfoPort unter folgendem Pfad: 

Aufgaben/AZR-Anwenderunterstützung/Arbeitshilfen/Anschriftenverzeichnisse der AZR-

Gruppen. 

Außerdem kann die Zuordnung der Behördenkennziffern über das BVA Registerportal er-

mittelt werden. 

 

Wird der Ausländer sowohl in MARiS als auch im AZR gefunden, ist anhand der Daten zu 

prüfen, ob es sich um einen Folgeantrag handelt. Die weitere Verfahrensweise richtet sich 

je nach Fallgestaltung. Nªheres hierzu siehe unter ĂFolgeantrag - persönlichñ.  

 

Wird im Rahmen der Personensuche im AZR festgestellt, dass der Antragsteller bereits 

unter einer anderen ABH erfasst ist und ein Eintrag über die Aktenabgabe ist nicht erfolgt, 

ist die jetzt zuständige ABH mittels Briefvorlage D0257 über die Ausländeraktenführende 

ABH zu informiern. Dies ermöglicht der zuständigen ABH die Ausländerakte anzufordern, 

um so eine mögliche doppelte Führung von Ausländerakten zu vermeiden.  

 

Hinweis: Werden mehrere Personen mit gleichen oder ähnlichen Personalien vom AZR 

angeboten,  ist vom L-AVS oder dem zust. Entscheider zu entscheiden, ob eine dieser 

Personen dem Antragsteller zugeordnet werden kann, oder eine Erstmeldung im AZR er-

forderlich ist. Der ggf. ausgelöste AZR-Ausdruck ist nach bestimmungsmäßigem Ge-

brauch zu vernichten und darf weder in die elektronische Akte eingescannt, noch zur Do-

kumentenmappe genommen werden. 
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Geführte Aktenanlage in MARiS und ggf. Erstmeldung im AZR 

Die Verfahrensweise bei der gef¿hrten Aktenanlage finden Sie im ĂLeitfaden Aktenanlage 

persönlicher Asylantragñ. 

 

Hinweis: Bei nicht bekannten Vornamen, Familiennamen, Geburtsort etc., ist es auf Grund 

der Vorgaben des AZR zwingend erforderlich, im AZR die entsprechenden Felder mit ei-

nem ĂPluszeichenñ (+) zu belegen. Um dieser Vorgabe gerecht zu werden, ist es auf 

Grund der automatisierten Übernahme der Daten von MARiS in das AZR bereits im Rah-

men der Datenerfassung in MARiS notwendig, diese Verfahrensweise auch in MARiS an-

zuwenden.  

Im Falle einer Blocknamenbildung, d.h., dass keine Unterscheidung zwischen Vor- und 

Familiennamen getroffen wird, ist der gesamte Name im Feld ĂFamiliennameñ und im Feld 

ĂVornameñ ein ĂPluszeichenñ  zu erfassen. 

Im Übrigen gilt, dass im Falle eines Vorliegens von Identitätspapieren, die im Pass / Per-

sonalausweis enthaltene Reihenfolge der Worte analog in MARiS zu erfassen ist. 

   

In den Fällen, in denen der Antragsteller nicht zum Wohnen in einer AE verpflichtet ist, ist 

keine Erstmeldung im AZR vorzunehmen, da bei dieser Personengruppe die Erstmeldung 

im AZR durch die ABH zu erfolgen hat. Bei Nichtverfügbarkeit des AZR ist zunächst die 

Erfassung der Daten in MARiS (Aktenanlage) durchzuführen. Bei Wiederverfügbarkeit des 

AZR sind die entsprechenden Daten nachzuführen.  

 

Hinweis: Hinsichtlich der Erfassung der Aktenzusatzinformation zur "AE-Wohnpflicht" ist 

es bei 16- und 17-jährigen unbegleiteten minderjährigen Antragstellern zwingend erfor-

derlich, diese Aktenzusatzinformation mit dem Status "16 und 17-jährige Minderj. unbeglei-

tet" zu erfassen. Hierdurch wird für die Statistik eine Differenzierung zwischen begleiteten 

und unbegleiteten minderjährigen Antragstellern dieser Altersgruppe ermöglicht.  

 

 

Entgegennahme und Erfassung von Personaldokumenten  

In der Maske Papiere werden neben der Aufenthaltsgestattungsnummer und der Nummer 

des Klebeetikettes ausschließlich Identitätspapiere (Pass, Personalausweis, Geburtsur-

kunde etc.) erfasst, die dem Bundesamt im Original vorgelegt werden und (vorerst) einbe-

halten werden. Dies ist durch Setzen des Hªkchens Ăeinbehaltenñ entsprechend zu doku-

mentieren. 
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Hinweis: Werden dem Bundesamt Originaldokumente vorgelegt, sind diese durch Ref. 

415/PTU auf deren Echtheit hin zu prüfen. Die Verfahrenseise hierzu ist im Kapitels 

ĂUrkundenprüfungñ näher beschrieben. 

Wird dem Bundesamt ein Pass oder Passersatz mit einem Aufenthaltstitel (Visum, Aufent-

haltserlaubnis) vorgelegt, ist dieser unverzüglich mit entsprechendem Untersuchungsan-

trag ohne Übersetzung an Ref. 415/PTU m.d.B. um bevorzugte Bearbeitung wg. vorhan-

denem Aufenthaltstitel weiterzuleiten.  

 

Kopien vorgelegter Identitätspapiere sowie Zeugnisse und sonstige den Antragsteller be-

treffende Unterlagen, die nicht dem Identitätsnachweis dienen,  werden nicht in der Maske 

Papiere erfasst. 

Eingescannt werden jedoch sämtliche vom Antragsteller vorgelegten Dokumente, unab-

hängig davon, ob diese im Original oder in Kopie vorgelegt werden. Gleiches gilt auch für 

Dokumente, die dem Antragsteller nach erfolgter Aktenanlage wieder ausgehändigt wer-

den. 

 

Neben den Originaldokumenten, die in einer gesonderten Klarsichthülle zur Dokumenten-

mappe zu nehmen sind, werden zusätzlich Kopien der Personaldokumente zur Dokumen-

tenmappe genommen. 

 

Soweit minderjährige Kinder ohne eigene Personaldokumente im Pass des Vaters oder 

der Mutter mit aufgeführt sind, erfolgt die Erfassung des Passes auch in der Maske ĂPa-

piereñ der Kinder. 

 

Sofern der Ausländer im Rahmen der Antragstellung keine Identitätspapiere vorweisen 

kann und angibt seine Papiere verloren zu haben, oder diese seien ihm gestohlen worden 

oder anderweitig abhanden gekommen, besteht die Möglichkeit einer entsprechenden An-

frage an die Fundpapierdatenbank beim BVA. Näheres hierzu siehe Kap. Fundpapierda-

tenbank. Hinsichtlich der Durchführung einer Anfrage an die Fundpapierdatenbank , wird 

auf den entsprechenden Leitfaden verwiesen. 

 

Hinweise zur Erfassung von Personaldokumenten im AZR 

Werden in MARiS in der Maske "Papiere" neben einem Pass noch weitere sonstige Identi-

tätspapiere erfasst, wird im Rahmen der AZR-Erstmeldung des Antragstellers lediglich der 

Pass automatisch in das AZR übernommen. Die sonstigen in der Maske Papiere erfassten 

Personaldokumente wie Personalausweis oder Klebeetikett, müssen nach abgeschlosse-

ner Aktenanlage und AZR-Erstmeldung manuell über den AZR-Abgleich in das AZR über-

nommen werden.  



 

DA-AVS: Erstantrag - persönlich  9/21 Stand 06/14 

Werden dem Bundesamt nach bereits erfolgter Aktenanlage und Erstmeldung im AZR 

Personendokumente nachgereicht, sind diese nach Erfassung in der Maske Papiere mit-

tels des Buttons "AZR-Abgleich" in das AZR zu übernehmen.   

Ist nach bereits erfolgter AZR-Erstmeldung eine Korrektur der Personaldokumente erfor-

derlich, kann dies nicht über den AZR-Abgleich in der Maske Papiere durchgeführt wer-

den. Die Korrektur von Personendokumenten im AZR erfolgt über die AZR-

Korrekturmeldung "Angaben zur Person / Pass".  

 

SOKO 

Die Erfassung der Daten zur sozialen Situation von Antragstellern (SOKO) erfolgt im 

Rahmen der Aktenanlage nur für Personen, die das 14. Lebensjahr vollendet haben. Hier-

zu ist in der Maske ĂDetails Personñ die Submaske ĂSoziale Komponenteñ zu ºffnen und 

die Felder entsprechend den Angaben des Antragstellers zu befüllen.  

 

Niederschrift über das persönliche Gespräch 

 

Zur Bestimmung des für die Prüfung des Antrages zuständigen Mitgliedstaates ist es im 

Rahmen der Antragsentgegennahme unbedingt erforderlich, die  Niederschrift über das 

persönliche Gespräch aus der Schriftstückliste aufzurufen und den Antragsteller entspre-

chend Art. 5 der Dublin-VO III zu befragen. Hierbei ist vor der Befragung der anwesende 

Dolmetscher sowie der Beginn der Befragung zu erfassen. 

 

Hinweis:  

Hinsichtlich der zu verwendenden Niederschrift ist wie folgt zu differenzieren: 

- Für Antragsteller, die das 18. Lebensjahr vollendet haben sowie für begleitete und ver-

fahrensfähige Minderjährige (16- und 17-jährige), ist das Dokument D1165 (Fra-

gen_persGespräch_Dublin) zu verwenden. 

- Für unbegleitete Minderjährige ist das Dokument D1293 (Fra-

gen_persGespräch_Dublin_UM) zu verwenden.  

 

Wurde die Befragung bereits durch die BPol durchgeführt ï z.B. bei Aufgriffsfällen ï ist 

diesbzgl. durch die Außenstelle nichts mehr zu veranlassen. 

 

Hinweis: Bei Mehrpersonenakten ist für jeden verfahrensfähigen Antragsteller eine geson-

derte Befragung durchzuführen.  

 

Parallel zur Befragung des Antragstellers durch den Dolmetscher erfolgt die Erfassung der 

entsprechenden Antworten in den dafür vorgesehenen Kästchen, wobei ggf. ergänzende 

Angaben zu erfassen sind.   



 

DA-AVS: Erstantrag - persönlich  10/21 Stand 06/14 

Nach durchgeführter Befragung ist das Ende der Befragung zu erfassen und die Befra-

gungsniederschrift durch den Dolmetscher rückübersetzen zu lassen. Die Dauer der 

Rückübersetzung ist ebenfalls auf der Befragungsniederschrift zu erfassen. 

 

Nach ggf. erfolgter Rückübersetzung ist die Befragungsniederschrift auszudrucken und 

vom Antragsteller, vom Dolmetscher und vom aufnehmenden Mitarbeiter zu unterschrei-

ben. 

Die unterschriebene Befragungsniederschrift ist einzuscannen und das Original zur Do-

kumentenmappe zu nehmen. 

 

Checkliste 

Nach erfolgter Befragung ist die Checkliste  abzuarbeiten.  

Auch hier ist zu unterscheiden, ob es sich bei dem Antragsteller um einen unbegleiteten 

Minderjährigen oder einen Antragsteller handelt, der das 18. Lebensjahr vollendet hat: 

 

- Bei Antragstellern, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, ist die Checkliste D1164 zu 

verwenden. 

- Bei unbegleiteten Minderjährigen ist die Checkliste D1292 zu verwenden.  

 

Ergeben sich Hinweise für die Zuständigkeit eines anderen Staates, ist die Akte ohne Ver-

gabe eines Anhörungstermins an den zuständigen Dublin-Entscheider weiterzuleiten.  

 

Hinweis: Sofern das Verfahren nicht in ein Dublinverfahren mündet, sondern im nationalen 

Verfahren weiterbearbeitet wird, werden grds. im Rahmen der Anhörung weitere Standard-

fragen gestellt, die im Dokument Anhörungsprotokoll (D0638) enthalten sind. Für die Fälle, 

in denen diese Fragen nicht erst im Rahmen der Anhörung, sondern bereits im Vorfeld, 

z.B. durch einen Mitarbeiter im AVS, durchgeführt werden soll, ist analog den Fragen im 

Anhºrungsprotokoll das Dokument ĂFragen_nationalesVerfahrenñ (D1290) in der Schrift-

stückliste bereitgestellt. 

 

 

 

Terminvergabe zur Anhörung  

Soweit die Anhörung des Antragstellers innerhalb der nächsten beiden Tage nach Asylan-

tragstellung durchgeführt werden soll, ist bei anwaltlicher Vertretung der RA telefonisch 

(Aufnahme eines Vermerkes in die Akte) oder per Faxversand über den Anhörungstermin 

in Kenntnis zu setzen. 
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Hinweis zur Aushändigung/Versand der Niederschrift bzw. des Anhörungsproto-

kolls 

Die Aushändigung bzw. der Versand der Niederschrift an den Antragsteller bzw. dessen 

Rechtsanwalt sowie die ABH erfolgt grundsätzlich immer nach erfolgter Anhörung  zu-

sammen mit dem Anhörungsprotokoll. Dies sollte zum frühestmöglichen Zeitpunkt, spätes-

tens jedoch mit der Bescheidübersendung erfolgen (s. hierzu auch die Regelungen in der 

DA-Asyl, Kap. ĂAnhºrungñ, Abschnitt ĂNiederschrift der Anhörungñ).  

 

Aufnahme des digitalen Fotos  

Nach erfolgter Aktenanlage ist im Prozessschritt ĂFotoñ ein digitales Lichtbild des Antrag-

stellers aufzunehmen. Die Aufnahme eines Fotos erfolgt immer, wenn der Antragsteller 

das 14. Lebensjahr bereits vollendet hat.  

Die Verfahrensweise zur Aufnahme des digitalen Fotos finden Sie im ĂLeitfaden Aktenan-

lage persºnlicher Asylantragñ. Insbesondere ist bei der Aufnahme des digitalen Fotos auf 

eine ausreichend gute Qualität zu achten. Die verbindliche "Fotomustertafel" ist unter dem 

gleichnamigen Begriff im InfoPORT eingestellt. 

 

 

Hinweis: Kopfbedeckungen sind grundsätzlich nicht erlaubt. Ausnahmen sind insbesonde-

re aus religiösen Gründen, z.B. bei muslimischen Kopftuchträgerinnen, erlaubt. Hierbei ist 

darauf zu achten, dass das Gesicht von der unteren Kinnkante bis zur Stirn erkennbar sein 

muss. 

 

Ausf¿hrliche und verbindliche Hinweise kºnnen den  ĂHinweisen aus der Fotomustertafelñ 

entnommen werden. 

 

Übermittlung des digitalen Fotos an das AZR 

Mit dem Inkrafttreten des Gesetzes zur Umsetzung aufenthalts- und asylrechtlicher Richt-

linien der EU erfolgte auch eine Änderung des AZR-Gesetzes. Demnach sind die beim 

Bundesamt im Rahmen der Asylantragstellung aufgenommenen Lichtbilder auch an das 

AZR zu übermitteln. Eine Übermittlung des Lichtbildes an das AZR ist auch dann durchzu-

führen, wenn zu dem Antragsteller bereits ein Lichtbild gespeichert ist.  

Im Zusammenhang mit der Übertragung von Lichtbildern an das AZR sind folgende Be-

sonderheiten zu beachten: 

 

- Vor Übertragung an das AZR ist zu prüfen, ob die Qualität des in MARiS gespeicher-

ten Lichtbildes den Qualitätsanforderungen entspricht (siehe hierzu die in InfoPORT 

eingestellte "Fotomustertafel"). Ist die Qualität des in MARiS gespeicherten Lichtbil-

des mangelhaft, ist ein neues Lichtbild aufzunehmen und zu erfassen. 

file:///L:/MARiS-Info/MOHextern/Fotomustertafel.pdf
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- Sofern zum Zeitpunkt  der AZR-Erstmeldung bereits ein Lichtbild in MARiS gespei-

chert ist, erfolgt die Übertragung automatisch im Rahmen der AZR-Erstmeldung. 

Dies ist z.B. dann der Fall, wenn bei persönlicher Asylantragstellung eine Vorakte/ed-

Behandlung in Organleihe vervollständigt wird. 

- Ist zum Zeitpunkt der AZR-Erstmeldung noch kein Lichtbild gespeichert, erfolgt die 

Übertragung als AZR-Folgemeldung nach Aufnahme und Speicherung des Lichtbil-

des grundsätzlich im Prozessschritt "Dokumente an Ast".  

 

Im Übrigen wird im Zusammenhang mit der Übermittlung von Lichtbildern in das AZR auf 

die Leitfäden "AZR Teil 2", "Lichtbildkomprimierung" sowie "Aktenanlage persönlicher   

Asylantrag" verwiesen.   

 

Erfassung  und Erstellung der Aufenthaltsgestattung  

Für jeden verfahrensfähigen Erstantragsteller (Vollendung des 16. Lebensjahres), der zum 

Wohnen in einer AE verpflichtet ist, muss eine AG erstellt werden. Die Ausstellung und 

Aushändigung der AG muss innerhalb von 3 Tagen nach Antragstellung erfolgen (§ 63 

Abs. 1 AsylVfG). 

Kinder, die einen Asylantrag gestellt haben, aber noch nicht verfahrensfähig sind, werden 

bei der Mutter aufgeführt. Sollte nur der Vater Asylbewerber sein, werden die Personalien 

auf dessen AG ausgedruckt. 

Hinsichtlich der Erfassung und der Erstellung der AG siehe Kap. ĂAufenthaltsgestattungñ. 

Außerdem ist im ĂLeitfaden Aktenanlage persºnlicher Asylantragñ die Verfahrensweise 

detailliert beschrieben. 

 

 

Fingerabdrucknahme und Übermittlung an das BKA. 

Eine ed Behandlung erfolgt nur bei Personen, die das 14.Lebensjahr vollendet haben.  Um 

eine zeitnahe Auskunft über das Ergebnis der ed-Behandlung zu erhalten, sollte die 

Übermittlung der  Fingerabdrücke unmittelbar nach der ed-Behandlung vorgenommen 

werden.  
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Aushändigung von Unterlagen 

Folgende Unterlagen sind dem Antragsteller gegen Unterschrift auf dem Kontrollbogen 

auszuhändigen: 

- 2 Merkblätter zum Dublinverfahren1 

a) Merkblatt für alle Antragsteller (Kurzfassung DXXXX) 

b) Merkblatt für Personen, für die das Dublinverfahren durchgeführt wird (Lang-

fassung DXXXX) 

Beide Merkblätter sind bei Aktenanlage allen Antragstellern auszuhändigen 

- Aufenthaltsgestattung 

- Terminsbenachrichtigung 

 

Weitere Unterlagen, die dem Antragsteller auszuhändigen sind: 

- Niederschrift Teil I 

- Belehrung nach § 10 AsylVfG in Deutsch und in Heimatsprache 

- EURODAC-Belehrungen mit Dublin II in Deutsch und in Heimatsprache sofern ver-

fügbar. 

- Ggf. Original-BüMA, nachdem diese eingescannt wurde.  

Hinweis: Handschriftliche Vermerke auf der BüMA über die erfolgte Asylantragstel-

lung bzw. ed-Behandlung sind grundsätzlich nicht erforderlich. Anderweitige Ab-

sprachen mit der der Außenstelle angeschlossenen AE, z.B. weil diese einen 

"Nachweis" über die erfolgte Asylantragstellung benötigt, bleiben unberührt. 

 

Hinweis: Unterschriften auf der Niederschrift Teil I, sowie den Belehrungen die dem An-

tragsteller ausgehändigt werden, sind nicht erforderlich. 

 

 

Erfassung der Aufenthaltsgestattung im AZR 

Die AG bzw. die Nummer des Klebeetikettes ist außer in MARiS auch im AZR zu erfassen.  

Die Nummer des Klebeetikettes ist für alle im Asylverfahren befindlichen Personen im AZR 

zu erfassen. Die Übernahme der Nummer des Klebeetikettes in das AZR kann nur über 

die Maske ĂPapiereñ der entsprechenden Person erfolgen.  

Sofern im AZR noch eine Duldung oder Aufenthaltstitel für den Asylantragsteller erfasst 

ist, ist eine Übernahme der Etikettennummer in das AZR nicht möglich. Der Sachverhalt ist 

mit der zuständigen ABH zu klären und ggf. die Löschung der Duldung zu veranlassen. 

 

                                            
1
 Die Europäische Kommission wird Mitte Januar 2014 die offiziellen Merkblätter zur Verfügung stellen. Bis 

diese Merkblätter in verschiedenen Sprachen zur Verfügung stehen, ist übergangsweise das Informations-

blatt D1260 in Deutsch und ï sofern vorliegend ï in seinen fremdsprachlichen Übersetzungen auszuhändi-

gen. 
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Erfassung der Religionszugehörigkeit im AZR 

Bzgl. der Erfassung der Religionszugehörigkeit im AZR ist folgendes zu beachten: 

- Nach den gesetzlichen Regelungen des § 3 Nr. 5 AZRG erfolgt die Speicherung der 

Religionszugehörigkeit im AZR nur mit dem Einverständnis des Antragstellers.  

- Mittels Dolmetscher wird dem Antragsteller die Einverständniserklärung zur Erfas-

sung der Religionszugehörigkeit im AZR (D0806) erklärt.  

- Je nach Entscheidung des Antragstellers wird auf der Einverständniserklärung das 

entsprechende Kästchen angekreuzt und vom Antragsteller und Dolmetscher un-

terschrieben. 

- Hat der Antragsteller im Rahmen der Antragstellung seine Zustimmung zur Spei-

cherung seiner Religionszugehörigkeit im AZR gegeben, ist diese im AZR entspre-

chend zu erfassen. Dies erfolgt ¿ber das Kontextmen¿ ĂAZR Sucheñ der entspre-

chenden Person und Wechsel in die Maske ĂAZR Person erfassenñ.  ¦ber den But-

ton ĂAbgleich Religionñ wird die Religionszugehºrigkeit des Antragstellers automa-

tisch in das AZR ¿bernommen. Einzelheiten hierzu finden Sie im ĂLeitfaden AZRñ. 

- Ist der Antragsteller konfessionslos, ist auch dies im AZR entsprechend zu erfassen  

- Hat der Antragsteller seine Zustimmung verweigert, darf kein ĂAbgleich Religionñ in 

der Maske ĂAZR Person erfassenñ durchgef¿hrt werden.   

- Die Einverständniserklärung wird in die Akte eingescannt und das Original zur Do-

kumentenmappe genommen. 

 

Hinweis: Die ggf. vorzunehmende Erfassung der Religionszugehörigkeit des Antragstellers 

im AZR umfasst grds. auch dessen im Asylverfahren stehenden minderjährigen Kinder. 

Lehnt der Antragsteller die Erfassung der Religionszugehörigkeit seiner Kinder im AZR 

ausdrücklich ab, sind diese nicht im AZR zu erfassen. 

 

 

Visaabfrage 

Die im InfoPORT eingestellte AA-AZR-Visa beinhaltet im Wesentlichen folgendes: 

 

ĂBei allen verfahrensfªhigen Erstantragstellern, unbegleiteten Minderjªhrigen und Folge-

antragstellern, die nach einer erneuten Einreise in die Bundesrepublik Deutschland um 

Asyl nachsuchen, ist im Rahmen der Aktenanlage eine AZR-Visa-Abfrage durchzuführen. 

 

Die Abfragen entfallen bei: 

- Folgeantragstellern, die die Bundesrepublik Deutschland  nicht verlassen haben. 

- Asylbewerbern, die in der Bundesrepublik Deutschland geboren sind 

- minderjährigen Antragstellern, die gemeinsam mit ihren Eltern/einem Elternteil Asyl 

beantragen 
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- Asylbewerbern aus den vom Referat 415 vorgegebenen Herkunftslªndernñ (s. hier-

zu die im InfoPORT eingestellte AA-AZR-Visa).  

 

Wurde eine Visadateiabfrage durchgeführt, ist - unabhängig vom Ergebnis der Abfrage ï 

aus der Schriftst¿ckliste der ĂVermerk: Visaanfrageñ (D0880) zu erstellen, entsprechend 

des Ergebnisses zu befüllen und in der elektronischen Akte abzuspeichern. 

 

Ist das Ergebnis der Visadateiabfrage positiv und die Identität des Antragstellers kann mit 

der im AZR angebotenen Person zweifelsfrei festgestellt werden, ist neben dem entspre-

chend zu befüllenden VISA-Anfragevermerk D0880 die VISA-Gesamtauskunft über den 

Button "MARiS-Import" in die Schriftstückliste der elektronischen Akte aufzunehmen.   

 

In jedem Trefferfall sind die Visaunterlagen über das Referat 415 anzufordern. Dies erfolgt 

mit Dokument D0159 und dessen Versand ausschließlich per Mail an die Adresse  

 

Aus Outlook: *415-VisaAnfragen 

Aus MARiS: 415-VisaAnfragen@bamf.bund.de 

 

 

(s. hierzu auch die AA-AZR-Visa-Abfrage im InfoPORT). Die Zuständigkeit bzgl. der An-

forderung der Visaunterlagen kann durch organisatorische MaÇnahmen in den ASôen indi-

viduell geregelt werden.  

 

Ist das Ergebnis der Visadateiabfrage negativ, ist lediglich der VISA-Anfragevermerk 

D0880 entsprechend zu befüllen und in der Schriftstückliste abzuspeichern.  

 

 

Hinweis: Werden mehrere Personen mit gleichen oder ähnlichen Personalien vom AZR 

angeboten,  ist vom zust. Entscheider zu bestimmen, welche Daten dem Antragsteller zu-

zuordnen sind. Nur die VISA-Gesamtauskunft des dem Antragsteller zugeordneten Daten-

satzes ist später in die Schriftstückliste der elektronischen Akte zu importieren.  

 

 

Scannen und Anlegen der Dokumentenmappe 

Der Kontrollbogen wird zum derzeitigen Zeitpunkt noch nicht eingescannt. Dies erfolgt erst 

nach erfolgter Anhörung und Aushändigung des Anhörungsprotokolles durch den Ent-

scheider. Alle übrigen für die elektronische Akte bestimmten Dokumente werden sortiert, 

eingescannt und indiziert. 

 

 

mailto:415-VisaAnfragen@bamf.bund.de
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Zur Dokumentenmappe gelangen folgende Unterlagen (aufgelistet in der Reihenfolge in 

der sie in die Dokumentenmappe aufgenommen werden): 

- Deckblatt 

- ggf. vorhandene Originalunterlagen, Pass, Personalausweis etc.  

- Niederschrift Teil I (Unterschrift Ast, Dolmetscher, AVS-Mitarbeiter erforderlich) 

- § 10 Belehrungen in deutsch und fremdsprachig (Unterschrift Ast, Dolmetscher, 

erforderlich) 

- EURODAC-Belehrungen in deutsch und fremdsprachig (Unterschrift Ast, Dolmet-

scher, AVS-Mitarbeiter erforderlich) 

- Einverständniserklärung zur Erfassung der Religionszugehörigkeit im AZR (Unter-

schrift Ast, Dolmetscher erforderlich) 

- sonstige Schreiben 

- Passkopien 

Die Scanvorblätter SAKL und SAUK werden in der Asservatentasche aufbewahrt. 

Der Kontrollbogen wird zur weiteren Verwendung für den Entscheider vorne in die Doku-

mentenmappe eingelegt. 

Abschließend erfolgt die Weiterleitung der elektronischen Akte sowie der Dokumenten-

mappe an den zust. Entscheider.  

 

 

b) Mit ed-Behandlung in Organleihe 

 

Der Asylsuchende erscheint nach erfolgter Weiterleitung durch die AE in der zuständigen 

AS zur Asylantragstellung. Erscheint ein Ausländer ohne BüMA, so ist dieser zunächst an 

die AE zu verweisen (weitere Bearbeitung nur bei Vorliegen der BüMA). 

 

Aufrufen des Datensatzes in MARIS anhand der Daten der BüMA. 

Sind Fälschungsmerkmale an der BüMA festzustellen oder bestehen Zweifel darüber, 

dass die ankommende Person mit der auf dem Lichtbild identisch ist, wird eine neue Akte 

in MARIS angelegt und eine erneute ed-Behandlung einschließlich Aufnahme eines elekt-

ronischen Lichtbildes durchgeführt.  

Meldet das BKA dass Personenidentität vorliegt, ist die Vorakte und die Verfahrensakte 

mit der Personenreferenz Ăgleiche Person zu.....ñ zu referenzieren. 

 

Wird nach Aufruf des Datensatzes festgestellt, dass sich die Vorakte bereits im Archiv be-

findet, weil diese nach Ablauf von 8 Wochen auf Grund einer nicht erfolgten wirksamen 

Asylantragstellung systemseitig aus der Registratur in das Archiv weitergeleitet wurde, ist 

eine neue Akte aus der Vorakte - ggf. als §20 Folgeantrag - anzulegen und eine erneute 

ed-Behandlung einschließlich Aufnahme eines elektronischen Lichtbildes durchzuführen.  
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Eine neue Akte ist dann mit der Verfahrensart ĂÄ20 Folgeantragñ anzulegen, wenn zwei-

felsfrei festgestellt wird, dass der Antragsteller von einer weiterleitenden Behörde (Grenz-

behörde, ABH, AE)  nach § 20 Abs. 2 oder § 22 Abs. 3 AsylVfG bzw. von der zuständigen 

AE nach § 23 Abs. 2 AsylVfG ordnungsgemäß belehrt wurde, jedoch seiner Verpflichtung 

sich zu dem vorgegebenen Termin zu melden aus eigenem Verschulden nicht Folge ge-

leistet hat (näheres hierzu siehe "Folgeantrag ohne Erstantrag").  

 

  

Hinweis: Durch die ¦bernahme der Person aus der Vorakte mit ĂPerson ¿bernehmen in 

neue Akteñ wird sichergestellt, dass die Personennummer aus der Vorakte in die neue Ak-

te übernommen wird und alle Akten der Person später in einer Personensicht ersichtlich 

sind.  

 

In den Fällen, in denen für mehrere Personen bereits eine Vorakte im Rahmen der ed Be-

handlung in Organleihe zu einem AZ angelegt wurde, es jedoch nicht bei allen Personen 

zur Asylantragstellung kommt (z. B. Untertauchen einer Person), ist eine Aktenteilung vor-

zunehmen. Für die erschienene(n) Person(en) wird die Vorakte zur Verfahrensakte aufge-

baut. Die abgeteilte, sog. Strichakte, für die nicht erschienene(n) Person(en) verbleibt in 

der Registratur. Hinweise zur Verfahrensweise bei Aktenteilung finden Sie im entspre-

chenden Leitfaden. 

 

Aufbau der Vorakte 

Insbesondere ist vor Aufbau der Vorakte zu prüfen, ob das in der Vorakte gespeicherte 

Lichtbild des Antragstellers den Qualitätsanforderungen hinsichtlich der Speicherung im 

AZR entspricht. Werden hierbei Qualitätsmängel festgestellt, ist vor der AZR-Erstmeldung 

ein neues Lichtbild aufzunehmen und in MARiS zu erfassen. Die Übertragung des Licht-

bildes an das AZR erfolgt dann automatisch im Rahmen der AZR-Erstmeldung.  

Wurde irrtümlich ein mangelhaftes Foto in das AZR übertragen, ist dieses zu löschen und 

anschließend ein qualitativ ausreichendes Lichtbild einzustellen. 

 

Im Hinblick auf die zu erstellende Aufenthaltsgestattung ist sicherzustellen, dass im Rah-

men der Voraktenanlage sowohl die Körpergröße als auch die Augenfarbe des Antragstel-

lers in der Maske ĂDetails Personñ erfasst ist. Ggf. sind diese Daten nachzuerfassen. 
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Überprüfung/Auswertung des Rechercheergebnisses   

 

Hinweis: Liegt zum Zeitpunkt der wirksamen Asylantragstellung noch keine Auswertung 

des Rechercheergebnisses des BKA im nationalen Verfahren vor und seit Anlage der 

Vorakte sind mehr als 4 Arbeitstage vergangen, ist dies unter Nennung der EURODAC-

Nummer per eMail dem Referat 122 unter folgender Adresse mitzuteilen: 

 

Aus Outlook: *marissecondlevelsupport@bamf.bund.de 

Aus MARiS: MARiSSecondLevelSupport2@bamf.bund.de 

 

Eine Mitteilung an das Referat 122 erfolgt auch in den Fällen, in denen nach Ablauf von 4 

Tagen kein Ergebnis aus EURODAC vorliegt und eine entsprechende eMail von 

EURODAC-Check-Request eingegeangen ist. Die eMail ist mit dem Betreff ĂRecherche 

BKAñ an die o.g. eMail-Adresse weiterzuleiten. 

 

Kein Treffer  

Die im Rahmen der ed Behandlung in Organleihe erstellte Vorakte wird als Ăneue Akteñ ï 

Erstantrag ï vervollständigt. Die weitere Verfahrensweise erfolgt mit Ausnahme der bereits 

erfolgten ed-Behandlung und der Aushändigung der EURODAC-Belehrung wie bei Erstan-

tragsannahme ohne Vorakte. Ggf. Nacherfassung von nicht ed zu behandelnden Kindern. 

(Im Rahmen der Organleihe sind diese nicht erfasst worden). 

 

Ergeben sich bei Antragstellung Änderungen oder Ergänzungen der Führungspersonalien, 

sind die im Rahmen der ed Behandlung in Organleihe erfassten Personalien entspr. zu 

ändern. Die schriftliche Änderungsmitteilung an alle beteiligten Stellen erfolgt mit Doku-

mentenvorlage D0114 i.V.m. D0773. Nªheres hierzu siehe unter ĂÄnderung von Perso-

nendaten/Erfassung von Aliaspersonalienñ. 

  

 

Treffer auf Grund Asylrechts  

Wird im Rahmen der Recherche in der Maske ĂED-Daten ï Fotoñ festgestellt, dass Er-

kenntnisse aufgrund des Asylrechts vorliegen und der INPOL-Ausdruck liegt noch nicht 

vor, können weitere Verfahren über die D-Nummer in der MARiS-Suchmaske oder mit Hil-

fe der Polizei vor Ort ermittelt werden.  

 

Hinweis: Aufgrund mangelnder wirksamer Antragstellung kann bei einer Vorakte mit ed-

Behandlung in Organleihe nicht von einem ĂMehrfach- oder verdeckten Folgeantragñ aus-

gegangen werden.  

mailto:*marissecondlevelsupport@bamf.bund.de
mailto:MARiSSecondLevelSupport2@bamf.bund.de
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Die Vorakte wird in diesen Fällen nicht zu einem Antrag aufgebaut, sondern nach Bearbei-

tung der Mehrfachidentität in das Archiv weitergeleitet.  

Bei wirksamer Folgeantragstellung ist die Folgeantragsakte aus dem letzten ordnungsge-

mªÇ gestellten Vorverfahren mit ĂPerson ¿bernehmen in neue Akteñ anzulegen.  

Sollte es sich bei der weiteren Akte ebenfalls um eine Vorakte handeln, ist diese Vorakte 

von der für die Antragsannahme zuständigen Außenstelle wie eine normale Vorakte zu 

behandeln. Maßgebend hierbei ist die zeitlich zuerst angelegte Vorakte.  

 

 

ba) Bearbeitung der Mehrfachidentität 

 

Bei Weiterleitung in ĂBKA-Ergebnisse bestªtigtñ wird systemseitig die Referenz ĂAkte mit 

gleicher D-Nummerñ zu allen Verfahren der Person mit dieser D-Nummer gesetzt. Die 

Vorakte erscheint in ĂAnerkennung erloschen?ñ, ĂMFI?ñ oder ĂFolgeantrag gew¿nscht?ñ. 

 

Nach Weiterleitung der Vorakte in ĂInfo ¿ber FA/MFI an Beteiligteñ, werden nachfolgend 

genannte Beteiligte mit Dokument "MFI Mitteilung ABH" (D0104) über die MFI informiert.  

Ggf. ist zuvor die Außenstelle in MARIS zu erfassen. 

- Ausländerbehörde(n) mit INPOL-Ausdruck 

- Aufnahmeeinrichtung(en) 

- zust. Polizeidienststelle mit INPOL-Ausdruck 

- ggf. Verwaltungsgericht(e) mit INPOL-Ausdruck 

- ggf. Verfahrensbevollmächtigte (der "MFI Mitteilung ABH" D0104 ist das An-

schreiben an den RA D0247 beizufügen) 

- ggf. Ast 

 

Die Benachrichtigung der ABH sowie der zuständigen Polizeibehörde erfolgt per Telefax, 

damit diese ggf. aufenthaltsbeendende bzw. ordnungs- oder strafrechtliche Maßnahmen 

einleiten können.  

 

AnschlieÇend ist die Referenz Ăgleiche Person zu....ñ ¿ber das Kontextmen¿ zur jeweiligen 

Person zu setzen. Die vom System gesetzte Referenz ĂAkte mit gleicher D-Nummerñ wur-

de bei beiden Akten mit dem entsprechenden Referenztyp überschrieben.  

Eine ĂRotfªrbungñ erfolgt nicht. Die weiteren Personalien m¿ssen manuell in die Vorakte 

und dem maßgeblichen verfahren aufgenommen werden. 

 

Nach Erledigung aller Arbeiten ist die Vorakte in ĂVorakte mit gleicher D-Nr. Archivñ wei-

terzuleiten. 

Die Mitteilung über die MFI bzw. der INPOL-Ausdruck ist später in die fortzuführende Akte 

zu kopieren.  
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bb) Entgegennahme Folgeantrag 

 

In den Fällen, in denen das Vorverfahren abgeschlossen ist und vom Antragsteller ein 

ĂFolgeantrag gew¿nschtñ wird, ist zu prüfen, ob die Außenstelle für die Entgegennahme 

des Folgeantrages zuständig ist. 

 

Sofern die Außenstelle nicht für die Entgegennahme zuständig ist, wird wie bei unwirksa-

mer persönlicher Folgeantragstellung verfahren und der Antragsteller an die für ihn zu-

ständige Außenstelle des Bundesamtes verwiesen. 

 

Ist die Außenstelle für die Entgegennahme des Folgeantrages zuständig, erfolgt die weite-

re Verfahrensweise wie bei normaler Folgeantragstellung durch Übernahme der Person 

aus dem letzten ĂordnungsgemªÇenñ Verfahren mit ĂPerson ¿bernehmen in neue Akteñ. 

Dadurch wird sichergestellt, dass diese ĂPersonensichtñ fortgeführt wird. 

 

Treffer auf Grund Ausländerrecht 

Wird der Antragsteller im Rahmen der Personensuche im AZR gefunden,  erfolgt  die Mel-

dung als Asylantragsteller nicht als Erstmeldung, sondern als Folgemeldung im bereits 

bestehenden AZR-Datensatz. 

 

Qualitätsmängel 

Liegen Qualitätsmängel im nationalen Verfahren und/oder in EURODAC vor, ist ggf. 

eine erneute ed-Behandlung durchzuführen. Die Verfahrensweise hierzu ist abhängig da-

von, ob die ed-Behandlung mittels Livescan oder mittels Papier-FABl durchgeführt wurde. 

Ausf¿hrungen hierzu finden Sie im Kapitel ĂEd-Behandlung mittels Livescan/Erneute Ed-

Behandlung wegen Qualitätsmängelnñ bzw. ĂEd-Behandlung mittels FABl/Rückmeldung 

der Rechercheergebnisseñ.  

 

Basiert die Nicht-Auswertbarkeit der FABl auf manipulierten Fingerkuppen, ist gem. den 

Verfahrensregelungen im Kapitel ĂManipulierte Fingerkuppenñ zu verfahren. 

 

 

EURODAC-Treffer  

Vervollständigung der Vorakte und Weiterleitung an den zuständigen Entscheider ohne 

Vergabe eines Anhörungstermines. Die Checkliste Dublinverfahren (D1164) ist entspre-

chend anzukreuzen. 
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Hinweis: Liegt ein EURODAC-Treffer vor, ist es unbedingt erforderlich, die eMail, die über 

den EURODAC-Treffer informiert, in die MARiS-Schriftstückliste aufzunehmen.  

Aus technischen Gründen kann diese eMail derzeit nicht systemgesteuert in die MARiS-

Schriftstückliste aufgenommen werden. Der Text der eMail ist deshalb in ein Word-

Dokument zu kopieren, auf dem Desktop abzulegen und anschließend in die MARiS-

Schriftsückliste aufzunehmen. Das aufgenommene Worddokument wird in der Schrift-

st¿ckliste zunªchst mit der Bezeichnung ĂImport Wordñ angezeigt und muss deshalb mit 

dem Indizierbegriff ĂEURODAC-Trefferñ umbenannt werden. 

 

 

VIS-Treffer  

Vervollständigung der Vorakte und Weiterleitung an den zuständigen Entscheider ohne 

Vergabe eines Anhörungstermins. S. hierzu auch die Regelungen im Kap. ĂVISñ. 
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Dienstanweisung 

für das 

AVS 

 

 

Erstantrag - schriftlich 

 

Hinweis: Die Asylantragstellung minderjähriger Kinder nach § 14a AsylVfG sowie die An-

tragstellung unbegleiteter oder begleiteter minderjähriger Kinder, ist im Kapitel ĂAsylan-

tragstellung minderjªhriger Kinderñ gesondert geregelt. 

 

Allgemeines 

Eine schriftliche Antragstellung im Erstverfahren kann nur in den Fällen des § 14 Abs. 2 

Nr. 1-3 AsylVfG erfolgen.  

 

Grundsätzlich besteht in diesen Fällen keine AE-Wohnpflicht. 

Ausnahme: Sofern die Voraussetzungen des § 14 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 noch vor der Ent-

scheidung des Bundesamtes entfallen sind, z.B. nach Haft- oder Krankenhausentlassung, 

besteht AE-Wohnpflicht (§ 47 Abs. 1 Satz 2 AsylVfG). 

 

Im Falle einer unwirksamen schriftlichen Antragstellung sind die Originalunterlagen an den 

Absender zurückzusenden. 

Die Prüfung, ob die Voraussetzungen für eine schriftliche Antragstellung in der AS vorlie-

gen, oder ob die Zuständigkeit einer anderen AS gegeben ist erfolgt durch L-AVS oder 

einen hierfür beauftragten Mitarbeiter. 

Soweit schriftliche Anträge durch "nicht verfahrensfähige Personen" oder durch deren Be-

vollmächtigte gestellt werden, die nicht zugleich gesetzliche Vertreter (Eltern) oder Vor-

mund dieser Personen sind, liegt kein wirksamer Antrag vor. In diesen Fällen wird der An-

trag an die zuständige ABH weitergeleitet und diese aufgefordert, die Bestellung eines 

Vormundes einzuleiten, damit dieser einen rechtswirksamen Antrag für den Minderjähri-

gen beim Bundesamt stellen kann. 

 

Hinweis: Werden schriftliche Anträge durch kirchliche Organisationen gestellt, sind diese 

vor dem Scannen dem zuständigen Entscheider zur Prüfung und weiteren Veranlassung 

vorzulegen. 

 

Für das Referat M 30 gilt eine  gesonderte Verfahrensweise, auf die hier nicht näher 

eingegangen wird. 
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Zuständigkeit 

Grundsätzlich ist die AS zuständig, die dem Wohnort des Antragstellers am nächsten liegt 

und die das HKL bearbeitet. Geht ein schriftlicher Antrag in einer nicht zuständigen AS ein, 

wird der schriftliche Antrag eingescannt und als Posteingang mit entsprechendem Betreff 

zusammen mit allen Unterlagen an den L-AVS der zuständigen AS weitergeleitet.  

Hinsichtlich der Verfahrensweise bei der Aktenanlage, wird auf den Leitfaden "Aktenanla-

ge schriftliche Erstanträge" verwiesen 

 

Datum der Antragstellung 

Sofern die Aktenanlage nicht am Tag des Posteingangs des schriftlichen Asylantrages 

erfolgt, ist das Datum der Asylantragstellung mit dem Datum des Posteingangs des 

schriftlichen Asylantrages beim Bundesamt einzugeben.  

 

Datum der Ersteinreise 

Bei schriftlich gestellten Asylanträgen liegen dem Bundesamt i.d.R. keine genauen Anga-

ben zum Ersteinreisedatum vor. Ist im Rahmen der Aktenanlage das tatsächliche Datum 

der Ersteinreise nicht bekannt, ist als vorläufiges Ersteinreisedatum das Datum der An-

tragstellung (Datum des Posteingangs) zu erfassen. Das tatsächliche Datum der Erstein-

reise ist entweder durch Nachfrage bei der zuständigen ABH oder im Rahmen der Anhö-

rung zu ermitteln. Konnte das tatsächliche Datum der Ersteinreise  ermittelt werden, ist 

das vorläufig erfasste Einreisedatum in MARiS und - sofern die Erstmeldung durch die 

ABH bereits erfolgt ist - ggf. im AZR entsprechend zu korrigieren.   

 

AZR-Meldung 

Grundsätzlich erfolgt keine AZR-Erstmeldung für die Fälle des § 14 Abs. 2 AsylVfG durch 

das Bundesamt. Die Erstmeldung erfolgt hier durch die ABH.  

Ist die Erstmeldung des Antragstellers durch die ABH bereits erfolgt, ist im bereits beste-

henden Datensatz in der AZR-Folgemeldung "Asylverfahren" die Asylantragstellung mit 

dem Datum des Posteingangs des Asylantrages beim Bundesamt zu erfassen. Außer-

dem ist das im AZR erfasste Datum zur Ersteinreise mit dem in MARiS gespeicherten Da-

tum abzugleichen und ggf. das in in MARiS vorläufig  erfasste Ersteinreisedatum dem im 

AZR erfassten Datum anzupassen.  

Für die Fälle, in denen die ABH um Erstmeldung des Antragstellers im AZR gebeten wur-

de, ist nach Ablauf von 2 Wochen zu prüfen, ob die Erstmeldung erfolgt ist und ggf. die 

Asylantragstellung zu erfassen sowie die Daten im AZR und in MARiS bzgl. der  Erstein-

reise abzugleichen.  
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Hinweis: Erscheint der Ausländer nach Entlassung aus einer in § 14 Abs. 2, Satz 2       

AsylVfG genannten Einrichtung (z.B. Haft oder Krankenhaus) in der AE / beim Bundesamt 

und es besteht noch eine AE-Wohnpflicht, so kann das Bundesamt die Erstmeldung im 

AZR vornehmen, soweit dies noch nicht durch die ABH erfolgt ist. Das gleiche gilt auch für 

die Fälle, in denen der Ast. nach Haftentlassung vor der Entscheidung untertaucht.  

 

Aufenthaltsgestattung 

Grundsätzlich ist in den Fällen des § 14 Abs. 2 AsylVfG für die Ausstellung einer AG die 

ABH zuständig.  Eine Ausnahme gilt lediglich wenn die in § 14 Abs. 2 AsylVfG genannten 

Voraussetzungen entfallen, noch keine Entscheidung des Bundesamtes ergangen ist und 

somit Wohnpflicht in einer AE besteht. (z.B. nach Entlassung aus der Haft oder Kranken-

haus). 

 

Belehrungspflicht nach § 14 Abs. 1 Satz 2 AsylVfG 

Entgegen der Verfahrensweise bei persönlicher Erstantragstellung, wonach die Belehrung 

nach § 14 Abs. 1 AsylVfG zusammen mit der Belehrung über die Pflicht zur Asylantrag-

stellung nach § 23 Abs. 2 AsylVfG durch die AE erfolgt, ist im Falle der schriftlichen An-

tragstellung die Belehrung durch das Bundesamt nachzuholen. Dies erfolgt zusammen mit 

der Belehrung nach § 10 AsylVfG. Die Belehrungen nach § 14 Abs. 1 AsylVfG werden mit 

den übrigen Unterlagen automatisch erstellt und ausgedruckt.  

 

Ed-Behandlung  

Die ed-Behandlung findet grundsätzlich im Rahmen der Anhörung statt. Sofern keine An-

hörung durchgeführt wird, ist/sind der/die Antragsteller mit Dokument D0075 zur ed-

Behandlung zu laden. 

Konnte eine ed-Behandlung durch das Bundesamt durchgeführt werden, erfolgt die Über-

mittlung der Fingerabdruckblätter an das BKA sowie die Übertragung des Lichtbildes an 

das AZR wie bei persönlich gestellten Erstanträgen. 

 

Niederschrift über das persönliche Gespräch 

Auch bei schriftlich gestellten Anträgen auf internationalen Schutz ist das persönliche Ge-

spräch zur Bestimmung des für die Prüfung des Antrages zuständigen Mitgliedstaates 

durchzuführen. 

Sofern eine Anhörung zeitnah, d.h. innerhalb der Fristen für ein Wiederaufnahme-

/Aufnahmeersuchen, nach der Antragstellung erfolgen kann, ist das persönliche Gespräch 

im Rahmen der Anhörung durchzuführen.  

Hierbei muss sichergestellt sein, dass das Übernahmeersuchen an den Mitgliedstaat in-

nerhalb der Frist gestellt werden kann. 
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Für die Wiederaufnahme-/Aufnahmeersuchen sind folgende Fristen zu beachten: 

 

Fristentabelle im Kapitel ĂDublinverfahrenñ  

 

Kann die Anhörung nicht innerhalb der o.g. Fristen durchgeführt werden, ist der Antrag-

steller mit Ladungsschreiben D1257 (bei anwaltlicher Vertretung D1258) zum persönlichen 

Gespräch, sowie zur ed-Behandlung, baldmöglichst zu laden. 

 

Handelt es sich bei dem schriftlichen Antrag um einen unbegleiteten Minderjährigen, ist 

das Ladungsschreiben nur dann zu versenden, wenn der unbegleitete Minderjährige das 

14. Lebensjahr vollendet hat.  

Hat der unbegleitete Minderjährige das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet, ist die Nieder-

schrift über das persönliche Gespräch D1293 zusammen mit den anderen Unterlagen an 

den Postempfänger zu senden. 

 

Handelt es sich bei dem schriftlichen Antrag um einen Haftfall und das persönliche Ge-

spräch wurde bereits durch die BPol durchgeführt, ist diesbzgl. durch die Außenstelle 

nichts mehr zu veranlassen.  

 

Im Übrigen ist das persönliche Gespräch entweder durch einen Mitarbeiter des AVS, der 

vor Anhörung die Fingerabdrücke in der JVA abnimmt, zu führen oder das Gespräch findet 

im Rahmen der Anhörung in der JVA durch den Entscheider statt, sofern die Anhörung 

innerhalb der vorgegebenen Fristen durchgeführt werden kann. 

 

Ausdruck und Versand der Unterlagen 

Sofern zusätzlich zu den systemseitig erstellten Unterlagen weitere Unterlagen erstellt und 

versandt werden sollen, sind diese manuell zu erstellen, zu speichern und protokolliert zu 

versenden.  

Außerdem sind dem Antragsteller bzw. dessen RA folgende Merkblätter zu übersenden:2  

- Merkblatt für alle Antragsteller (Kurzfassung DXXXX) 

- Merkblatt für Personen, für die das Dublinverfahren durchgeführt wird (Langfassung 

DXXXX) 

 

Wird der Antragsteller durch einen RA vertreten, werden die für den Antragsteller be-

stimmten Unterlagen per Einschreiben an den RA versandt. Sollen die Unterlagen an den 

Antragsteller übersandt werden, erfolgt dies mit PZA. Die Mitteilung an die ABH erfolgt per 

Faxversand. 

                                            
2
 Die Europäische Kommission wird Ende Februar 2014 die offiziellen Merkblätter zur Verfügung stellen. Bis 

diese Merkblätter in verschiedenen Sprachen zur Verfügung stehen, ist übergangsweise das Informations-

blatt D1260 in Deutsch und ï sofern vorliegend - in seinen fremdsprachlichen Übersetzungen zu versenden. 
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